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1. Einleitung

1.1 Anlass

In der planerischen Fachdiskussion und Praxis gewinnt die Innenentwicklung von Städten 

und Gemeinden im Sinne einer nachhaltigen Flächenentwicklung seit Jahren zunehmend an 

Bedeutung.  Die  negativen  Auswirkungen  der  stetigen  Flächeninanspruchnahme  und  der 

Strukturwandel des Einzelhandels mit den negativen Folgen auf die zentralen Versorgungs-

bereiche führten in den letzten Jahren zu einem politischen und planerischen Umdenken zu-

gunsten der Notwendigkeit von Innenentwicklung.

Zur planungsrechtlichen Verwirklichung dieses Leitbildes hält das Baugesetzbuch (BauGB) 

vor allem durch die am 01. Januar 2007 in Kraft getretene Novellierung durch das „Gesetz 

zur Erleichterung von Planungsvorhaben für die Innenentwicklung der Städte“ vom 21. De-

zember  20061 diverse  planungsrechtliche  Instrumente  zur  vereinfachten  Umsetzung  und 

Steuerung der Innenentwicklung sowie zur allgemeinen Verfahrensbeschleunigung bereit.

Wichtigste Neuerung war die Einführung eines beschleunigten Verfahrens für Bebauungsplä-

ne der Innenentwicklung (§13a BauGB).2 Weiterhin wurde durch §9 Abs. 2a die Möglichkeit 

zur Aufstellung einfacher Bebauungspläne zur Erhaltung und Entwicklung zentraler Versor-

gungsbereiche integriert. Neben abweichenden Festsetzungsmöglichkeiten zu Abstandsflä-

chen wurde der Rahmen für vorhabenbezogene Bebauungspläne genauso erweitert, wie die 

Zulassung von Wohnnutzungen im Innenbereich nach §34 Abs. 3a. Im Besonderen Städte-

baurecht wurden private Initiativen zur Stadtentwicklung (§171f) eingefügt. Weiterhin erfolg-

ten eine Ergänzung der Unbeachtlichkeitsregelungen des §214 und eine Verkürzung der 

Normenkontrollantragsfrist auf ein Jahr.3

Im Rahmen dieser Arbeit werden die planungsrechtlichen Instrumente zur Umsetzung der In-

nenentwicklung einfacher Bebauungsplan zur Erhaltung und Entwicklung zentraler Versor-

gungsbereiche (§9 Abs. 2a), der Bebauungsplan der Innenentwicklung (§13a) und der §34 

über  die  Zulässigkeit  von Vorhaben im unbeplanten Innenbereich behandelt.  Sie  wurden 

durch die BauGB-Novelle 2007 entweder komplett neu eingefügt oder im Falle des §34 in 

seiner Systematik weiter ergänzt.

Der Bebauungsplan der Innenentwicklung (§13a) kann in einem beschleunigten Verfahren, 

für die Wiedernutzbarmachung von Flächen, der Nachverdichtung oder anderen Maßnah-

men  der  Innenentwicklung  aufgestellt  werden.  Mit  dem beschleunigten  Verfahren  gehen 

weitreichende  Verfahrenserleichterungen  einher.  Die  Bebauungspläne  müssen  allerdings 

eine Grundfläche unter 20.000 m² aufweisen oder dürfen bei einer Grundfläche bis weniger 

1 Vgl. BGBl. Teil 1 Nr. 64 vom 27.12.2006, S. 3316ff.
2 §§ ohne Gesetzeshinweise im Folgenden immer solche des BauGB.
3 Vgl. Krautzberger/ Stüer 2007, S. 160ff. mit einer Beschreibung der wichtigsten Änderungen der Novelle.
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als 70.000 m² keine erheblichen Umweltauswirkungen verursachen.4 Durch den neu einge-

fügten §9 Abs. 2a können in einem einfachen Bebauungsplan für die im Zusammenhang be-

bauten Ortsteile Festsetzungen zur Erhaltung und Entwicklung zentraler Versorgungsberei-

che getroffen werden.5 Er stärkt somit die Handlungsoptionen von Gemeinden, aktiv auf die 

Entwicklung zentraler Versorgungsbereiche Einfluss zu nehmen.6 In Gemengelagen im In-

nenbereich nach §34 ist durch die Novellierung fortan eine erweiterte Zulassung zur Erweite-

rung,  Änderung oder Erneuerung einer baulichen Anlage zu Wohnzwecken möglich (§34 

Abs. 3a). Hiernach können Anlagen für Wohnzwecke vom Erfordernis des Einfügens abwei-

chen, wenn diese städtebaulich vertretbar bzw. planbar sind.7

1.2 Problemstellung, Fragestellungen und Ziele

Aufgrund der derzeit  thematisierten Innenentwicklung und der BauGB-Novelle 2007 stellt 

sich die Frage, wie die planungsrechtlichen Instrumente des §9 Abs. 2a, §13a und §34 ange-

wendet werden. Diese sind für die Praxis entweder noch relativ neue (§9 Abs. 2a, §13a) oder 

in ihrer Systematik weiter ergänzte (§34) Instrumente.

In der wissenschaftlichen Fachliteratur erfolgt meist eine isolierte und theoretische Vorstel-

lung der drei Instrumente. Nur in Ausnahmefällen wird auf Beispiele eingegangen oder wer-

den Steuerungsmöglichkeiten zur Innenentwicklung gemeinsam behandelt. In der Arbeit soll 

die  Verbindung  zwischen  theoretischer  Wirkungsweise  und  Praxisanwendung  hergestellt 

werden.  Sie  untersucht,  inwieweit  die  planungsrechtlichen Instrumente  Möglichkeiten  zur 

Steuerung der Innenentwicklung eröffnen und in der Planungspraxis angewendet werden.

Während die kommunalen Planungsträger durch die §§9 Abs. 2a und 13a aktiv die Entwick-

lung steuern können, besitzen sie im Rahmen des §34 scheinbar kaum planerische Ermes-

sensentscheidungen. Bei der Analyse des §34 und seiner Anwendung wird zudem betrach-

tet, inwieweit hierdurch Möglichkeiten zur Steuerung der Innenentwicklung bestehen.

Zur Untersuchung der Anwendung wird für jedes Instrument exemplarisch ein Praxisbeispiel 

herangezogen. Hierfür erfolgt  zunächst jeweils eine Vorstellung des Vorhabens mit  Lage- 

und Umfeldbeschreibungen. Anschließend werden der Inhalt, der Ablauf sowie die Wirkungs-

weise des Planungsvorhabens beschrieben und auf die Absichten der planenden Gemeinde 

eingegangen. Zudem sollen mögliche Vorteile bzw. Probleme bei der Umsetzung bzw. An-

wendung betrachtet und das Beispiel reflektiert werden.

Als Grundlage für die Arbeit wurde nachfolgende, zentrale Fragestellung entwickelt:

Welche theoretischen Wirkungsweisen besitzen die Instrumente der Innenentwicklung und 

4 Vgl. Stüer 2009, S. 38, Rn. 135.
5 Vgl. Reidt 2008, S. 113.
6 Vgl. Ebd., S. 120f.
7 Vgl. Krautzberger in Battis/ Krautzberger/ Löhr 2009b, S. 463f., §34 Rn. 56-58.
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wie werden die Instrumente zur Stärkung der Innenentwicklung in der Praxis eingesetzt?

Folgende weitere Fragestellungen sind im Rahmen der Arbeit zu behandeln:

− Wie unterscheiden sich die drei Instrumente zur Steuerung der Innenentwicklung?

− Besitzen Kommunen nach §34 Steuerungsmöglichkeiten? Wenn ja, welche?

− Was sind die hinter den Anwendungsfällen stehenden Planungsabsichten? Was sind 

die Vorteile der Instrumente? Wo gibt es eventuell Probleme?

− Wie können die drei Instrumente weiterentwickelt werden?

− Wie sind die Instrumente im Rahmen einer Innenentwicklungsstrategie effektiv ein-

setzbar?

In der Arbeit sollen die drei Instrumente in ihrer Systematik und Wirkungsweise vorgestellt 

werden, ehe hiernach eine  vergleichende Gegenüberstellung erfolgen soll.  Durch die Be-

trachtung von typischen Anwendungsfällen der Instrumente soll beispielhaft aufgezeigt wer-

den,  welche  Wirkungsweisen,  Planungsabsichten,  Steuerungsmöglichkeiten  und  Vorteile 

bzw. Anwendungsprobleme mit den Instrumenten einhergehen.  Vor dem Hintergrund einer 

erneuten,  geplanten Novellierung des Baugesetzbuches im Jahr 20128,  ebenfalls  mit  der 

Zielsetzung der Innenentwicklung, ist zudem diskussionswürdig, wie die Weiterentwicklung 

der Instrumente gestaltet werden könnte.  Weiterhin sollen im Konzeptteil der Arbeit Hand-

lungsempfehlungen im Rahmen von Entwicklungsszenarien zum Einsatz der Instrumente zur 

Stärkung der Innenentwicklung konzipiert werden.

1.3 Methodik und Aufbau

Zu Beginn des Arbeitsprozesses stand vor allem die Recherche grundlegender Fachliteratur 

zu den drei Instrumenten aus Kommentaren und Sammelwerken im Vordergrund. Ergänzt 

wurde diese durch die Recherche von wissenschaftlichen Artikeln zu einzelnen Teilthemati-

ken der Instrumente und wichtiger Gerichtsentscheidungen in Datenbanken.

Die Suche von Praxisbeispielen und Anwendungsfällen erfolgte durch eine Internetrecher-

che. Hierzu wurden gezielt Anwendungsfälle der konkreten Instrumente, beispielsweise Be-

bauungspläne der Innenentwicklung, in den Städten Buxtehude und Hamburg recherchiert. 

Im Rahmen dieses Schrittes wurden zudem Experteninterviews mit an der Planung beteilig-

ten Akteuren aus der Verwaltung geführt, um vor allem planerische Absichten, Steuerungs-

möglichkeiten, Vorteile und Probleme zu erfragen.

Die Arbeit untergliedert sich in insgesamt neun Abschnitte. Die Abbildung 1 zeigt den inhaltli-

chen Aufbau der Arbeit.9

In der Einführung erfolgte die Beschreibung des Anlasses, der zentralen Problemstellung 

8 Vgl. BMVBS 2012.
9 Vgl. Abbildung 1, S. 4.
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und der Fragestellungen sowie der Ziele der Arbeit. Das erste Kapitel schließt mit der Metho-

dik und dem Aufbau der Arbeit ab.

Im zweiten Kapitel wird die fachliche Diskus-

sion zum Thema Innenentwicklung beschrie-

ben. Es erfolgt eine Darstellung der Bedeu-

tung  von  Innenentwicklung  in  der  Planung 

sowie die daraus resultierenden gesetzgebe-

rischen Aktivitäten, die 2007 zur Novellierung 

des Baugesetzbuches führten. Auf die Novel-

le  und die  hiermit  eingeführten Instrumente 

zur Stärkung der Innenentwicklung wird an-

schließend eingegangen.

Hiernach werden die  einzelnen Instrumente 

der Innenentwicklung, §9 Abs. 2a, §13a und 

§34  nacheinander  in  ihrer  Anwendbarkeit, 

Wirkungsweise  und  ihrem  Regelungsinhalt 

vorgestellt.10 Im  sechsten  Kapitel  liegt  der 

Schwerpunkt  auf  einer  vergleichenden  Be-

trachtung der Instrumente in Form eines kurzen Zwischenfazits.

Hiernach steht die Anwendung der einzelnen Instrumente in der Praxis im Mittelpunkt. Dabei 

soll beispielhaft ein Anwendungsfall je Instrument beschrieben und diskutiert werden.11

In Kapitel acht wird zuerst eine mögliche Novellierung bzw. Weiterentwicklung der Instrumen-

te diskutiert, ehe anschließend Handlungsempfehlungen zur Stärkung der Innenentwicklung 

im Rahmen von zwei Szenarien entwickelt werden. Am Ende der Arbeit folgt ein Fazit mit ei-

ner Reflexion.

2. Innenentwicklung in der Planung

In diesem Kapitel erfolgt anfangs eine Beschreibung der Bedeutung von Innenentwicklung, 

ehe auf die daraus resultierenden Aktivitäten des Gesetzgebers eingegangen wird. Diese 

führten 2007 zu einer Novellierung des Baugesetzbuches, durch die die Instrumente zur Ver-

wirklichung des Leitbildes Innenentwicklung in das BauGB aufgenommen wurden. Die Ziele 

und die damit verbundenen Änderungen werden im zweiten Abschnitt genauer dargelegt.

10 Vgl. Kapitel 3-5.
11 Vgl. Kapitel 7.
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2.1 Baustein einer nachhaltigen Siedlungsentwicklung

Das Leitbild der Innenentwicklung prägt die fachliche Diskussion zu einer nachhaltigen Sied-

lungsentwicklung seit Jahren. Dennoch scheinen in der Planungspraxis kaum Innenentwick-

lungsstrategien vorhanden zu sein. Diese Diskrepanz hat sich aber durch die Entwicklungen 

der letzten Jahre, vor allem aufgrund des demografischen Wandels, verkleinert.12 Beispiels-

weise ist die immer älter werdende Bevölkerung aufgrund der geringeren Mobilität eher auf 

verdichtete, zentral organisierte Siedlungsstrukturen angewiesen.

Innenentwicklung ist dabei „als ein planerischer Begriff zu verstehen, der kein festgelegtes 

und einheitliches Verständnis aufweist und dessen genaue Ausprägung sich erst im jeweili-

gen städtebaulichen Kontext“13 herausbildet.  Grundlegend kann Innenentwicklung als  ge-

samtgemeindliche Strategie zur Verknüpfung verschiedener, auf den baulichen Bestand ge-

richteter Planungs- und Handlungsansätze verstanden werden.14 Im Rahmen der Innenent-

wicklung ist  die  Aktivierung von Nutzungspotenzialen im Innenbereich ein wichtiger  Bau-

stein.15

Die Notwendigkeit einer auf Innenentwicklung orientierten Flächenpolitik ergibt sich vor allem 

aus folgenden drei Entwicklungen:

− der demografische Wandel mit den sich abzeichnenden Leerständen und den zu er-

wartenden, infrastrukturellen Auslastungs- und Tragfähigkeitsproblemen,

− der nationalen Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesregierung vor allem mit dem Ziel 

der Reduzierung der Flächeninanspruchnahme

− und  den  EU-rechtlichen  Regelungen  zur  Umsetzung  der  international  verfolgten 

Nachhaltigkeits- und Klimaschutzzielen.16

In der Bundesrepublik Deutschland werden derzeit aufgrund der interkommunalen Konkur-

renz um Einwohner und Arbeitsplätze jährlich rund 35.000 ha für Siedlungszwecke neu ge-

nutzt. Diese Flächeninanspruchnahme umfasst die „Umwandlung von überwiegend landwirt-

schaftlich genutzten Flächen in Siedlungs- und Verkehrsfläche.“17 Dabei wird im Umland der 

Kernstädte, also außerhalb der zentralen Lagen, regelmäßig deutlich mehr Gebäude- und 

Freifläche umgewidmet. Immerhin verzeichnen Statistiken zur Flächenentwicklung seit 2001 

in Deutschland einen Rückgang der Inanspruchnahme neuer Flächen für Siedlungs- und 

Verkehrszwecke, insbesondere der Gebäude- und Freiflächen.18 Im Zeitraum von 2005 bis 

2008 wurden täglich durchschnittlich 104 ha in Siedlungs- und Verkehrsfläche umgewandelt. 

12 Vgl. Spangenberger 2009, S. 217.
13 Spangenberger 2009, S. 217.
14 Vgl. Siedentop 2003, S. 89.
15 Vgl. Spangenberger 2009, S. 217.
16 Vgl. Ebd., S. 218.
17 Bock/ Jinzen/ Libbe 2011, S. 21. Zur Siedlungs- und Verkehrsfläche gehören die Flächenarten Gebäude- und 
Freifläche, Betriebsfläche (ohne Anbaufläche), Erholungsflächen, Verkehrsflächen und Friedhöfe.
18 Vgl. BBR 2006, S. 20.
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Vor allem ist ein Rückgang der Zunahme der Gebäude- und Freifläche erkennbar: von 82 ha 

im Zeitraum 1993-1996 über 59 ha pro Tag in den Jahren 2001-2004 bis 33 ha pro Tag in 

den Jahren 2005 bis 2008.19 Die Entwicklungen sind teilweise mit Umstellungen in der Erhe-

bung der Flächenstatistiken, den abnehmenden Bauinvestitionen sowie den sinkenden Bau-

fertigstellungen zu erklären.20 Neben der Flächeninanspruchnahme, die alle  Bereiche der 

Siedlungsentwicklung umfasst, hat der tiefgreifende Strukturwandel im Bereich des Einzel-

handels zu erheblichen Veränderungen der Standorte der Nahversorgung, der Stadtzentren, 

der Stadtteilzentren und der peripheren Versorgungszentren geführt. Der Strukturwandel be-

förderte die Ansiedlungen von Fachmärkten sowie Discountern an städtebaulich nicht inte-

grierten Standorten, zu Lasten der zentralen Versorgungsbereiche. Er führte zu einer Schwä-

chung der  Zentren,  dem relativen Bedeutungsverlust  der  Innenstadt  sowie  zu einer  Ver-

schlechterung der verbrauchernahen Versorgung.21

Die beschriebenen Entwicklungen sowie der wirtschaftsstrukturelle und demografische Wan-

del führten im Zuge der Diskussion um eine nachhaltige Siedlungsentwicklung zu einem poli-

tischen Umdenken, im Rahmen dessen die stetige Inanspruchnahme neuer Flächen sowie 

die Entwicklungen im Bereich des Einzelhandels kritisch gesehen und hinterfragt wurden. 

Die Nationale Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesregierung aus dem Jahr 2002 greift  die 

Diskussion zur Innenentwicklung auf.22 Das Ziel der Innenentwicklung soll mit einer Doppel-

strategie forciert werden. Zum einen soll die tägliche Neuinanspruchnahme von Flächen für 

Siedlungs- und Verkehrsfläche auf 30 ha pro Tag im Jahr 2020 reduziert werden. Weiterhin 

wird eine vorrangige Innenentwicklung im Verhältnis von 3:1 zugunsten der Innen- vor der 

Außenentwicklung verfolgt. Diese qualitative Steuerung sieht vor, den mit Freiräumen ausge-

statteten Außenbereich durch Innenentwicklung und Aufwertung bestehender Siedlungsflä-

chen weniger in Anspruch zu nehmen. Demgegenüber steht die Mengensteuerung des 30-

Hektar-Ziels, welches die Flächeninanspruchnahme quantitativ begrenzt.23

Diese beiden Ziele erfordern ein Umdenken in der bisherigen Flächenpolitik. Die Nutzung 

von bestehenden oder brach gefallenen Flächenpotenzialen ist zu intensivieren, damit eine 

deutliche Reduktion der Flächeninanspruchnahme erreichbar ist.24 Die Erhöhung der Effizi-

enz der Flächennutzung ist auch unter dem Aspekt einer Siedlungsentwicklung mit geringe-

ren Folgekosten von Bedeutung, da peripher gelegene Standorte mit teuren und unausgelas-

teten Infrastrukturen verbunden sind.25 Langfristiges Ziel einer nachhaltigen Flächenpolitik ist 

die Wiedernutzung von Flächen, die einer Neuinanspruchnahme bisher ungenutzter Flächen 

19 Vgl. Bock/ Jinzen/ Libbe 2011, S. 21f.
20 Vgl. Ebd., S. 22f.
21 Vgl. Klinge 2008, S. 770.
22 Vgl. BBR 2006, S. 11.
23 Vgl. Bock/ Jinzen/ Libbe 2011, S. 41.
24 Vgl. BBR 2006, S. 11.
25 Vgl. Bock/ Jinzen/ Libbe 2011, S. 41.
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vorzuziehen ist (Flächenkreislaufwirtschaft).26

Im Rahmen der Innenentwicklung geht es dabei vor allem um die systematische Ausschöp-

fung von Potenzialen der Bestandsentwicklung und um die Konversion von Brachflächen. 

Gerade Großstädte besitzen in der Regel große Flächenpotenziale auf Brach- bzw. Konver-

sionsflächen, die einer neuen Nutzung zugeführt werden könnten.27

Bei der Orientierung auf die Innenentwicklung von Städten und Gemeinden ist zudem die 

Wiederherstellung und Sicherung funktionsfähiger urbaner Stadtzentren und -quartiere ein 

wesentlicher Baustein. Mit dem Ziel der Sicherstellung einer wohnortnahen Versorgung, ge-

rade im Hinblick auf einen immer größer werdenden Anteil älterer Menschen, ist die Erhal-

tung und Entwicklung zentraler Versorgungsbereiche für eine zukunftsfähige städtebauliche 

Entwicklung von großer Bedeutung.28

2.2 Planungsrechtliche Instrumente im Baugesetzbuch

Die Stärkung der Innenentwicklung vor allem zur Reduzierung der Inanspruchnahme neuer 

Flächen  und  zur  Sicherung  der  wohnortnahen  Versorgungsstrukturen  wurde  Mitte  der 

2000er-Jahre vom damaligen Gesetzgeber bekräftigt. Der Koalitionsvertrag zwischen CDU, 

CSU und SPD vom November 2005 sah vor, das Bau- bzw. Planungsrecht zur Verminderung 

der Flächeninanspruchnahme und zur Beschleunigung von Planungsvorhaben vor allem zur 

Stärkung der Innenentwicklung zu novellieren,  um hiermit  planungsrechtliche Instrumente 

zur Umsetzung der Innenentwicklung bereitzustellen.29

Resultat dieser Koalitionsvereinbarung ist die Novelle des Baugesetzbuches aus dem Jahr 

2007, welche das BauGB um planungsrechtliche Instrumente zur Stärkung der Innenent-

wicklung ergänzt. „Zu den bis zum EAG Bau 2004 geschaffenen städtebaurechtlichen Akzen-

ten zugunsten der Innenentwicklung sind mit dem BauGB 2007 zusätzliche Akzente gesetzt 

worden, namentlich mit dem neuen städtebaulichen Belang der Erhaltung und Entwicklung 

zentraler Versorgungsbereiche (§1 Abs. 6 Nr. 4), die Festsetzungen zentraler Versorgungs-

bereiche (§9 Abs. 2a), die erweiterte Wohnnutzung bei Gemengelagen im Innenbereich (§34 

Abs. 3a) oder auch die privaten Initiativen der Stadtentwicklung (§171f).“30

Die BauGB-Novelle 2007 wurde durch das „Gesetz zur Erleichterung von Planungsvorhaben 

für die Innenentwicklung der Städte“31 umgesetzt. Inhaltlich sollen die eingeführten Gesetzes-

änderungen zur Verminderung der Inanspruchnahme von Flächen und zur Beschleunigung 

von Planungsvorhaben in den Bereichen Arbeitsplätze, Wohnbedarf und Infrastrukturausstat-

26 Vgl. BBR 2006, S. 11.
27 Vgl. BBR 2006, S. 11.
28 Vgl. Kuschnerus 2009, S. 24.
29 Vgl. Koalitionsvertrag 2005, S. 51.
30 Krautzberger in Ernst/ Zinkahn/ Bielenberg 2009a, §13a, S. 5, Rn. 2.
31 Vgl. Bundesregierung 2006.
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tung beitragen, indem das BauGB vor allem um Instrumente zur  Vereinfachung und Be-

schleunigung von Planungsvorhaben für die Innenentwicklung ergänzt wurde. Zentrale Inten-

tion ist daher die Möglichkeit, Planungsverfahren der Innenentwicklung beschleunigt durch-

führen zu können. Weiterhin sollen die Potenziale zur Wiedernutzung von Flächen, zur Nach-

verdichtung und andere Maßnahmen der Innenentwicklung effizienter genutzt werden.32 Das 

beschleunigte Verfahren für Bebauungspläne soll die Innenentwicklung der Städte und Ge-

meinden unterstützen und so einer nachhaltigen Flächenpolitik  entgegen kommen. Diese 

Bebauungspläne können gegenüber Bebauungsplänen, die eine Neuinanspruchnahme von 

Flächen vorsehen, beschleunigt durchgeführt werden. Es soll eine erhöhte Rechtssicherheit 

durch ein konzentriertes Beteiligungsverfahren gewährleisten.  Zur Sicherung der verbrau-

chernahen  Versorgung  im  Zuge  einer  Innenentwicklung  der  Städte  wurde  weiterhin  ein 

Steuerungsinstrument zum Schutz zentraler Versorgungsbereiche eingeführt.33

Zu den wichtigsten Bausteinen der Novellierung, die zumindest teilweise im Rahmen dieser 

Arbeit betrachtet werden, gehören:

− die Einführung eines Verfahrens für Bebauungspläne der Innenentwicklung,

− der Schutz zentraler Versorgungsbereiche von Gemeinden zur Sicherung der ver-

brauchernahen Versorgung

− und die erweiterte Zulassung von baulichen Anlagen für Wohnnutzungen im unbe-

planten Innenbereich.34

Als wichtigstes Element der BauGB-Novelle 2007 gilt der Bebauungsplan der Innenentwick-

lung (§13a), welcher im beschleunigten Verfahren aufgestellt werden kann und eine Konzen-

tration der gemeindlichen Planungen auf die Innenentwicklung ermöglicht. Für die Wieder-

nutzbarmachung von Flächen, der Nachverdichtung oder anderen Maßnahmen der Innen-

entwicklung können Bebauungspläne der Innenentwicklung aufgestellt werden. Mit dem be-

schleunigten Verfahren gehen weitreichende Verfahrenserleichterungen (u.a. keine förmliche 

Umweltprüfung) einher. Allerdings dürfen die Bebauungspläne hinsichtlich ihrer Grundfläche 

einen  Flächenwert  von  20.000 m²  nicht  übersteigen.  Im Rahmen einer  Grundfläche von 

20.000 bis weniger als 70.000 m² muss die Vorprüfung der Gemeinde zu dem Ergebnis kom-

men, dass mit der Planung keine erheblichen Umweltauswirkungen einhergehen. Weiterhin 

darf die Planung kein UVP-pflichtiges Vorhaben begründen und Gebiete von gemeinschaftli-

cher Bedeutung (FFH-Richtlinie oder Vogelschutz-Richtlinie) nicht beeinträchtigt werden.35

Durch den neu eingefügten §9 Abs. 2a können für die im Zusammenhang bebauten Ortsteile 

im Sinne des §34 durch Festsetzungen Regelungen (insbesondere zum Einzelhandel) ge-

troffen werden, die der Erhaltung und Sicherung zentraler Versorgungsbereiche in der Ge-

32 Vgl. Bundesregierung 2006, S. 1f.
33 Vgl. Ebd., S. 9f.
34 Vgl. Stüer 2009, S. 37f., Rn. 134.
35 Vgl. Ebd., S. 38, Rn. 135.
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meinde dienen.36 In dem einfachen Bebauungsplan bedarf es keiner Festsetzung der Art der 

baulichen Nutzung. Die neue Regelung ist eine Ergänzung zu §34 Abs. 3, wonach von In-

nenbereichsvorhaben keine schädlichen Auswirkungen auf zentrale Versorgungsbereiche zu 

erwarten sein dürfen. Sie stärkt die Handlungsoptionen von Gemeinden, die durch einen ein-

fachen Bebauungsplan aktiv (auch auf Grundlage eines städtebaulichen Entwicklungskon-

zeptes) auf die Entwicklung der zentralen Versorgungsbereiche Einfluss nehmen können.37

In Gemengelagen im Innenbereich ist fortan eine erweiterte Zulassung zur Erweiterung, Än-

derung oder Erneuerung einer baulichen Anlage der Wohnnutzung möglich. Diese Regelung 

ergänzt die bereits bestehende Möglichkeit,  nach der im nicht beplanten Innenbereich für 

Gewerbe- und Handwerksbetriebe eine erleichterte Zulässigkeit besteht. Nach §34 Abs. 3a 

sind Erweiterungen, Änderungen und Erneuerungen für bauliche Anlagen von Wohnnutzun-

gen zulässig, die sich nicht in die Umgebung einfügen. Allerdings sind diese nur umsetzbar, 

wenn sie unter Einhaltung des Abwägungsgebotes städtebaulich vertretbar sind.38

In den nächsten Kapiteln sollen die drei im Zentrum der Arbeit stehenden planungsrechtli-

chen Instrumente der Innenentwicklung – §9 Abs. 2a, §13a und §34 – in ihrer theoretischen 

Anwendung und Wirkungsweise vorgestellt werden.

3. §9 Abs. 2a: Bebauungspläne zur Erhaltung und Entwicklung 

zentraler Versorgungsbereiche

Zuerst wird das durch die BauGB-Novelle neu eingefügte Instrument des Bebauungsplanes 

zur Erhaltung und Entwicklung zentraler Versorgungsbereiche vorgestellt.  Zu Beginn erfolgt 

eine Beschreibung des Hintergrundes, des Zweckes und des räumlichen Anwendungsberei-

ches der Regelung, ehe näher auf den Begriff des zentralen Versorgungsbereiches einge-

gangen wird. In Abschnitt 3.3 wird der spezielle Typ des einfachen Bebauungsplans und die 

hiermit  verbundenen Festsetzungsmöglichkeiten vorgestellt.  Hiernach wird auf die Bedeu-

tung von städtebaulichen Entwicklungskonzepten für die Aufstellung der Bebauungspläne 

nach §9 Abs. 2a eingegangen. Hiermit verbunden ist die städtebauliche Rechtfertigung und 

die Begründung der Festsetzungen.39 Anschließend wird auf die verfahrensrechtlichen und 

materiell-rechtlichen Anforderungen im Rahmen des §9 Abs. 2a eingegangen. Zuletzt folgt 

ein Fazit zum Instrument.

3.1 Hintergrund, Regelungszweck und Anwendungsbereich

Der dynamische und tiefgreifende Strukturwandel des Einzelhandels, der vor allem durch die 

36 Vgl. Reidt 2008, S. 113.
37 Vgl. Reidt 2008, S. 120ff.
38 Vgl. Krautzberger in Battis/ Krautzberger/ Löhr 2009b, S. 463f., §34 Rn. 56-58.
39 Vgl. Abschnitt 3.5.

9



veränderten soziodemografischen Strukturen, das Verbraucherverhalten und den Unterneh-

mens- sowie Umsatzkonzentrationen getragen wird, prägt die Standorte der Nahversorgung, 

der  Stadtzentren,  der  Stadtteilzentren und der  peripheren Versorgungszentren auf  unter-

schiedliche Weise. Der Wandel hat Ansiedlungen von Fachmärkten sowie Discountern an 

städtebaulich nicht integrierten Standorten befördert. Diesem, sich bei Anbietern und Konsu-

menten relativ schnell vollziehendem Wandel steht eine nur langsame Veränderung der städ-

tebaulichen Strukturen gegenüber.  Die  vom Strukturwandel  negativ  betroffenen zentralen 

Versorgungsbereiche unterliegen dabei u.a. durch ausbleibende Kunden Trading-down-Ef-

fekten, welche eine Schwächung der Zentren, einen Bedeutungsverlust der Innenstadt sowie 

eine Verschlechterung der verbrauchernahen Versorgung zur Folge haben.40

Um diesen ungewollten Entwicklungen entgegen zu wirken und die verbrauchernahe Versor-

gung zu sichern, hat der Gesetzgeber den Gemeinden mit der BauGB-Novelle 2007 ein neu-

es Instrument zur Sicherung der zentralen Versorgungsbereiche im unbeplanten Innenbe-

reich zur Verfügung gestellt.41 Die Neuregelung ermöglicht  die Erhaltung und Entwicklung 

zentraler Versorgungsbereiche und damit einen passiven Schutz dieser durch aktive Bauleit-

planung.42 Hierbei geht es um die städtebaulich integrierte Steuerung des Einzelhandels im 

unbeplanten Innenbereich nach §34.43 Die Regelung ist eine Ergänzung des durch das EAG 

Bau 2004 eingefügten §34 Abs. 3, bei dessen Anwendung im Rahmen der planungsrechtli-

chen Zulässigkeit von Vorhaben mit schädlichen Auswirkungen auf zentrale Versorgungsbe-

reiche im Genehmigungsverfahren erhebliche Schwierigkeiten auftraten, da aufgrund der re-

lativ  kurzen Genehmigungsfrist  eine hinreichende Begründung zur Ablehnung des Vorha-

bens kaum zu leisten war. Ein Bebauungsplan im Sinne des §9 Abs. 2a ist im Genehmi-

gungsverfahren dagegen einfacher anwendbar.44 Beim §9 Abs. 2a sind nicht schädliche Aus-

wirkungen, sondern die Erforderlichkeit nach §1 Abs. 3 von Bedeutung, wodurch ein Gestal-

tungsspielraum für die planende Gemeinde eröffnet wird.45

Bebauungspläne nach §9 Abs. 2a dienen vor allem der Erhaltung und Entwicklung zentraler 

Versorgungsbereiche, vor allem im Sinne einer Stärkung und Attraktivitätssteigerung der ge-

meindlichen Zentren.46 Die Zweckbestimmung „Erhaltung oder Sicherung zentraler Versor-

gungsbereiche“ ist Anwendungsvoraussetzung des §9 Abs. 2a.47 Bebauungspläne nach §9 

Abs. 2a sollen weiterhin eine Abkehr von Einzelhandelsansiedlungen an nicht integrierten 

Standorten bezwecken.48 Verbunden hiermit sind eine Vermeidung weiterer Flächenleerstän-

de in den städtischen Zentren und eine Verringerung der Flächeninanspruchnahme neuer 

40 Vgl. Klinge 2008, S. 770.
41 Vgl. Sparwasser 2007, S. 162.
42 Vgl. Reidt 2008, S. 113.
43 Vgl. Gaentzsch in Schlichter/ Stich/ Driehaus/ Paetow 2008, §9, S. 75, Rn. 73f.
44 Vgl. Bundesregierung 2006, S. 10.
45 Vgl. Gaentzsch in Schlichter/ Stich/ Driehaus/ Paetow 2008, §9, S. 75, Rn. 73f.
46 Vgl. Kuschnerus 2010, S. 100f., Rn 170ff.
47 Vgl. Söfker in Ernst/ Zinkahn/ Bielenberg 2007, §9, S. 184d, Rn. 242b.
48 Vgl. Kuschnerus 2010, S. 100f., Rn. 170ff.
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Flächen im Außenbereich zusätzliche Ziele des Bebauungsplanes.49

Räumlicher Anwendungsbereich des §9 Abs. 2a sind die im Zusammenhang bebauten Orts-

teile nach §34, die unter Umständen durch Satzungen nach §34 Abs. 4 in ihren Grenzen 

förmlich festgelegt sein können. Außenbereichsflächen nach §35 können ebenso wenig An-

wendungsbereich nach §9 Abs. 2a sein wie beplante Gebiete mit Bebauungsplänen nach 

§30 Abs. 1 und 2. Festsetzungen im Sinne von §9 Abs. 2a sind im Rahmen von einfachen 

Bebauungsplänen (§30 Abs. 3) möglich, soweit dieser keine Festsetzungen zu Baugebieten 

der BauNVO enthält. Die Bebauungspläne müssen nicht alle im Zusammenhang bebauten 

Ortsteile der Gemeinde einbeziehen. Es ist auch möglich, mehrere zeitlich versetzte Bebau-

ungspläne im Sinne des §9 Abs. 2a aufzustellen.50

3.2 Begriff des zentralen Versorgungsbereiches

Der Begriff des zentralen Versorgungsbereiches ist im jeweiligen Kontext anzuwenden, wo-

bei  Unterscheidungen  zwischen  dem planerischen  Begriff  und  der  Funktion  des  Versor-

gungsbereiches in der Realität sowie in bereits vorhandene oder noch zu entwickelnde Ver-

sorgungsbereiche notwendig sind.51

Zentrale  Versorgungsbereiche sind abgrenzbare Räume mit  Einzelhandelsnutzungen und 

anderen, auf den Kundenverkehr konzentrierte Nutzungen. Bedeutung, gerade auch über 

den Nahbereich hinaus, erhalten sie durch die gute Erreichbarkeit für alle Bevölkerungsgrup-

pen.52 Ein zentraler Versorgungsbereich ist ein städtischer Bereich, „der aufgrund seiner bau-

lichen Nutzungen und deren räumlicher Zuordnung und verkehrsmäßigen Anbindung für die 

Versorgung der Bevölkerung insbesondere mit Waren und Dienstleistungen des kurz-, mittel- 

und langfristigen Bedarfs zentrale städtebauliche Funktionen hat. Er dient der Unterbringung 

von Einrichtungen der Wirtschaft, der Verwaltung, der Kultur und für soziale, gesundheitliche 

und sportliche Zwecke.“53 Gemäß §9 Abs. 2a werden zentrale Versorgungsbereiche als „Ver-

sorgungsbereiche unterschiedlicher Stufen, also insbesondere Innenstadtzentren, vor allem 

in  Städten  mit  größerem Einzugsbereich,  Nebenzentren in  Stadtteilen  sowie  Grund-  und 

Nahversorgungszentren in Stadt- und Ortsteilen und nicht-städtischen Gemeinden“54 verstan-

den. Zentral meint in diesem Fall nicht eine geografische Verortung, sondern die funktionale, 

städtebauliche Bedeutung, die sich in einer funktionsgerechten Erfüllung von Versorgungs-

aufgaben ausbildet. Dabei sind die wechselseitige Ergänzung unterschiedlicher Nutzungen 

und, vorwiegend bei größeren Versorgungsbereichen, auch das Vorhandensein von konkur-

rierende Nutzungen wichtig. Einzelne Betriebe sind aufgrund der begrenzten Versorgungs-

49 Vgl. Spannowsky/ Uechtritz 2009, S. 278, Rn. 131.
50 Vgl. Söfker in Ernst/ Zinkahn/ Bielenberg 2007, §9, S. 184c, Rn. 242a.
51 Vgl. Reidt 2008, S. 114f.
52 Vgl. Gaentzsch in Schlichter/ Stich/ Driehaus/ Paetow 2008, §9, S. 75f., Rn. 78f.
53 Reidt 2008, S. 115.
54 Bundesregierung 2006, S. 11.
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funktion in der Regel kein zentraler Versorgungsbereich.55 Allerdings muss ein zentraler Ver-

sorgungsbereich nicht alle Funktionen des kurz-, mittel- oder langfristigen Bedarfs bereitstel-

len, weshalb nicht nur Zentren der Innenstadt, sondern auch Nebenzentren sowie Nahver-

sorgungszentren und untergeordnete Zentren zentrale Versorgungsbereiche darstellen.56

3.3 Bebauungsplan im Sinne des Abs. 2a und Festsetzungsmöglichkeiten

Mithilfe des §9 Abs. 2a kann eine Überplanung von §34-Gebieten mit einem speziellen Typ 

des einfachen Bebauungsplanes zur Erhaltung und Entwicklung zentraler Versorgungsberei-

che in der Gemeinde erfolgen.57  Hierfür stehen im Rahmen des §9 Abs. 2a nur wenige Fest-

setzungsmöglichkeiten  zur  Verfügung.58 Ansonsten  richtet  sich  die  Zulässigkeit  weiterhin 

nach §34 Abs. 1 und 2.59

Eine Ausweisung zentraler Versorgungsbereiche in bestehenden Bebauungs- und Flächen-

nutzungsplänen als Grundlage zur Aufstellung von Bebauungsplänen nach §9 Abs. 2a ist 

nicht Voraussetzung.60 In der Begründung des Bebauungsplans sind die betroffenen zentra-

len Versorgungsbereiche, die durch mögliche Nutzungen im vorgesehenen Plangebiet in ih-

rer Funktionsfähigkeit beeinträchtigt werden könnten, allerdings klar zu nennen. Hierbei ist 

es auch möglich, mehrere zentrale Versorgungsbereiche oder unterschiedliche Typen in ei-

ner Gemeinde zu schützen. Weiterhin können die Bebauungspläne auch den Schutz von 

zentralen Versorgungsbereichen in der Nachbargemeinde umfassen.61 Es besteht zudem die 

Möglichkeit einer teilgebietlichen Beschränkung des Geltungsbereiches von Festsetzungen. 

Hierbei darf sich an dem aktuellen Handlungsbedarf in der Gemeinde orientiert werden. In-

des ist es nicht möglich, einen Bebauungsplan für ein einzelnes Grundstück aufzustellen.

In der praktischen Anwendung können vor allem drei verschiedene Vorgehensweisen zur Ab-

grenzung des Geltungsbereiches behilflich sein:

a) Bei einheitlich strukturierten Bereichen, die einem Baugebiet nach §34 Abs. 2 entspre-

chen, sollte das gesamte Gebiet beplant werden.

b) Bei uneinheitlich strukturierten Bereichen sollte sich die Abgrenzung an städtebaulich rele-

vanten Grenzen orientieren, beispielsweise an Straßen.

c) Handelt es sich um eine Innenbereichsinsel, dessen Umfeld ansonsten beplant ist, sollte 

möglichst die gesamte Innenbereichsinsel beplant werden.62

In der Regel wird der Geltungsbereich eines solchen Bebauungsplanes größer sein als die 

nach §34 zu bestimmende nähere Umgebung.63 In großen Städten wird ein Bebauungsplan 

55 Vgl. Reidt 2008, S. 115f.
56 Vgl. Reidt 2008, S. 116, Zur Frage, ob Nahversorgungszentren z. Versorgungsbereiche sind: Kuschnerus 2009
57 Vgl. Ebd, S. 120f.
58 Vgl. Abschnitt 3.4.
59 Vgl. Kuschnerus 2010, S. 101, Rn. 173.
60 Vgl. Gaentzsch in Schlichter/ Stich/ Driehaus/ Paetow 2008, §9, S. 80, Rn. 73k.
61 Vgl. Kuschnerus 2010, S. 105f., Rn. 183ff.
62 Vgl. Ebd., S. 102, Rn 175ff.
63 Vgl. Gaentzsch in Schlichter/ Stich/ Driehaus/ Paetow 2008, §9, S. 78, Rn. 78i. und Kapitel 5.
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nach §9 Abs. 2a regelmäßig nur für Teilbereiche zu realisieren sein.64 Der Geltungsbereich 

des Bebauungsplanes nach §9 Abs. 2a kann auch den zentralen Versorgungsbereich selber 

umfassen, wenn dort bestimmte Nutzungen ausgeschlossen werden sollen, die den zentra-

len Versorgungsbereich beeinträchtigen. Als Beispiel seien Vergnügungsstätten genannt.65

In den zentralen Versorgungsbereichen, die geschützt oder entwickelt werden sollen, sind 

nach Satz 3 der Vorschrift die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Umsetzung der 

dem Versorgungsbereich dienlichen Vorhaben zu schaffen. Es können nur Versorgungsbe-

reiche geschützt werden, die rechtlich abgesichert sind.66 Werden die planungsrechtlichen 

Voraussetzungen in den zentralen Versorgungsbereichen nicht geschaffen, so fehlt die städ-

tebauliche Rechtfertigung zur Aufstellung von Bebauungsplänen nach §9 Abs. 2a Satz 1. Ist 

der Bedarf der Gemeinde an Flächen für Vorhaben in zentralen Versorgungsbereichen ge-

deckt,  diese aber  derzeit  noch nicht  oder  anderweitig  genutzt,  muss die  Gemeinde kein 

Überangebot schaffen, um Bebauungspläne nach Satz 1 aufstellen zu können.67 Aufgabe 

des einfachen Bebauungsplanes nach Satz 1 ist es nicht, die planungsrechtlichen Vorausset-

zungen im zentralen Versorgungsbereich selber zu schaffen.68

Bebauungspläne nach §9 Abs. 2a ermöglichen nur wenige Festsetzungen zur Art der bauli-

chen Nutzung, die sich aus der abschließenden Regelung ergeben.69 Es können bestimmte 

Arten von Nutzungen für zulässig, nicht zulässig oder ausnahmsweise zulässig erklärt wer-

den, ohne dass ein bestimmter Baugebietstyp der BauNVO festgesetzt werden muss. Die 

übrigen Festsetzungsmöglichkeiten des §9 Abs. 1 scheiden aus70, sodass bei weiteren, ge-

wünschten Festsetzungen ein allgemeiner Bebauungsplan aufzustellen ist.71

Grundsätzlich kommen alle Nutzungen in Betracht, die mit der jeweiligen Funktion des zu 

schützenden Versorgungsbereiches in Beziehung stehen. In der Praxis sind dies vor allem 

Einzelhandelsbetriebe;  grundsätzlich können auch andere Nutzungsarten,  z.B.  Dienstleis-

tungsbetriebe, geregelt werden.72 Es erfolgt meist eine Einschränkung eigentlich zulässiger 

Nutzungen, die zentrenrelevant oder nicht zentrenrelevant sind.73 „Zentrenrelevant sind Arten 

von Nutzungen, deren Fortbestand oder Ansiedlung in zentralen Versorgungsbereichen für 

deren Erhaltung oder Entwicklung nach den konkreten örtlichen Gegebenheiten und den Pla-

nungszielen der Gemeinde von Bedeutung sind.“74 Erst ist zu prüfen, welche Nutzungsarten 

in dem zu beplanenden Gebiet nach §34 Abs. 1 oder 2 zulässig wären, von denen der Plan-

64 Vgl. Ebd., §9 S. 77, Rn. 78h.
65 Söfker in Ernst/ Zinkahn/ Bielenberg 2007, §9, S. 186b, Rn. 242f.
66 Vgl. Kuschnerus 2010, S. 107 Rn 190.
67 Vgl. Gaentzsch in Schlichter/ Stich/ Driehaus/ Paetow 2008, §9, S. 96, Rn. 73s.
68 Vgl. Söfker in Ernst/ Zinkahn/ Bielenberg 2007, §9, S. 186, Rn. 242e.
69 Vgl. Kuschnerus 2010, S. 101, Rn 173.
70 Vgl. Ebd., S.104, Rn. 178.
71 Vgl. Söfker in Ernst/ Zinkahn/ Bielenberg 2007, §9, S. 186, Rn. 242f.
72 Vgl. Ebd., §9, S. 186b, Rn. 242f.
73 Vgl. Gaentzsch in Schlichter/ Stich/ Driehaus/ Paetow 2008, §9, S. 82, Rn. 73o.
74 Ebd., §9, S. 83, Rn. 73o.
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geber anschließend einige ausschließen oder für zulässig oder ausnahmsweise zulässig er-

klären kann. Insgesamt ist keine Erweiterung des Zulassungsspektrums möglich. Somit sind 

keine Nutzungen zulässig, die nach §34 nicht zulässig wären. Die Festsetzungen sind nicht 

nur für Arten von Nutzungen, sondern auch für Unterarten möglich. Diese Feinsteuerung er-

möglicht beispielsweise bestimmte Betriebe einer Branche durch Festsetzungen zu regle-

mentieren. Die Auswahl der Unterarten hat sich dabei an marktüblichen Gegebenheiten zu 

orientieren.75 Es sind Branchen zu wählen, die es „in der sozialen und ökonomischen Realität 

bereits gibt“.76 Festsetzungen, die die Zulässigkeit nur einer bestimmten Nutzung regeln und 

somit andere Nutzungen ausschließen, kommen meist für einen konkreten Standort in Be-

tracht.77 Die Nutzungen, die über einen Bebauungsplan nach §9 Abs. 2a geregelt werden sol-

len, ergeben sich vor allem aus seiner jeweiligen Zielsetzung. Zentrale Versorgungsbereiche 

können einerseits in ihrem Bestand, aber auch zeitgleich in ihrer Entwicklung geschützt wer-

den.78 Es ist auch möglich, mehrere zentrale Versorgungsbereiche oder unterschiedliche Ty-

pen einer Gemeinde zu schützen. Ebenfalls ist eine horizontale Gliederung der Festsetzun-

gen umsetzbar. Hiermit können beispielsweise im Gebiet des Bebauungsplanes angesiedel-

te, unter Bestandsschutz stehende Betriebe ausgenommen werden.79 Räumlich differenzierte 

und konzentrierte Festsetzungen erfordern allerdings eine besondere städtebauliche Recht-

fertigung. Sie dürfen dem eigentlichen Ziel  (Erhaltung oder Entwicklung zentraler  Versor-

gungsbereiche) des Bebauungsplanes nicht widersprechen.80

3.4 Städtebauliches Entwicklungskonzept

Satz 2 bestimmt, dass für die Aufstellung von Bebauungsplänen des §9 Abs. 2a insbesonde-

re ein städtebauliches Entwicklungskonzept im Sinne des §1 Abs. 6 Nr. 11 zu berücksichti-

gen ist, welches Aussagen über zu erhaltende oder zu entwickelnde zentrale Versorgungs-

bereiche der Gemeinde oder ihrer Teilräume enthält. Aus dem Wortlaut ergibt sich, dass die 

Entwicklungskonzepte keine zwingende Voraussetzung für die Aufstellung eines Bebauungs-

planes nach §9 Abs. 2a darstellen. Einem derartigen Konzept kommt aber durch die enthal-

tenen Aussagen eine nicht zu unterschätzende, unterstützende Wirkung zu.81 Ein solches 

städtebauliches Entwicklungskonzept muss, durch die Gemeinde (meist durch den Rat) be-

schlossen sein. Um Grundlage für die Aufstellung eines Bebauungsplanes nach §9 Abs. 2a 

zu sein, müssen die Konzepte eine planerische Konzeption zur Ordnung der gemeindlichen 

Einzelhandelsentwicklung enthalten und die räumliche Abgrenzung sowie funktionale Bedeu-

75 Vgl. Kuschnerus 2010, S. 104, Rn 178ff.
76 BVerwG, B. v. 27.07.1998 – 4 BN 31.98.
77 Vgl. Söfker in Ernst/ Zinkahn/ Bielenberg 2007, §9, S. 186, Rn. 242f.
78 Vgl. Kuschnerus 2010, S. 105, Rn. 182.
79 Vgl. Ebd., S. 105f, Rn. 183ff.
80 Vgl. Söfker in Ernst/ Zinkahn/ Bielenberg 2007, §9, S. 186a, Rn. 242f.
81 Vgl. Bundesregierung 2006, S. 11.
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tung der zentralen Versorgungsbereiche erkenntlich machen.82 Städtebauliche Entwicklungs-

konzepte sind meist Einzelhandelskonzepte, die sich in Nahversorgungs-, Markt- oder Zen-

trenkonzepte ausgestalten.83

In der Praxis sind städtebauliche Entwicklungskonzepte für eine rechtssichere Planung wohl 

kaum verzichtbar, da in der Begründung darzulegen ist, inwieweit der Bebauungsplan der Er-

haltung oder Entwicklung zentraler Versorgungsbereiche begünstigt.84 Es ist nicht zulässig, 

durch Gutachten Konzepte mit konkreten Verkaufsflächen- und Sortimentsangaben für eine 

erforderliche oder verträgliche Entwicklung der Gemeinde zu erarbeiten. Folglich wäre die 

Ausweisung  kaum eines  Baugebietstypes  ohne  Feingliederungen  nach  §1  Abs.  5  bis  9 

BauNVO mehr möglich, da dort annähernd immer eine Art von Einzelhandel zulässig ist.85 

Liegt  kein  Entwicklungskonzept  vor,  müssen die Vorstellungen über  die  Funktion  des zu 

schützenden Versorgungsbereiches gerade im Hinblick auf die verbrauchernahe Versorgung 

und die Innenentwicklung der Gemeinde aus der Begründung ersichtlich werden.86

3.5 Rechtfertigung und Begründung

Die allgemeinen und rechtsstaatlich übergeordneten Anforderungen an die Bestimmtheit der 

Festsetzungen müssen bei Bebauungsplänen nach §9 Abs. 2a gewahrt bleiben. Beispiels-

weise sind Ausschlüsse alleine über die Größe der Verkaufsflächen nicht ausreichend. Auch 

kann die Schwelle der Großflächigkeit nach §11 Abs. 3 BauNVO im Rahmen einer Planung 

nach §9 Abs. 2a nicht verschoben werden.

Nach §9 Abs. 2a handelt es sich um eine Negativplanung. Die nach §34 Abs. 1 und 2 zuläs-

sigen Nutzungen werden als allein zulässig festgesetzt (Positivkatalog) oder an sich allge-

mein zulässige Nutzungen gänzlich ausgeschlossen oder für ausnahmsweise zulässig er-

klärt (Negativkatalog). Hierfür bedarf es einer städtebaulichen Rechtfertigung, anderenfalls 

liegt unzulässige Verhinderungsplanung vor. Die größte Schwierigkeit ergibt sich hinsichtlich 

der Ermittlung und Bewertung des maßgeblichen Abwägungsmaterials. Zudem ist eine hin-

reichende  Bestimmung der  Funktionen  des  vorhandenen  oder  zu  entwickelnden  Versor-

gungsbereiches nötig. Bei noch nicht vorhandenen Versorgungsbereichen muss die Kontur 

des Versorgungsbereiches schon ablesbar sein, weil ansonsten störende Nutzungen nicht zu 

bestimmen sind. Hieraus erfolgt schließlich die Feststellung der an sich zulässigen Nutzun-

gen, die ganz oder teilweise unzulässig sein sollen, damit sie den betreffenden Versorgungs-

bereich nicht schädigen. Beim Einzelhandel ist dabei eine sortimentsbezogene Betrachtung 

erforderlich. Die Gemeinde darf nicht einfach alle Innenbereichsflächen mittels dieser Rege-

lung überplanen, sodass dort alle Sortimente ausgeschlossen oder zumindest reglementiert 

82 Vgl. Kuschnerus 2010, S. 106, Rn. 187.
83 Sparwasser 2007, S. 173.
84 Vgl. Sparwasser 2007, S. 172.
85 Vgl. Reidt 2008, S. 135.
86 Vgl. Gaentzsch in Schlichter/ Stich/ Driehaus/ Paetow 2008, §9, S. 81, Rn. 73k.
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sind. Wenn eine bestimmte Nutzung zum Schutz vorhandener oder zu entwickelnder Versor-

gungsbereiche ausgeschlossen werden soll, diese aber auf mehreren Innenbereichsflächen 

im Gemeindegebiet möglich ist, stellt sich die Frage nach der richtigen Flächenauswahl, die 

mit einer nachvollziehbaren Rechtfertigung begründet sein muss. Sind die zu schützenden 

Nutzungen noch nicht vorhanden, weil diese sich in dem zu entwickelnden Versorgungsbe-

reich ansiedeln sollen, ist eine Prognose, die die Ansiedlung dieser Nutzungen im Versor-

gungsbereich belegt, notwendig. Ansonsten wäre ein Ausschluss durch einen Bebauungs-

plan nach §9 Abs. 2a nicht gerechtfertigt.87

3.6 Verfahrensrechtliche und materiell-rechtliche Anforderungen

Es gelten die allgemeinen verfahrensrechtlichen und materiell-rechtlichen Regelungen zur 

Aufstellung von Bebauungsplänen, vor allem hinsichtlich der zu berücksichtigenden Belange 

nach §1 Abs. 6, dem Erforderlichkeitsgebot nach §1 Abs. 3 und dem Abwägungsgebot nach 

§1 Abs. 7.88 Das Erforderlichkeitsgebot wäre verletzt, wenn eine reine Negativplanung auf 

Grundlage eines nicht schlüssigen Konzeptes vorliegt. Dem Bebauungsplan zugrunde lie-

gende, vertragliche Absprachen wären ein Verstoß gegen das Abwägungsgebot.89

Nach §13 Abs. 1 ist die Anwendung des vereinfachten Verfahrens für Bebauungspläne, die 

„lediglich Festsetzungen nach § 9 Abs. 2a“ enthalten, möglich. Hierzu darf kein UVP- pflichti-

ges Vorhaben begründet werden und weiterhin darf eine Beeinträchtigung von Natura 2000-

Gebieten nicht  vorliegen.90 Zudem besteht kein Erfordernis zur förmlichen Umweltprüfung 

(§13 Abs. 3).91 Dem Bebauungsplan ist nach §2a Satz 2 Nr. 1 eine Begründung mit den Zie-

len, Zwecken und Auswirkungen der Planung beizufügen. Eine Sicherung der Aufstellung 

kann über die Veränderungssperre nach §14 und der Zurückstellung von Baugesuchen nach 

§15 gesichert werden.92 Aufgrund der die Zulässigkeit von Nutzungen beschränkenden Wir-

kung von Festsetzungen können ausgleichspflichtige  Planungsschäden nach §42 entste-

hen.93 Bebauungspläne nach §9 Abs. 2a besitzen die gleichen Rechtswirkungen wie einfache 

Bebauungspläne nach §30 Abs. 3. Die Anwendbarkeit des §34, Ausnahme Abs. 3, bleibt un-

berührt.94

3.7 Fazit

Mit dem §9 Abs. 2a wurde den Gemeinden für den unbeplanten Innenbereich ein Instrument 

zum Schutz zentraler Versorgungsbereiche und somit zur Sicherung der verbrauchernahen 

87 Vgl. Reidt 2008, S. 124f.
88 Vgl. Söfker in Ernst/ Zinkahn/ Bielenberg 2007, §9, S. 185a, Rn. 242c.
89 Vgl. Gaentzsch in Schlichter/ Stich/ Driehaus/ Paetow 2008, §9, S. 76, Rn. 73f.
90 Vgl. Kuschnerus 2010, S. 108, Rn. 191.
91 Vgl. Söfker in Ernst/ Zinkahn/ Bielenberg 2007, §9, S. 185a, Rn. 242c.
92 Vgl. Kuschnerus 2010, S. 108, Rn. 192.
93 Vgl. Gaentzsch in Schlichter/ Stich/ Driehaus/ Paetow 2008, §9, S. 82, Rn. 73n.
94 Vgl. Söfker in Ernst/ Zinkahn/ Bielenberg 2007, §9, S. 186b, Rn. 242g.
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Versorgung zur Verfügung gestellt. Ein zeit- und kostenaufwendiges Verfahren zur Aufstel-

lung eines normalen Bebauungsplanes nach §30 mit ähnlichen Absichten ist nicht mehr nö-

tig. Zudem ist er, auch im Vergleich zum §34 Abs. 3, im Bauaufsichtsverfahren leichter an-

wendbar. Die Anforderungen an die Begründung sind umso geringer, je niedriger der Diffe-

renzierungsgrad der Festsetzungen des Bebauungsplanes ist. Dabei ist ein städtebauliches 

Entwicklungskonzept  sicherlich hilfreich.  Bei  komplexeren Planungen ist  hierauf  kaum zu 

verzichten.95 Zudem können auch noch zu entwickelnde zentrale Versorgungsbereiche gesi-

chert werden.96 Gerade hier ergeben sich Schwierigkeiten bei der fehlerfreien Bestimmung 

des erforderlichen Abwägungsmaterials und der genauen Bestimmung der Funktion der zen-

tralen Versorgungsbereiche, um diese dann mittels Festsetzungen zu schützen.97

Im Rahmen des §9 Abs. 2a erfolgt eine Kontingentierung der Innenbereichsflächen mit einer 

Zulässigkeit von insbesondere Einzelhandelsnutzungen oftmals in Form von Negativfestset-

zungen. Ähnlich wie bei der Flächennutzungsplanung bedarf es als Grundlage einer, das 

ganze Gemeindegebiet umfassenden städtebaulichen Konzeption, um Nutzungen in Teilen 

des gemeindlichen Gebietes auszuschließen.98 Insgesamt kann der Bebauungsplan nach §9 

Abs. 2a im Rahmen eines strategischen Einsatzes zur Steuerung vor allem von Einzelhan-

delsnutzungen eingesetzt werden. Dabei ist er das Steuerungsinstrument für den unbeplan-

ten Innenbereich. Demgegenüber stellen die Feinsteuerungsmöglichkeiten der BauNVO das 

Instrument für den beplanten Bereich dar.99

4. §13a: Bebauungsplan der Innenentwicklung

Nach der Beschreibung des §9 Abs. 2a wird nun das ebenfalls 2007 eingefügte Instrument 

des Bebauungsplanes der Innenentwicklung nach §13a vorgestellt. Zu Beginn steht der Hin-

tergrund und der Regelungszweck im Fokus. Im Abschnitt 4.2 wird auf den Anwendungsbe-

reich bzw. die -voraussetzungen eingegangen, ehe danach die Verfahrensbesonderheiten 

des §13a im Vordergrund stehen. In Abschnitt 4.5 wird auf die im §13a enthaltene Abwä-

gungsdirektive eingegangen. Danach sind Anwendungs- und Verfahrensfehler Gegenstand 

der Beschreibungen. Abschließend folgt ein Fazit.100

4.1 Hintergrund und Regelungszweck

Aufgrund der stetigen Flächeninanspruchnahme101 wurde mit dem „Gesetz zur Erleichterung 

95 Vgl. Sparwasser 2007, S. 174.
96 Vgl. Schmitz 2007, S. 538.
97 Vgl. Reidt 2008, S. 124.
98 Vgl. Ebd., S. 121f.
99 Vgl. Klinge 2008, S. 775.
100 Vgl. Kapitel 4.6 und 4.7.
101 Vgl. Kapitel 2.
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von Planungsvorhaben für die Innenentwicklung der Städte“ der Bebauungsplan der Innen-

entwicklung (§13a) ins BauGB eingefügt. Im Sinne einer Stärkung der Innenentwicklung soll 

die Flächeninanspruchnahme für die zukünftige Siedlungsentwicklung verringert werden, wo-

bei Potenziale für eine Innenentwicklung mithilfe des Instrumentes besser ausgenutzt wer-

den sollen.102 Hinter dieser Regelung steht das rechtspolitische Ziel einer Begünstigung der 

Siedlungsentwicklung des Gemeindegebietes auf  den Bestand. Diese,  dem europäischen 

Stadtverständnis zugrunde liegende Leitvorstellung sah sich in den letzten Jahrzehnten mas-

siven Wachstumstendenzen sowie einer flächenhaften und dispersen Siedlungsentwicklung 

ausgesetzt. Demgegenüber haben sich durch die demografische, ökonomische und damit 

städtebauliche Ausgangslage die derzeitigen Siedlungstätigkeiten der Gemeinden bereits auf 

kleinere, auf die Innenentwicklung zielende Entwicklungen verstärkt.103

Mit dem §13a wird den Gemeinden ein Instrument zur deutlichen Erleichterung der Innenent-

wicklung gegenüber der Außenentwicklung bereitgestellt. Das Instrument schafft Anreize für 

eine Innenentwicklung,  um so neben der Reduzierung der Flächeninanspruchnahme,  die 

Entwicklung der Stadt- und Ortsteilzentren in ihrer Bedeutung zu stärken.104 Der Bebauungs-

plan  der  Innenentwicklung  nach §13a  enthält  verfahrensmäßige  Erleichterungen  zur  Be-

schleunigung von Planungsvorhaben zur Innenentwicklung, wie die Anwendung des verein-

fachten Verfahrens nach §13 oder die Unbeachtlichkeit von Mängeln (§214) oder den Ver-

zicht auf die Umweltprüfung.105 Diese Regelungen sind in einem europarechtlichen Rahmen, 

insbesondere bei der Schwellenwertkonzeption, zu sehen. Aus der Richtlinie über die Prü-

fung der Umweltauswirkungen bestimmter Pläne und Programme (Plan-UP-Richtlinie)106 er-

gibt sich, dass diese unter gewissen Umständen ohne Umweltprüfung durchführbar sind.107 

Nach der Plan-UP-Richtlinie können die Mitgliedsstaaten bestimmen, ob Pläne und Program-

me nach Art. 3 Abs. 3 bzw. Abs. 4 erhebliche Umweltauswirkungen haben.108 Nachdem mit 

der BauGB-Novelle 2004 die Gestaltungsmöglichkeiten nicht umgesetzt wurden, greift das 

beschleunigte Verfahren des §13a diese auf. Demnach werden Gebiete mit einer Grundflä-

che unter 70.000 m² als kleine Gebiete auf lokaler Ebene im Sinne von Art. 3 Abs. 3 der 

Plan-UP-Richtlinie verstanden. Bei einer Grundfläche unter 20.000 m² wird nach Art. 3 Abs. 5 

der Richtlinie davon ausgegangen, dass keine erheblichen Umweltauswirkungen mit  dem 

Vorhaben verbunden sind. Bei Plänen mit 20.000 m² bis 70.000 m² ist eine Vorprüfung des 

Einzelfalls erforderlich.109

102 Vgl. Krautzberger in Ernst/ Zinkahn/ Bielenberg 2009a, §13a, S. 7, Rn. 10.
103 Vgl. Ebd., §13a, S. 5 Rn. 2.
104 Vgl. Ebd.
105 Vgl. Kuschnerus 2010, S. 86f., Rn. 142.
106 Vgl. EG-Richtlinie 2001/42/EG 2001, S. 32.
107 Vgl. Bunzel 2007, S. 33f.
108 Vgl. Bundesregierung 2006, S. 13.
109 Vgl. Bunzel 2007, S. 34f. und Abschnitt 4.2.3.
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4.2 Anwendungsbereich und –voraussetzungen

§13a Abs. 1 regelt den Anwendungsbereich und die -voraussetzungen für das beschleunigte 

Verfahren für Bebauungspläne der Innenentwicklung. Die Maßnahmen müssen die Innenent-

wicklung  der  Gemeinde  unterstützen.  Begrenzt  wird  die  Anwendung  durch  eingeführte 

Schwellenwerte. Weiterhin regelt §13 a Abs. 1 Satz 4 und 5 zwei weitere Tatbestände, nach 

denen das beschleunigte Verfahren ausgeschlossen ist.110

4.2.1 Begriff des Bebauungsplanes der Innenentwicklung

Das Verfahren nach §13a kann für Bebauungspläne angewendet werden, die die Wieder-

nutzbarmachung von Flächen, die Nachverdichtung oder andere Maßnahmen der Innenent-

wicklung regeln. Die Regelung knüpft an die Bodenschutzklausel des §1a Abs. 2 Satz 1 an111 

und orientiert sich vor allem an dem in §1 Abs. 6 Nr. 4 vorzufindenden Belang „Erhaltung, Er-

neuerung, Fortentwicklung, Anpassung und Umbau vorhandener Ortsteile.“

Die Wiedernutzbarmachung umfassen Flächen, deren frühere bauliche Nutzung mittlerweile 

aufgegeben wurde.  Hierzu gehören vor allem Brachflächen industrieller  und gewerblicher 

Natur  sowie  Konversionsflächen,  beispielsweise  der  Bahn.  Diese  Flächen  müssen  nicht 

zwangsläufig zum planerischen Innenbereich nach §34 gehören, sondern können durch die 

Nutzungsaufgabe auch im planerischen Außenbereich liegen. Bei Brachflächen am Rande 

von Siedlungen kommt es auf den Einzelfall an, ob die jeweilige Fläche noch zum Siedlungs-

körper zu zählen ist. Ist eine ehemalige Vornutzung nicht mehr erkennbar, ist die Wiedernut-

zung keine Maßnahme der Innenentwicklung im Sinne des §13a. Unter Nachverdichtung 

wird die Erhöhung der Bebauungsdichte in einem bestehenden, wesentlich durch eine Nut-

zungsart geprägten Gebiet verstanden. Der Auffangtatbestand „andere Maßnahmen der In-

nenentwicklung“ hat ähnliche Zielsetzungen wie die zwei anderen Arten. Andere Maßnah-

men können die Überplanung von im Zusammenhang bebauter Ortsteile, die Nutzungsände-

rung bestehender Flächen im Siedlungsbereich oder andererseits mit einem Bebauungsplan 

beplante Gebiete, die neu beplant werden sollen, sein. Auch die Anwendung des beschleu-

nigten Verfahrens bei vorhabenbezogenen Bebauungsplänen ist möglich.112

4.2.2 Räumlicher Anwendungsbereich

Die Flächen, welche im Rahmen des §13a Gegenstand einer Innenentwicklung sein können, 

ergeben sich aus dem Ziel, bestehende Flächen im Siedlungsbereich einer neuen Nutzung 

zuzuführen. Hierzu gehören nicht nur Flächen, die planungsrechtlich nach §34 zu beurteilen 

sind. Entscheidend ist das Vermeiden der Inanspruchnahme neuer Flächen. Unproblema-

tisch ist dies bei allen nach §34 zu beurteilenden (auch noch nicht bebauter) Flächen. Wei-

terhin sind alle Flächen, die bereits beplant und damit nach §30 zu beurteilen sind, unproble-

110 Vgl. Bunzel 2007, S. 35.
111 Vgl. Ebd.
112 Vgl. Ebd., S. 36ff.
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matisch. Eine Ausnahme bilden noch nicht besiedelte Gebiete mit Planungsrecht. Solange 

diese als Freiraum zu werten sind, ist keine Überplanung möglich. Sind erste Anzeichen ei-

ner Besiedlung, beispielsweise die Erschließung oder einige Vorhaben vorhanden, sind die 

Gebiete wiederum beplanbar.113 In besonderen Fallgestaltungen ist mittels des §13a auch 

der planungsrechtliche Außenbereich nach §35 überplanbar. Eine von Bebauung umgeben-

de Freifläche, die nicht mehr nach §34 zu beurteilen ist, aber dennoch zum Siedlungsbe-

stand gehört, kann bis zu einer Fläche von ca. 1 ha noch beplant werden. Weiterhin können 

am Ortsrand gelegene Flächen, die wegen der untergeordneten Bebauung scheinbar zum 

Siedlungsbereich gehören, Gegenstand des Bebauungsplans der Innenentwicklung werden. 

Auch Grundstücke des Außenbereichs, die durch eine Ergänzungssatzung nach §34 Abs. 4 

Satz 1 Nr. 3 zum nicht beplanten Innenbereich zählen, sind durch §13a überplanbar.114

4.2.3 Zwei Fallgruppen

Der §13a Abs. 1 Satz 2 enthält durch eine Schwellenwertkonzeption zwei Fallgruppen, nach 

denen Bebauungspläne im beschleunigten Verfahren aufgestellt werden können:

a) Bebauungspläne mit einer Grundfläche von weniger als 20.000 m²,  wobei die Grundflä-

chen mehrerer Bebauungspläne, die in einem engen sachlichen, räumlichen und zeitlichen 

Zusammenhang aufgestellt werden, mitzurechnen sind,

b) Bebauungspläne mit einer Grundfläche von mehr als 20.000 m² bis maximal 70.000 m², 

wenn auf Grund einer überschlägigen Prüfung unter Berücksichtigung der in Anlage 2 dieses 

Gesetzes genannten Kriterien die Einschätzung erlangt wird, dass der Bebauungsplan vor-

aussichtlich keine erheblichen Umweltauswirkungen hat, die nach §2 Abs. 4 Satz 4 in der Ab-

wägung zu berücksichtigen wären (Vorprüfung des Einzelfalls); die Behörden und sonstigen 

Träger öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereiche durch die Planung berührt werden kön-

nen, sind an der Vorprüfung des Einzelfalls zu beteiligen.

Die  Schwellenwerte  ergeben  sich  aus  der  zulässigen  Grundfläche  oder  der  Größe  der 

Grundfläche nach §19 Abs. 2 BauNVO. Zulässige Grundfläche ist der Anteil des Baugrund-

stückes, der mit baulichen Anlagen überbaut werden darf. Die Überschreitungsmöglichkeiten 

des §19 Abs. 4 BauNVO bleiben außer Betracht, ebenso wie versiegelte Flächen (z.B. Ver-

kehrsflächen) außerhalb der Baugrundstücke.115 §13a Abs. 1 Satz 3 enthält einen Auffangtat-

bestand: Ist die zulässige Grundfläche nicht zu ermitteln, ist – erst dann – die voraussichtlich 

versiegelte Fläche maßgeblich, was eine Prognose vor der Vorprüfung erforderlich macht.116

Für Bebauungspläne der Innenentwicklung der Fallgruppe a) formuliert §13a Abs. 1 Nr. 1 

weiterhin  die  Anforderung,  dass die  Flächen von  Bebauungsplänen,  die  in  einem engen 

sachlichen, räumlichen und zeitlichen Zusammenhang aufgestellt werden, zusammenzuzäh-

113 Vgl. Kuschnerus 2010, S. 87, Rn. 143ff.
114 Vgl. Ebd., S. 88, Rn. 146.
115 Vgl. Mitschang 2007, S. 436.
116 Vgl. Ebd., S. 436f.
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len sind, damit die Schwellenwertkonzeption (20.000 m²) nicht umgangen wird. Diese Kumu-

lationsregel greift nur dann, wenn alle drei Anforderungen erfüllt sind. Ein sachlicher Zusam-

menhang ist gegeben, wenn die Vorhaben funktionale Verknüpfungen, beispielsweise durch 

ein Konzept, aufweisen. Die räumliche Anforderung trifft zu, sobald die Bebauungspläne un-

mittelbar aneinander grenzen (räumlich-abgrenzend) oder aber Auswirkungen auf einen glei-

chen Raum (räumlich-inhaltlich) besitzen. Sobald sich die jeweiligen Bebauungsplanverfah-

ren zeitlich überlappen, liegt ein zeitlicher Zusammenhang vor.117

Für Fallgruppe b) ist eine Vorprüfung des Einzelfalls anhand der Kriterien der Anlage 2 zum 

BauGB durchzuführen. Das beschleunigte Verfahren ist bei dieser Fallgruppe nur anwend-

bar, sobald die Vorprüfung keine erheblichen Umweltauswirkungen erwarten lässt und somit 

auch keine Umweltprüfung erforderlich macht. Die Durchführung des sogenannten Scree-

ning-Verfahrens muss dabei nachvollziehbar sein und möglichst zu Beginn des Verfahrens 

erfolgen. Die Gründe, weshalb keine Umweltauswirkungen erwartet werden, sind ortsüblich 

bekannt zu machen. Bei der Vorprüfung sollen die Behörden und sonstigen Träger öffentli-

cher Belange zur Ermittlung des nötigen Untersuchungsmaterials beteiligt werden. Die Vor-

prüfung soll lediglich überschlägiger Natur sein und eine begrenzende Prüfungstiefe besit-

zen, wobei die erheblich nachteiligen Umweltauswirkungen zu beurteilen sind. Gegenüber 

dem Umfang der Umweltprüfung kann diese lückenhaft sein.118

4.2.4 Weitere Voraussetzungen

Nach §13 Abs. 1 Satz 4 kann ein Bebauungsplan der Innenentwicklung nicht im beschleunig-

ten Verfahren aufgestellt werden, sobald durch den Bebauungsplan die Zulässigkeit eines 

UVP-pflichtigen  Vohabens  nach Anlage 1  des  UVPG119 begründet  wird.  Die  Prüfung der 

UVP- Pflichtigkeit kann sich auf die konkreten, vorgesehenen Festsetzungen beschränken. 

Wird beispielsweise ein Kerngebiet festgesetzt, bedeutet dies nicht zwangsläufig, dass kein 

beschleunigtes Verfahren durchführbar ist. Ergibt sich aus der planerischen Konzeption kei-

ne Planung eines UVP-pflichtigen Vorhabens,  ist  das  beschleunigte Verfahren durchführ-

bar.120 Bestehen Hinweise auf eine Beeinträchtigung der Erhaltungsziele oder des Schutz-

zweckes von Gebieten mit gemeinschaftlicher Bedeutung (FFH-Gebiete) oder der Europäi-

schen Vogelschutzgebiete ist das beschleunigte Verfahren ausgeschlossen.121

4.3 Verfahrensbesonderheiten

Nach §13a Abs. 2 weist das Verfahren des Bebauungsplanes der Innenentwicklung folgende 

Besonderheiten auf:

117 Vgl. Mitschang 2007, S. 437.
118 Vgl. Ebd., S. 437ff.
119 Vgl. Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG).
120 Vgl. Krautzberger in Ernst/ Zinkahn/ Bielenberg 2009a, §13a, S. 36, Rn. 57f.
121 Vgl. Ebd., §13a, S. 36f., Rn. 61.
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− Nr. 1: Anwendung des vereinfachten Verfahrens nach §13

− Nr. 2: Möglichkeit der Abweichung vom Flächennutzungsplan

− Nr. 3: spezielle Anforderung an die Abwägung

− Nr. 4: keine naturschutzrechtliche Eingriffsregelung bei der Fallgruppe bis 20.000 m²

4.3.1 Vereinfachtes Verfahren

Im beschleunigten Verfahren kann im Sinne des vereinfachten Verfahrens nach §13 Abs. 3 

Satz 1 auf die Umweltprüfung verzichtet werden. Nr. 1 verlangt die ortsübliche Bekanntma-

chung der Aufstellung des Bebauungsplanes im beschleunigten Verfahren und der Durchfüh-

rung des Verfahrens ohne Umweltprüfung.122 Demnach entfallen auch die zur Umweltprüfung 

gehörenden Bestandteile des Umweltberichtes (§2a), die Angaben, welche Arten umweltbe-

zogener Informationen verfügbar sind (§3 Abs. 2 Satz 2), die zusammenfassende Erklärung 

zum Bebauungsplan nach §10 Abs. 4 sowie das Monitoring erheblicher Umweltauswirkun-

gen nach §4c. Die Gemeinde kann die Umweltprüfung allerdings freiwillig anwenden. Um-

weltbelange sind trotz des Verzichtes auf die Umweltprüfung weiterhin in die Abwägung ein-

zustellen, sodass der Stellenwert von Umweltbelangen gewahrt bleibt. Ein vereinfachtes Ver-

fahren scheidet aus, wenn der Bebauungsplan die Zulassung von UVP-pflichtigen Vorhaben 

begründet oder eine Beeinträchtigung der in §1 Abs. 6 Nr. 7 genannten Schutzgüter vorliegt. 

Nach §13a Abs. 2 Nr. 1 im Verständnis des §13 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 kann von der frühzeitigen 

Öffentlichkeitsbeteiligung nach §§3 und 4 Abs. 1 abgesehen werden. Es kann im Rahmen 

des beschleunigten Verfahrens der betroffenen Öffentlichkeit Gelegenheit zur Stellungnahme 

innerhalb einer angemessenen Frist gegeben werden oder die Auslegung durchgeführt wer-

den. Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 der Vorschrift verlangt, dass ortsüblich bekannt zu machen ist, wo 

sich die Öffentlichkeit über die Planung informieren und innerhalb einer angemessenen Frist 

äußern kann.123 Nach der entsprechenden Regelung des §13 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 können die 

von der Planung berührten Behörden und Träger öffentlicher Belange nach Abs. 2 Nr. 1 be-

teiligt werden und ihnen Gelegenheit zur Stellungnahme in angemessener Frist ermöglicht 

werden. Wahlweise kann die Beteiligung nach §4 Abs. 2 durchgeführt werden.124

4.3.2 Abweichen vom Entwicklungsgebot

Im beschleunigten Verfahren sind Abweichungen von den Darstellungen des Flächennut-

zungsplanes gestattet.  Der Flächennutzungsplan ist  durch eine Berichtigung anzupassen, 

ohne dass dabei ein Änderungs- oder Ergänzungsverfahren, eine aufsichtsbehördliche Ge-

nehmigung oder eine Umweltprüfung nötig ist.125 Grenze ist die Einhaltung der geordneten, 

städtebaulichen Entwicklung des Gemeindegebietes, die erreicht wird, wenn der neue Be-

122 Vgl. Battis in Battis/ Krautzberger/ Löhr 2009, S. 311, §13a Rn. 13.
123 Vgl. Mitschang 2007, S. 446.
124 Vgl. Krautzberger in Ernst/ Zinkahn/ Bielenberg 2009a, §13a, S. 37, Rn. 63ff.
125 Vgl. Ebd., §13a, S. 39, Rn. 71.
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bauungsplan nicht mehr aus der auf das Gemeindegebiet bezogenen Konzeption des Flä-

chennutzungsplanes als Abwägungsergebnis abgeleitet werden kann. Der §13a Abs. 2 Nr. 2 

stellt einen Fall des §8 Abs. 4 Satz 1 dar, wobei es hier nicht besondere Gründe bedarf, um 

vom Entwicklungsgebot  abweichen zu  können.126 Die  Änderungen des  Flächennutzungs-

plans müssten ebenso mit einer normalen Bebauungsplanung zu realisieren sein.127 Der Flä-

chennutzungsplan ist im Wege der redaktionellen Berichtigung und ohne Abwägung sowie 

zusätzliches Planverfahren an den Bebauungsplan anzupassen.128 Im Rahmen der Berichti-

gung ist allerdings keine neue Gesamtkonzeption des Flächennutzungsplanes möglich. Die 

Berichtigung kann durch Beschluss erfolgen, wobei die Gemeinde über eine Neubekanntma-

chung bestimmen kann.129 Sie sollte unverzüglich vorgenommen werden, weil ansonsten ihr 

Zweck verfehlt wird.130 Kritisiert wird in diesem Zusammenhang die Einschränkung der Steue-

rungsfunktion des Flächennutzungsplanes. Es besteht die Gefahr, dass die auf das gesamte 

Gemeindegebiet  bezogene,  städtebauliche  Entwicklung  durch  punktuell  wirkende  Bebau-

ungspläne der Innenentwicklung ersetzt wird.131

4.3.3 Abwägungsdirektive

§13a Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 bestimmt, dass „einem Bedarf an Investitionen zur Erhaltung, Si-

cherung und Schaffung von Arbeitsplätzen, zur Versorgung der Bevölkerung mit Wohnraum 

oder zur Verwirklichung von Infrastrukturvorhaben in der Abwägung in angemessener Weise 

Rechnung getragen werden.“ Mit der Akzentuierung soll der Zweck der Bebauungspläne be-

kräftigt werden, in dem die Belange ein besonderes Gewicht erhalten.132 Allerdings besitzt die 

Formulierung nur eine rechtspolitische Bedeutung. Dies soll den insgesamt hohen Anpas-

sungsbedarf für Bebauungspläne der Innenentwicklung verdeutlichen, ist aber eigentlich bei 

jeder Abwägung im Rahmen eines Bebauungsplanverfahrens nach §1 Abs. 6 als Belang zu 

berücksichtigen.133 Allerdings sollte sich die Gemeinde im Rahmen der Aufstellung eines Be-

bauungsplanes nach §13a mit diesem auseinandersetzen.134

4.3.4 Naturschutzrechtliche Eingriffsregelung

Die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung unterliegt im Rahmen des §13a besonderen Aus-

gestaltungen. Bei der Fallgruppe der unter 20.000 m² großen Bebauungsplänen entfällt die 

Eingriffsregelung aufgrund einer fehlenden Rechtsgrundlage, denn Eingriffe im Sinne des 

§1a Abs. 3 Satz 5 gelten als vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder zulässig. Selbst 

wenn keine Wiedernutzung von Flächen vorliegt, sondern ein erstmaliger Eingriff, ist dieser 

126 Vgl. Spannowsky in Schlichter/ Stich/ Driehaus/ Paetow 2007, §13a, S.15f., Rn 26.
127 Vgl. Krautzberger in Ernst/ Zinkahn/ Bielenberg 2009a, §13a, S. 41, Rn. 74.
128 Vgl. Spannowsky in Schlichter/ Stich/ Driehaus/ Paetow 2007, §13a, S.16, Rn 27.
129 Vgl. Ebd., §13a, S.17, Rn 29.
130 Vgl. Krautzberger in Ernst/ Zinkahn/ Bielenberg 2009a, §13a, S. 42, Rn. 75.
131 Vgl. Spannowsky in Schlichter/ Stich/ Driehaus/ Paetow 2007, §13a, S.16, Rn 28.
132 Vgl. Ebd., §13a, S.19f., Rn 34.
133 Vgl. Mitschang 2007, S. 446.
134 Vgl. Krautzberger in Ernst/ Zinkahn/ Bielenberg 2009a, §13a, S. 44, Rn. 81.
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in der ersten Fallgruppe bis 20.000 m² ohne Ausgleich zulässig. Im Rahmen dieser Regelung 

erfolgte somit eine gesetzgeberische Abwägungsentscheidung zugunsten der der Innenent-

wicklung geltenden Abwägungsbelange gegenüber den Belangen des Naturschutzes.135 Die 

Möglichkeit eines freiwilligen Ausgleiches von Seiten der Gemeinde ist weiterhin gegeben, 

die Kostenübernahme durch die Eigentümer entfällt aber. Das Abschließen städtebaulicher 

Verträge ist möglich, ist aber nicht inhaltlich über die Kompensation, sondern beispielsweise 

durch eine planerisches, kommunales Grünkonzept umzusetzen.136 In der Abwägung ist den 

Belangen des Naturschutzes weiterhin uneingeschränkt Beachtung zu schenken.137 Die Ver-

pflichtung zur Durchführung von Ausgleichsregelungen ist bei Grundflächen von über 20.000 

m² uneingeschränkt. Somit ist eine Prüfung des Ausgleiches erforderlich, der auch einer ge-

richterlichen Kontrolle unterliegt.138

4.4 Anwendungs- und Verfahrensfehler

Mit der BauGB-Novelle 2007 wurden die Unbeachtlichkeitsregelungen des §214 angepasst 

und ergänzt.139 Der Zweck des §13a wäre nämlich verfehlt, wenn jede falsche Einschätzung 

über  die  Anwendungsvoraussetzungen einen beachtlichen Fehler  darstellen würde.140 Die 

fehlerhafte Beurteilung der Öffentlichkeits-  und Behördenbeteilgung ist  nach §214 Abs.  1 

Satz 1 Nr. 2 ebenso unbeachtlich wie das Entwicklungsgebot nach §214 Abs. 2a Nr. 1 oder 

unterbliebene Hinweispflichten nach Abs. 2a Nr. 2. Weiterhin beinhaltet §214 Abs. 2a Nr. 1 

eine Unbeachtlichkeitsklausel, nach der eine falsche Beurteilung der Anwendungsvorausset-

zungen des §13a ebenso unbeachtlich sind.141

Ein beachtlicher Fehler liegt allerdings dann vor, wenn die Gemeinde bewusst eine Außenbe-

reichsfläche mit §13a beplant hat oder verkannt hat, dass eine Beeinträchtigung der städte-

baulichen Entwicklung vorliegt. Dies wäre ein Verstoß gegen das Entwicklungsgebot nach §8 

Abs. 2 Satz 1.142 Ebenfalls beachtlich sind Fehler im Rahmen der Berechnung der maßge-

benden  Größenwerte  des  §13a  und  eine  Missachtung  der  naturschutzrechtlichen  Aus-

gleichsregelung, wobei es sich hierbei um einen Abwägungsfehler handelt.143

§214 Abs. 2a Nr. 3 enthält eine spezielle Vorschrift der Planerhaltung für die zweite Fallgrup-

pe. Wenn die Vorprüfung nicht nach den Vorgaben des §13a durchgeführt wird, das Ergebnis 

dennoch nachvollziehbar ist, gilt  diese als ordnungsgemäß durchgeführt. Ist das Ergebnis 

dagegen nicht nachvollziehbar, wurde eine Vorprüfung gar nicht oder nicht anhand der Vor-

gaben durchgeführt, dann liegt nach §214 Abs. 2a Halbsatz 3 ein beachtlicher Fehler vor. Für 

135 Vgl. Spannowsky in Schlichter/ Stich/ Driehaus/ Paetow 2007, §13a, S.17, Rn 30.
136 Vgl. Krautzberger in Ernst/ Zinkahn/ Bielenberg 2009a, §13a, S. 46, Rn. 85f.
137 Vgl. Ebd., §13a, S. 44, Rn. 84.
138 Vgl. Spannowsky in Schlichter/ Stich/ Driehaus/ Paetow 2007, §13a, S.18, Rn 32.
139 Vgl. Krautzberger in Ernst/ Zinkahn/ Bielenberg 2009a, §13a, S. 47, Rn. 90.
140 Vgl. Spannowsky in Schlichter/ Stich/ Driehaus/ Paetow 2007, §13a, S. 22, Rn 43.
141 Vgl. Krautzberger in Ernst/ Zinkahn/ Bielenberg 2009a, §13a, S. 47, Rn. 90f.
142 Vgl. Spannowsky in Schlichter/ Stich/ Driehaus/ Paetow 2007, §13a, S. 22, Rn 44.
143 Vgl. Ebd., §13a, S. 23, Rn 46.
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die Ordnungsmäßigkeit unbeachtlich sind einzelne Behörden oder Träger öffentlicher Belan-

ge, die im Rahmen der Vorprüfung nicht beteiligt wurden. Der fehlerhafte Bebauungsplan 

kann durch das ergänzende Verfahren nach §214 Abs. 4 geheilt werden. Die Entscheidung 

einer Gemeinde, ob ein Ausschlussgrund im Sinne des §13a vorliegt, muss zum einen nach-

vollziehbar sein und weiterhin darf durch den Bebauungsplan keine Zulässigkeit eines Vorha-

bens aus Spalte 1 der Anlage 1 zum UVPG, welches die Größenwerte erreicht oder sogar 

überschreitet, begründet werden.144

4.5 Fazit

Die Abbildung 2 enthält eine Checkliste, anhand derer überprüfbar ist, ob das beschleunigte 

Verfahren anwendbar ist.

Der Bebauungsplan kann sich gera-

de für kleine Gebiete der ersten Fall-

gruppe aufgrund der Erleichterungen 

zum  Regelverfahren  etablieren.  Zu-

mindest  wird  er  laut  Jachmann und 

Mitschang  häufiger  genutzt  als  das 

vereinfachte Verfahren nach §13. Bei 

einer derart großen Bedeutung stellt 

sich  vor  allem  die  Frage  nach  der 

faktischen  Bedeutung  des  Flächen-

nutzungsplanes  im  besiedelten  Be-

reich, da er hier aufgrund der Befrei-

ung vom Entwicklungsgebot weniger 

Gewicht in gemeindlichen Planungen 

besitzt.145 Gerade in großen Städten, 

in denen bereits heute die städtebau-

liche Entwicklung vorwiegend auf den 

Bestand  gerichtet  ist,  wird  das  Ver-

fahren zukünftig bedeutender.146

Mit der Einführung des §13a sind allerdings weitere Strukturveränderungen der Bauleitpla-

nung verbunden. Die Bauleitplanung tendiert hier zur Einstufigkeit, die sich in der Betroffe-

nenbeteiligung äußert. Die Frage der Landschaftsplanung auf dieser Flächennutzungsplane-

bene eröffnet sich ebenfalls.147 Problematisch ist der Tatbestand „andere Maßnahmen der In-

144 Vgl. Krautzberger in Ernst/ Zinkahn/ Bielenberg 2009a, §13a, S. 48f., Rn. 93f.
145 Vgl. Jachmann/ Mitschang 2011, S.927.
146 Vgl. Bunzel 2007, S. 52f.
147 Vgl. Mitschang 2007, S. 447.
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nenentwicklung“, da hiermit Abgrenzungsschwierigkeiten verbunden sind.148

Insgesamt ähnelt der Bebauungsplan der Innenentwicklung einem normalen Bebauungsplan 

vor allem hinsichtlich möglicher Festsetzungsmöglichkeiten, die uneingeschränkt anwendbar 

sind. Er unterscheidet sich von übrigen Bebauungsplänen durch seine besonderen Vorschrif-

ten zum Verfahren und seinen Anwendungsvoraussetzungen sowie den abweichenden ma-

teriell-rechtlichen Anforderungen.

5. §34 BauGB: Zulässigkeit von Vorhaben im nicht beplanten In-

nenbereich

In diesem Kapitel wird das Instrument des §34 vorgestellt. Nach grundlegenden Informatio-

nen zu Beginn, wird im zweiten Abschnitt der räumliche Anwendungsbereich der Vorschrift 

beschrieben. In Abschnitt 5.3 erfolgt die Beschreibung des Einfügenstatbestandes des §34 

Abs. 1, ehe dann auf die weiteren Zulässigkeitsvoraussetzungen eingegangen wird.149 In Ab-

schnitt  5.5 und 5.6 werden der baugebietsorientierte Zulässigkeitstatbestand nach Abs. 2 

und der Schutz zentraler Versorgungsbereiche nach Abs. 3 erläutert. Hiernach erfolgt eine 

Beschreibung des bestandsorientierten Genehmigungstatbestandes des Abs. 3a, bevor der 

Rechtsschutz und das Verfahrensrecht sowie ein Fazit in Abschnitt 5.8 und 5.9 folgen.

5.1 Allgemeines

Aufgabe der  Bauleitplanung ist  die  Regelung der  baulichen oder  sonstigen Nutzung von 

Grundstücken. In der Praxis sind oftmals keine Bebauungspläne (§30 Abs. 1 und 2) vorhan-

den, sodass sich in Gebieten des planungsrechtlichen Innenbereichs die Zulässigkeit von 

Vorhaben nach §34 richtet.150 Demnach sind Grundstücke bei Zuordnung zum Innenbereich 

im Gegensatz zu Außenbereichsgrundstücken (§35) bebaubar. Da Gemeinden ihre qualifi-

zierten Bebauungspläne meist für Neubaugebiete aufstellen, stellen bestehende, vor allem 

historische Stadtviertel oder Gemengelagen einen wichtigen Anwendungsbereich dar.151

Es würde dem Anliegen des BauGB widersprechen, wenn eine Bebauung von unbeplanten, 

aber bereits bebauten Gebieten ohne Grenzen zulässig wäre, sodass der §34 der Bebauung 

dieser Ortsteile Grenzen setzt.152 Die statistische Vorschrift lässt das zu, was sich einfügt. 

Eine bauliche Weiterentwicklung ist dagegen nur durch einen Bebauungsplan möglich.153

Die zwei Genehmigungstatbestände des §34 des Abs. 1 und 2 sind anhand der Bebauungs-

148 Vgl. Bunzel 2007, S. 53.
149 Vgl. Abschnitt 4.
150 Vgl. Battis 2006, S. 145. Nach der letztmaligen Erhebung der Baugenehmigungen nach städtebaulichen Fest-
setzungen aus dem Jahr 1996 wurden 31% der Baugenehmigungen in §34-Gebieten erteilt (Vgl. Statistisches 
Bundesamt 1998, S. 233).
151 Vgl. Ebd., S. 146f.
152 Vgl. Finkelnburg/ Ortloff/ Kment 2011, S. 358. Rn. 2.
153 Vgl. Ebd., S. 358. Rn. 2.
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strukturen der im Zusammenhang bebauten Ortsteile anzuwenden. §34 Abs. 2 ist in einheit-

lich strukturierten Ortsteilen, die einem BauNVO-Baugebiet gleichkommen, dem Abs. 1 vor-

zuziehen. Dieser ist  in Ortsteilen mit  einer diffusen Bebauung anzuwenden.154 Durch das 

EAG Bau 2004 wurden die Tatbestände durch den bestandsorientierten Genehmigungstatbe-

stand ergänzt, der die Erweiterung, Änderung und Erneuerung von Gewerbe und Wohnge-

bäuden auch bei Abweichen vom Einfügenserfordernis ermöglicht.155

5.2 Räumlicher Anwendungsbereich

§34 gilt für Vorhaben im Sinne des §29, die die Errichtung, Änderung oder Nutzungsände-

rung von baulichen Anlagen betreffen.156 Es dürfen für das jeweilige Grundstück keine Be-

bauungspläne nach §30 Abs. 1 und 2 bestehen. Ein einfacher Bebauungsplan nach §30 Abs. 

3 gilt soweit er Festsetzungen enthält. Das Grundstück muss in einem im Zusammenhang 

bebauten Ortsteil, der zum planungsrechtlichen Innenbereich zu zählen ist, liegen.157

5.2.1 Im Zusammenhang bebauter Ortsteil

Die Formulierung „im Zusammenhang bebauter Ortsteil“  enthält das Vorhandensein eines 

Ortsteiles sowie die Zugehörigkeit des Grundstückes zum Bebauungszusammenhang.

Die Bebauung des Ortsteiles muss ein eigenständiges städtebauliches Gewicht besitzen158 

und dabei  das  Bild  einer  organischen Siedlungsstruktur  vermitteln.159 Die  Bebauung,  die 

einen im Zusammenhang bebauten Ortsteil bilden kann, muss dabei dem ständigen Aufent-

halt von Menschen dienen; bauliche Anlagen beispielsweise für landwirtschaftliche Zwecke 

reichen hierzu nicht aus.160 Bereits 5-6 Gebäude können unter Umständen bereits einen im 

Zusammenhang bebauten Ortsteil darstellen.161 Abzugrenzen von dem im Zusammenhang 

bebauten Ortsteil ist die Splittersiedlung. Auch wenn in einer Gemeinde solche Siedlungsfor-

men häufiger anzutreffen sind, stellt diese Form nicht zwangsläufig eine typische Siedlungs-

struktur und damit einen im Ortsteil im Sinne des §34 dar. Bei Siedlungsschwerpunkten in 

der Nähe liegt die Bebauung der Splittersiedlung im Außenbereich.162

Zweite  Voraussetzung  des  Anwendungsbereiches  ist  die  Zugehörigkeit  des  betroffenen 

Grundstückes zum Bebauungszusammenhang. Dieser besteht, wenn eine aufeinander fol-

gende Bebauung trotz vorhandener Baulücken den Eindruck der Geschlossenheit bzw. Zu-

sammengehörigkeit vermittelt.163 Hierbei spielen die Verkehrsauffassung sowie die Lage des 

154 Vgl. Stollmann 2009, S. 185 Rn. 2ff.
155 Vgl. Koch/ Hendler 2009, S. 423 Rn. 51.
156 Zum Begriff des Vorhabens sei auf die Beschreibungen von Stüer 2009 zu §29, S. 803-807, Rn. 2460-2467 
verwiesen.
157 Vgl. Stüer 2009, S. 824, Rn. 2515.
158 Vgl. BVerwG, B. v. 8.11.1999 – 4 B 55.99.
159 Vgl. BVerwG, Urt. v. 6.11.1968 – IV C3166.
160 Vgl. BVerwG, Urt. v. 17.2.1984 – 4 C 55.81.
161 Vgl. Stüer 2009, S. 825, Rn. 2516.
162 Vgl. BVerwG, B. v. 10.10.1999 – 4 B 77.99.
163 Vgl. BGH, Urt. v. 14.10.1982 – III ZR 65/82 WM IV 1982, 1315.
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Einzelfalls jeweils eine wichtige Rolle.164 Zur Bebauung müssen optisch wahrnehmbare Anla-

gen zählen, die gewisses Gewicht besitzen, um eine Umgebung zu prägen.165 Das Ende des 

Bebauungszusammenhangs bildet regelmäßig der letzte Baukörper. Eine Baulücke in der 

aufeinander folgenden Bebauung darf den Zusammenhang der Geschlossenheit oder Zu-

sammengehörigkeit nicht auflösen.166 Weiterhin müssen die in die Betrachtung eingestellten 

Anlagen nicht zwangsläufig genehmigt sein. Vielmehr reicht es aus, wenn die Gemeinde sich 

mit  dem Vorhandensein abgefunden hat.167 Auch Gebäude,  deren ursprüngliche Nutzung 

aufgegeben wurde, können für den Bebauungszusammenhang bedeutend sein.168 Für die 

Reichweite des Bebauungszusammenhanges ist die Verkehrsauffassung entscheidend. Hier-

nach muss der Eindruck der Zusammengehörigkeit erhalten bleiben, sodass es vom Einzel-

fall abhängt, ob eine Unterbrechung des Zusammenhanges vorliegt oder aber Grundstücke 

in dem Bebauungszusammenhang einzubeziehen sind.169 Bei der Beurteilungsfrage ist nur 

auf die Bebauung des Gemeindegebietes abzustellen; Bebauungen der Nachbargemeinden 

bleiben außen vor.170 Das Grundstück des Vorhabens muss selber im Bebauungszusammen-

hang des Ortsteiles liegen.171

5.2.2 Innenbereichssatzungen

Die mit Schwierigkeiten verbundene Abgrenzung des Innenbereiches vom Außenbereich ist 

von erheblicher Bedeutung.172 Zur Abgrenzung des Innenbereichs stehen den Gemeinden 

nach §34 Abs. 4 Satz 1 drei Typen von Satzungen zur Verfügung: die Klarstellungssatzung 

(Nr. 1), die Erweiterungssatzung (Nr. 2) und die Ergänzungssatzung (Nr. 3).

Die Klarstellungssatzung ermöglicht die Festlegung der Grenzen von im Zusammenhang be-

bauter Ortsteile, wobei für jedes Grundstück die Innenbereichsqualität bestehen muss, so-

dass kein Ermessen der Gemeinde besteht und die Satzung lediglich deklaratorische Bedeu-

tung besitzt.173 Durch die Entwicklungssatzung können Gemeinden Flächen des Außenberei-

ches einem Ortsteil im Sinne des §34 Abs. 1 zuordnen. Es müssen Siedlungsansätze beste-

hen, die die nähere Umgebung prägen. Voraussetzung für die Zuordnung zum Innenbereich 

ist, dass die betroffenen Flächen im Flächennutzungsplan als Bauflächen dargestellt sind.174 

Mittels Ergänzungs- bzw. Einbeziehungssatzungen ist es möglich, einzelne Außenbereichs-

flächen dem im Zusammenhang bebauten Ortsteil zuzuordnen, wenn diese Fläche durch die 

umgebende Bebauung wie nach §34 Abs. 1 geprägt werden. Im Rahmen der Ergänzungs-

164 Vgl. BVerwG, B. v. 9.11.2005 – 4 B 67.05.
165 Vgl. BVerwG, B. v. 08.11.1999 - 4 B 85.99.
166 Vgl. BVerwG, Urt. v. 26.05.1978 - IV C 9.77.
167 Vgl. BVerwG, Urt. v. 06.11.1968 - 4 C 31.66.
168 Vgl. BVerwG, Urt. v. 17.05.2002 - 4 C 6.01.
169 Vgl. BVerwG, B. v. 01.04.1997 - 4 B 11/97.
170 Vgl. BVerwG, B. v. 19.09.2000 - 4 B 49.00. Kritik an dieser Auffassung der Rechtsprechung in Rinke 2005.
171 Vgl. BVerwG, Urt. v. 01.12.1972 - IV C 6.71.
172 Vgl. Stüer 2009, S. 852, Rn 2594.
173 Vgl. Ebd., S. 853, Rn 2596.
174 Vgl. Ebd., S. 853, Rn. 2597.
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satzung  können  keine  umfangreichen  Flächen  einbezogen  werden.  Demgegenüber  sind 

aber Festsetzungen nach §9 Abs. 1 und 3 Nr. 1 sowie Abs. 4 möglich.175

Die Satzungen können miteinander kombiniert werden und müssen den landesrechtlichen 

Regelungen genügen. Die Erweiterungs- und Ergänzungssatzungen müssen mit der städte-

baulichen Entwicklung der Gemeinde vereinbar sein. Es darf kein UVP-pflichtiges Vorhaben 

mit der Satzung begründet werden und zudem keine Beeinträchtigung von Gebieten mit ge-

meinschaftlicher Bedeutung vorliegen. Für die im vereinfachten Verfahren aufzustellenden 

Satzungen ist eine Beteiligung der Behörden und der betroffenen Öffentlichkeit vorgesehen. 

Es  muss  dieser  Satzung eine  Begründung,  in  der  die  Umweltbelange zusammengestellt 

sind, beigefügt werden. Hierdurch wird die Eingriffsregelung in die Abwägung eingestellt.176

5.3 Einfügenstatbestand

Nach §34 Abs. 1 ist ein Vorhaben im unbeplanten Innenbereich zulässig, sobald es sich nach 

Art und Maß der baulichen Nutzung, der Bauweise und der überbauten Grundstücksfläche in 

die Eigenart der näheren Umgebung einfügt und die Erschließung gesichert ist. Zudem müs-

sen die gesunden Wohn- und Arbeitsverhältnisse gewahrt bleiben und das Ortsbild nicht be-

einträchtigt werden. Entspricht die nähere Umgebung einem BauNVO-Baugebiet richtet sich 

die Zulässigkeit hinsichtlich der Art der Nutzung nach Abs. 2, sodass dieser zuerst anzuwen-

den ist. Die zu beachtenden Merkmale erinnern dabei an die eines qualifizierten Bebauungs-

planes, sodass hier die Funktion als Planersatz ersichtlich wird.177

5.3.1 Eigenart der näheren Umgebung

Der Maßstab des Einfügens wird durch die Eigenart der näheren Umgebung bestimmt. Die 

nähere Umgebung greift weiter als die unmittelbare Nachbarschaft des Grundstückes, wird 

allerdings meist kleiner sein als der im Zusammenhang bebaute Ortsteil, an deren Ende die 

nähere Umgebung zwingend endet.178 Die maßgebende Umgebung reicht dabei soweit, wie 

das Vorhaben durch sie geprägt bzw. beeinflusst wird; oder umgekehrt, soweit die Auswir-

kungen des Vorhabens die Umgebung beeinflussen.179 Es kommt somit auf die gegenseitige 

Prägung von Baugrundstück und Umgebung an.180 Wird die nähere Umgebung weitläufiger 

gefasst, umso eher fügt sich ein Vorhaben ein.181

Für die Eigenart ist die bestimmende und prägende Bebauung zu ermitteln. Dabei ist die tat-

sächlich vorhandene Bebauung der näheren Umgebung zu betrachten.182 Hiernach erfolgt 

eine Reduzierung auf das die Eigenart wesentlich Prägende. Unberücksichtigt bleibt das, 

175 Vgl. Stüer 2009, S. 853f, Rn 2598.
176 Vgl. Ebd., S. 855f, Rn. 2603ff.
177 Vgl. Finkelnburg/ Ortloff/ Kment 2011, S. 362f. Rn. 14f.
178 Vgl. BVerwG, Urt. v. 10.12.1982 - 4 C 28.81.
179 Vgl. BVerwG, Urt. v. 26.05.1978 - IV C 9.77.
180 Vgl. BVerwG, B. v 01.10. 2008 - 4 B 53. 08.
181 Vgl. Finkelnburg/ Ortloff/ Kment 2011, S. 363. Rn. 1.
182 Vgl. BVerwG, Urt. v. 22.09.1967 - IV C 109.65.
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was die Bebauung bzw. Umgebung nicht prägt oder kein gewisses Gewicht beim Betrachter 

besitzt. Weiterhin sind Fremdkörper auszuschließen, die einen gewissen Kontrast zu der an-

sonsten homogenen Umgebung darstellen, solange sie keine Auswirkungen auf die nähere 

Umgebung haben, sie sich auf diese somit prägend auswirken.183 Aus der Eigenart der nähe-

ren Umgebung ist ein Rahmen abzuleiten, in dem sich die vorhandene Bebauung nach ihren 

Merkmalen einbinden lässt.184

5.3.2 Sich Einfügen

Ein Vorhaben fügt sich dann ein, wenn es sich in dem aus der näheren Umgebung abgeleite-

ten Rahmen bewegt und zugleich die gebotene Rücksicht auf die Umgebung nimmt.185 Für 

das Einfügen wichtige Merkmale sind die Art und das Maß der baulichen Nutzung sowie die 

Bauweise und die Grundstücksfläche, die überbaut werden soll. Das Einfügen hinsichtlich 

der Art sollte mittels einer typisierenden Betrachtung erfolgen.186 Diese kann sich an den Be-

griffen der BauNVO orientieren.187 Überschreitet ein Vorhaben die sich aus dem Rahmen der 

näheren Umgebung ableitbaren Maße der baulichen Nutzung nicht, fügt es sich in die Umge-

bung ein. Hierzu können alle baulichen Anlagen betrachtet werden. Dabei sind zum einen 

der  absolute Maßstab  und zum anderen das Verhältnis  zum Baugrundstück  heranzuzie-

hen.188 Hinsichtlich der Bauweise ist zwischen der offenen und der geschlossenen zu unter-

scheiden. Sind beide Bauweisen vorhanden, kann der Bauherr frei entscheiden, solange kei-

ne bauordnungsrechtlichen Regelungen entgegen stehen.189 Das Merkmal der überbaubaren 

Grundstücksflächen enthält  die  tatsächliche  Größe der  Grundfläche im Vergleich  zu den 

Grundflächen der Umgebung sowie die räumliche Lage des Vorhabens. Ist die Grundfläche 

des Vorhabens so groß, dass sie den Rahmen der näheren Umgebung überschreitet, fügt es 

sich nicht ein. Hinsichtlich der Lage der baulichen Anlage überschreitet es den maßgeben-

den Rahmen, sofern beispielsweise die sich ergebenden, rückwärtigen Baugrenzen übertrof-

fen werden.190 Durch die letzte Novellierung des BauGB wurde §248 eingefügt. Danach kann 

zur sparsamen und effizienten Nutzung von Energie geringfügig vom Maß der baulichen Nut-

zung, der Bauweise und den überbaubaren Grundstücksflächen abgewichen werden.191

5.3.3 Bodenrechtlich beachtliche Spannungen und Gebot der Rücksichtnahme

Auch Vorhaben, die sich nicht unmittelbar an den Rahmen der näheren Umgebung halten, 

ihn also überschreiten, können sich dennoch ausnahmsweise in die nähere Umgebung ein-

183 Vgl. BVerwG, Urt. v. 23.04.1969 – IV C 15.68.
184 Vgl. Finkelnburg/ Ortloff/ Kment 2011, S. 364. Rn. 22.
185 Vgl. BVerwG, B. v. 02.08.2001 - 4 B 26.01.
186 Vgl. BVerwG, Urt. v. 15.12.1994 - 4 C 13/93.
187 Vgl. BVerwG, Urt. v. 23.03.1994 - 4 C 18.92.
188 Vgl. BVerwG, Urt. v. 15.12.1994 - 4 C 19/93.
189 Vgl. BVerwG, B. v. 11.03.1994 – 4 B 53.94.
190 Vgl. BVerwG, Urt. v. 21.11.1980 - 4 C 30.78.
191 Vgl. Battis u.a. 2011, S. 901.
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fügen.192 Gehen von ihm keine erhöhten bodenrechtlich beachtlichen Spannungen aus oder 

verstärkt es solche nicht weiter, fügt es sich regelmäßig ein.193 Beim Einfügen im Rahmen 

des §34 Abs. 1 geht es somit um eine harmonische Beziehung zur Bebauung der näheren 

Umgebung. Ist diese gewährleistet, fügt sich das Vorhaben ein.194

Im Rahmen des Einfügenstatbestandes wirkt demgegenüber das Gebot der Rücksichtnahme 

einschränkend. Sofern ein geplantes Vorhaben sich zwar in den aus der Eigenart der nähe-

ren Umgebung ergebenden Rahmen einfügt, die gebotene Rücksichtnahme auf die, vor al-

lem unmittelbar angrenzende Bebauung vermissen lässt, fügt es sich nicht ein.195 Je emp-

findlicher und schützenswerter die Umgebung, desto mehr Rücksichtnahme ist geboten. Um-

gekehrt kann das geplante Vorhaben weniger Rücksicht nehmen, sofern die mit dem Vorha-

ben verfolgten Interessen verständlich und unabweisbar sind.196

5.4 Weitere Zulässigkeitsvoraussetzungen

Besteht ein einfacher Bebauungsplan im Sinne des §30 Abs. 3 so richtet sich die Zulässig-

keit des Vorhabens innerhalb seines Geltungsbereiches zuerst nach den Festsetzungen und 

weiterhin nach §34. Als vorrangiger Maßstab verdrängt der einfache Bebauungsplan somit 

den Maßstab des Einfügens in die nähere Umgebung. Es ist damit das zulässig, was nach 

dem einfachen Bebauungsplan zulässig ist. Ist ein Vorhaben, welches sich eigentlich in die 

Umgebung einfügt, nach den Festsetzungen nicht zulässig, ist es unzulässig.197

Für Vorhaben muss zudem die Erschließung gesichert sein. Die Form der Erschließung ori-

entiert sich dabei an der im jeweiligen Innenbereich vorhandenen.198 Die Straße, die zur Er-

schließung dient, muss den durch das Vorhaben ausgelösten Verkehr aufnehmen können.199 

Sobald eine Zugänglichkeit besteht, kann eine Erschließung gesichert sein, auch wenn für 

die wegemäßige Erschließung ein Zugangsweg nötig ist.200 Zum Zeitpunkt der Genehmigung 

muss die Erschließung gesichert und spätestens zur Fertigstellung sowie Ingebrauchnahme 

des Vorhabens vorhanden sein.201

Die Wahrung gesunder Wohn- und Arbeitsverhältnisse kommt nach Satz 2 eine eigene Be-

deutung zu, stellt allerdings eine äußerste Grenze für die Zulässigkeit dar. Die sich hieraus 

ergebenden Anforderungen werden bei Vorhaben nach §34 Abs. 1 meist erfüllt sein, sobald 

sich das Vorhaben in die nähere Umgebung einfügt.202

Weiterhin darf das Vorhaben keine Beeinträchtigung des Ortsbildes auslösen. Sich in die nä-

192 Vgl. BVerwG, Urt. v. 26.05.1978 - IV C 9.77.
193 Vgl. BVerwG, B. v. 25.03.1999 - 4 B 15.99.
194 Vgl. BVerwG, B. v. 04.02.1986 - 4 B 7-9/86. 
195 Vgl. BayVGH, B. v. 10.12.2008 - 1 CS 08.2770.
196 Vgl. BVerwG, Urt. v. 25.02.1977 – 4 C 22.75.
197 Vgl. Finkelnburg/ Ortloff/ Kment 2011, S. 362. Rn. 13.
198 Vgl. Krautzberger in Battis/ Krautzberger/ Löhr 2009b, S. 451, §34 Rn. 22.
199 Vgl. BVerwG, B. v. 03.04.1996 - 4 B 253/95.
200 Vgl. BVerwG, Urt. v. 10.12.1993 - 8 C 59/91.
201 Vgl. Krautzberger in Battis/ Krautzberger/ Löhr 2009b, S. 451, §34 Rn. 22.
202 Vgl, Stollmann 2009, S. 201 Rn. 42.
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here Umgebung einfügende Vorhaben können verhindert  werden,  wenn sie das Ortsbild, 

dessen Maßstab größer ist als die der näheren Umgebung, beeinträchtigen. Das Ortsbild 

muss darüber hinaus eine Schutzfähigkeit besitzen, die sich beispielsweise in einer gewis-

sen Wertigkeit für die Allgemeinheit, in einem besonderen Charakter oder einer gewissen Ei-

genheit ausdrückt und somit eine eigenständige Prägung besitzt.203 Dabei können im Rah-

men des §34 nur Beeinträchtigungen von städtebaulicher Qualität, nicht von gestalterischer 

Bedeutung, verhindert werden.204

5.5 Baugebietsorientierter Zulässigkeitstatbestand

Sobald die maßgebende nähere Umgebung in ihrer Eigenart einem Baugebiet der §§ 2-11 

BauNVO entspricht, also einheitlich strukturiert erscheint, ist das Einfügen des Vorhabens 

hinsichtlich seiner Art der baulichen Nutzung nach §34 Abs. 2 zu beurteilen. Das Vorhaben 

ist nur möglich, wenn es in diesem Gebiet allgemein zulässig wäre, sodass es hiernach auch 

keine Prüfung nach Abs. 1 bedarf. Alle übrigen Merkmale sind weiterhin nach Abs. 1 zu prü-

fen. Die Sicherung der Erschließung bestimmt sich weiterhin nach den Anforderungen des 

Abs. 1.205 Lässt sich die Umgebung keinem der Baugebiete zuordnen oder weist es Merkma-

le zweier Gebiete auf, ist Abs. 1 anzuwenden.206 Bei der Anwendung des Abs. 2 scheiden die 

Besonderen Wohngebiete nach § 4a aus.207

Das sich nach Abs. 1 zu beurteilende Maß der baulichen Nutzung kann die jeweiligen Ober-

werte der Baugebiete überschreiten, sofern sich das Vorhaben einfügt. Zudem richtet sich 

die  Zulässigkeit  von großflächigen Einzelhandelsbetrieben und Vergnügungsstätten sowie 

Sport-, Spiel und Freizeitanlagen bei Anwendung des Abs. 2 nach den Regeln der BauNVO 

für das betreffende Baugebiet.208 Nach Abs. 2 Halbsatz 2 sind die jeweiligen, ausnahmsweise 

zulässigen Vorhaben bei einheitlich strukturierten Bereichen auch im Innenbereich zulässig, 

sodass dieser Innenbereich den qualifiziert beplanten Gebieten gleichgestellt wird. Allerdings 

ergibt  sich aus der „Kann-Bestimmung“ des §31 Abs.  1,  dass diese Nutzungen nur aus-

nahmsweise zulässig sind, sodass diese Nutzungen nicht zwangsläufig zuzulassen sind. Zu-

dem ist weiterhin die Befreiung unter den Voraussetzungen nach §31 Abs. 2 auch im Innen-

bereich anzuwenden. Somit ist im nicht beplanten Innenbereich das zulässig, was in einem 

entsprechend geplanten Baugebiet der BauNVO ebenfalls zulässig ist.209 Auch bei diesem 

Genehmigungstatbestand ist  das Gebot  der  Rücksichtnahme zu beachten.  Ein  Vorhaben 

muss somit die gebotene Rücksichtnahme auf die Umgebung wahren. Dies ergibt sich aus 

203 Vgl. BVerwG, Urt. v. 11.05.2000 - 4 C 14/98.
204 Vgl. BVerwG, Urt. v. 11.05.2000 - 4 C 14/98.
205 Vgl. Krautzberger in Battis/ Krautzberger/ Löhr 2009b, S. 459f, §34 Rn. 46.
206 Vgl. Ebd., S. 460, §34 Rn. 47.
207 Vgl. BVerwG, Urt. v. 28.6.1993 - 4 NB 23.93.
208 Vgl. Krautzberger in Battis/ Krautzberger/ Löhr 2009b, S. 460, §34 Rn. 48f.
209 Vgl. Ebd., S. 461, §34 Rn. 51f.
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§15 Abs. 1 BauNVO.210

5.6 Schutz zentraler Versorgungsbereiche

Der durch das EAG Bau 2004 eingefügte Abs. 3 bestimmt, dass von Vorhaben im unbeplan-

ten Innenbereich keine schädlichen Auswirkungen auf zentrale Versorgungsbereiche ausge-

hen dürfen.211 Damit besteht eine Zulassungsbeschränkung vor allem für Einzelhandelsnut-

zungen, deren Auswirkungen über den Maßstab der näheren Umgebung hinausgehen. Vor 

der Regelung des EAG Bau 2004 konnten großflächige, mit über die nähere Umgebung hin-

ausreichende Fernwirkungen verbundene Vorhaben nicht abgelehnt werden, sobald die nä-

here Umgebung nach Abs. 1 eben durch diese geprägt waren. Mit Abs. 3 der Vorschrift sind 

die mit dem Vorhaben verbundenen Wirkungen auf die gesamte, städtebauliche Entwicklung 

und Ordnung zu berücksichtigen und zu prüfen. Sobald ein Vorhaben nunmehr schädliche 

Auswirkungen auf zentrale Versorgungsbereiche in der Gemeinde oder in Nachbargemein-

den hervorruft, ist dieses gemäß Abs. 3 unzulässig. Eine Ermittlung und Begründung der zu 

erwartenden schädlichen Auswirkungen auf zentrale Versorgungsbereiche, gerade im Hin-

blick  auf  eine verbrauchernahe Versorgung,  ist  nachvollziehbar darzulegen.212 Schädliche 

Auswirkungen treten dann ein, wenn die versorgende Funktion eines zentralen Versorgungs-

bereiches so gestört wird, dass dieser seinen Versorgungsauftrag nicht mehr wahrnehmen 

kann. Als Messmethode kann hierbei beispielsweise der Kaufkraftabfluss herangezogen wer-

den, wobei sich die zu erwartenden Kaufkraftabflüsse in einem vertretbaren Rahmen bewe-

gen müssen. Zur Quantifizierung dieser Kaufkraftabflüsse kann ein Verkaufsflächenvergleich 

zwischen Versorgungsbereich und dem zu genehmigenden Vorhaben behilflich sein.213

5.7 Bestandsorientierter Genehmigungstatbestand

Nach Abs. 3a kann vom Einfügenerfordernis abgesehen werden, wenn die Abweichung der 

Erweiterung, Änderung, Nutzungsänderung oder Erneuerung eines zulässigerweise errichte-

ten Gewerbe- oder Handwerksbetriebs oder der Erweiterung, Änderung oder Erneuerung ei-

ner zulässigerweise errichteten baulichen Anlage zu Wohnzwecken dient.

Diese mit dem BauGB 2004 eingefügte und durch das BauGB 2007 ergänzte Regelung be-

zieht sich auf zulässigerweise errichtete Gewerbe- und Handwerksbetriebe sowie Anlagen 

für Wohnzwecke. Grenzen sind durch die städtebauliche Vertretbarkeit der Vorhaben (Nr. 2) 

und durch die Würdigung deröffentlichen Belange, gerade der nachbarschaftlichen Interes-

sen (Nr. 3), gesetzt.214 Abs. 3a betrifft Vorhaben, die sich nicht in die nähere Umgebung einfü-

210 Vgl. BVerwG, Urt. v. 05.08.1983 - 4 C 96.79.
211 Vgl. zum Begriff des zentralen Versorgungsbereiches Kapitel 3.
212 Vgl. Krautzberger in Battis/ Krautzberger/ Löhr 2009b, S. 461f, §34 Rn. 54f.
213 Vgl. BVerwG, B. v. 20.11.2006 - 4 B 50.06.
214 Vgl. Stüer 2009, S. 850, Rn. 2585.
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gen, weil sie beispielsweise den für das Einfügen maßgeblichen Rahmen überschreiten.215 

Unter Erweiterungen werden bauliche Maßnahmen verstanden, die den vorhandenen Be-

stand ergänzen. Änderungen sind Veränderungen des Inneren und Äußeren von baulichen 

Anlagen, wobei hierzu der Umbau, der Ausbau oder die Modernisierung zählen können. Nut-

zungsänderungen umschreiben die Veränderung von Zweckbestimmungen hinsichtlich einer 

bodenrechtlich bedeutenden Nutzungsänderung. Im Zuge von Erneuerungen wird eine bauli-

che Anlage beseitigt und an deren Stelle eine neue errichtet. Zwischen den unterschiedli-

chen Maßnahmen sind meist keine klaren Grenzen zu ziehen.216

5.7.1 Gewerbe- und Handwerksbetriebe sowie Anlagen zu Wohnzwecken und Einzel-

handelsbetriebe mit schädlichen Auswirkungen

Abs. 3a bezieht sich vor allem auf Gewerbe- und Handwerksbetriebe in Gemengelagen. So-

fern ein zulässigerweise errichteter Gewerbe- und Handwerksbetrieb besteht, kann in den 

oben genannten Fällen vom Erfordernis des Einfügens abgesehen werden. Allerdings muss 

die Maßnahme einem bestehenden Betrieb dienen217,wodurch sich Grenzen ergeben, da die 

Maßnahme am bestehenden Betrieb anknüpfen und ihm angelegt sein muss.218

Mit der BauGB-Novelle 2007 wurde die Vorschrift des Abs. 3a auch auf Anlagen für Wohn-

zwecke erweitert. Vom Erfordernis des Einfügens in die Eigenart der näheren Umgebung ist 

eine Abweichung hinsichtlich der Erweiterung, Änderung oder Erneuerung einer zulässiger-

weise errichten Anlage für Wohnzwecke möglich. Diese Maßnahmen müssen städtebaulich 

vertretbar sein,  was bedeutet,  dass sie planbar sein müssen. Insbesondere die nachbar-

schaftlichen Interessen müssen gewahrt bleiben. Es sind auch hier Kompensationen im Rah-

men von planerischen Ausgleichsentscheidungen denkbar.219

Satz  2  der  Vorschrift  nimmt  von  der  Möglichkeit  des  Abs.  3a  Einzelhandelsbetriebe  mit 

schädlichen Auswirkungen auf  Versorgungsbereiche aus.  Somit  wird  die Zulässigkeit  von 

Einzelhandelsvorhaben derart begrenzt, dass hier das Gebot des Einfügens gilt und keine 

Erweiterung durch Abs. 3a möglich ist. §34 Abs. 1 und 2 bestimmen somit, inwiefern eine Er-

weiterung, Änderung, Nutzungsänderung oder Erneuerung zulässig ist.220

5.7.2 Städtebauliche Vertretbarkeit und Ermessen

Neben der Wahrung nachbarschaftlicher  Interessen im Rahmen der  öffentlichen Belange 

muss zudem das Merkmal der städtebaulichen Vertretbarkeit gewahrt bleiben. Diese ist ge-

geben, wenn das Vorhaben mit den Belangen aus §1 Abs. 6 und dem Abwägungsgebot aus 

Abs. 7 konform geht. Hierbei ist es möglich, im Baugenehmigungsverfahren Vor- und Nach-

215 Vgl. Ebd., S. 850, Rn. 2586.
216 Vgl. Krautzberger in Battis/ Krautzberger/ Löhr 2009b, S. 463, §34 Rn. 57.
217 Vgl. BVerwG, B. v. 7.5.1991 – 4 B 52.91.
218 Vgl. Stüer 2009, S. 850, Rn. 2586.
219 Vgl. BVerwG, B. v. 17.9.1991 – 4 B 161.91.
220 Vgl. Stüer 2009, S. 851, Rn. 2589.
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teile des Vorhabens gegenüber zu stellen und eine Art ausgleichende Abwägung vorzuneh-

men, sodass der Prozess ein planerisches Element in Form einer Abwägungsentscheidung 

erhält. Die zu beachtenden Grundsätze bedeuten, dass ein Vorhaben städtebaulich vertret-

bar ist, sobald es im Rahmen eines Bebauungsplanes planbar wäre.221 Insgesamt sollten bei 

den städtebaulichen Maßnahmen die möglichen erhöhten Spannungen gemindert oder zu-

mindest ausgeglichen werden.222 Im Rahmen des §34 Abs. 3a hat die für die Genehmigung 

zuständige Behörde eine Einzelfallprüfung vorzunehmen und besitzt im Entscheidungspro-

zess ein Ermessen.223 Verbessert sich die städtebauliche Situation durch das geplante Vor-

haben, so verringert sich der Spielraum bei der Entscheidung. Genießt ein Vorhaben Be-

standsschutz und ist dadurch genehmigungsfähig, so ist im Grunde genommen kein Ermes-

sensspielraum mehr eröffnet.224

5.8 Rechtsschutz und Verfahrensrecht

Sobald für die Zulassung von Vorhaben Festsetzungen eines einfachen Bebauungsplanes 

herangezogen werden, besteht Nachbarschutz nach den Grundsätzen des Schutzes in Ge-

bieten mit Bebauungsplänen. Satzungen im Rahmen des §34 können durch Normenkontrolle 

nach §47 VwGO überprüft werden. Nach §36 Abs. 1 Satz 1 hat die Baugenehmigungsbehör-

de im Einvernehmen mit der Gemeinde, welche nur aus Gründen der §§31, 33, 34 und 35 

Einwende erheben darf, über die Genehmigung des Vorhabens zu entscheiden. Das Vorha-

ben im Sinne des §34 stellt mittels Fiktion keinen Eingriff im Sinne der Eingriffsregelung dar. 

Allerdings darf das Vorhaben beispielsweise Brutstätten besonderer Arten nicht beeinträchti-

gen. Nötigenfalls sind hierfür von der Genehmigungsbehörde Anordnungen zu treffen. §34 

sieht eine Regelung vor,  nach der die zuständigen Behörden des Naturschutzes und der 

Landschaftspflege ihr Benehmen vortragen können. Ihnen muss Gelegenheit zur Stellung-

nahme gegeben werden.225

5.9 Fazit

Der als Planersatz wirkende §34 ermöglicht die Zulässigkeit von Vorhaben im nicht beplan-

ten Innenbereich. Die mit unbestimmten Rechtsbegriffen versehene Regelung wurde haupt-

sächlich durch die Rechtsprechung entwickelt. Zur Prüfung der Zulässigkeit kann das Sche-

ma der Abbildung 3 herangezogen werden.226

221 Vgl. Stüer 2009, S. 850f., Rn. 2587.
222 Vgl. BVerwG, Urt. v. 15.2.1990 – 4 C 23.90.
223 Vgl. Stüer 2009, S. 851f, Rn. 2589f.
224 Vgl. BVerwG, Urt. v. 17.1.1986 – 4 C 80.82.
225 Vgl. Krautzberger in Battis/ Krautzberger/ Löhr 2009b, S. 469, §34 Rn. 77ff.
226 Vgl. Abbildung 3, S. 36.
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Erkennbar bei der Zulässigkeit von Vor-

haben im Rahmen des §34 sind Paralle-

len  zu  beplanten  Gebieten  nach  §30. 

Das  Gebot  der  Rücksichtnahme  wirkt 

beispielsweise in beiden Gebieten ein-

schränkend. Die Möglichkeit der Befrei-

ung in beplanten Gebieten entspricht im 

unbeplanten Innenbereich in etwa dem 

Merkmal bodenrechtlicher Spannungen. 

Dennoch ist der §34, unter Einbeziehen 

des tatsächlich Vorhandenen und ohne 

planerische  Erwägungen,  schlichte 

Rechtsanwendung.227 Steuerungsmög-

lichkeiten im Rahmen der Vorschrift sind 

somit  begrenzt.  Ein  planerisches  Er-

messen besteht im Rahmen der Abwei-

chungen nach Abs. 3a. Die Satzungen 

nach Abs. 4 sind aus eigener Initiative 

der  planenden  Gemeinde  aufstellbar. 

Hiermit kann allerdings auch nur im be-

grenzten  Rahmen  Außenbereich  zum 

Innenbereich umgewandelt werden. Bei 

Abs. 1 und Abs. 2 sind dagegen die tat-

sächlichen Verhältnisse von Bedeutung.

Die begrenzten Steuerungsmöglichkeiten äußern sich vor allem durch Defizite bei der rechtli-

chen Beurteilung in §34-Gebieten.  Beispielsweise ermöglichen negative Vorbilder  weitere 

Ansiedlungen von Nutzungen der gleichen Art. Dies kann auch zur Verschärfung von Ge-

mengelagen führen, die im Rahmen des §34 nur begrenzt zu verhindern sind. Das Maß ori-

entiert sich an den höchsten vorhandenen Ausnutzungen. Hierbei ist die Kubatur von Bedeu-

tung. Die eindeutige Bauweise sowie die überbaubaren Grundstücksflächen sind unter Um-

ständen schwierig zu ermitteln. Gerade Hinterlandbebauungen sind hierbei mit  Vorbildwir-

kungen verbunden.228

227 Vgl. Kuschnerus 2001, S. 138f., Rn. 318-322.
228 Vgl. Ebd., S. 140f., Rn. 323.
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6. Vergleichende Betrachtung der Instrumente

In diesem Kapitel erfolgt eine vergleichende Betrachtung der drei planungsrechtlichen Instru-

mente zur Steuerung der Innenentwicklung. Dabei geht es überwiegend um eine Gegen-

überstellung, bei der die Möglichkeiten zur Innenentwicklung zusammenfassend dargelegt 

werden.

Während für den bereits beplanten Bereich die Entwicklungen über Bebauungspläne steuer-

bar sind, gab es bis zur Einführung der neuen Instrumente §9 Abs. 2a und §13a lediglich den 

§34 zur vereinfachten Bebauung im Rahmen einer erleichterten Innenentwicklung im Innen-

bereich nach §34. Seit der BauGB-Novelle 2007 stehen den Gemeinden weitere Instrumente 

zur Steuerung der Innenentwicklung in nicht beplanten Gebieten zur Verfügung. Lediglich der 

§13a besitzt darüber hinaus eine Bedeutung im bereits beplanten Bereich, da diese mit dem 

Instrument des §13a ebenfalls beplanbar sind. §9 Abs. 2a und §34 sind nur für die im Zu-

sammenhang bebauten Ortsteile anwendbar. Über diese Gebietskategorie hinaus lässt sich 

der Bebauungsplan der Innenentwicklung auch für die beplanten Gebiete nach §30 und un-

ter Umständen auch für Außenbereichsflächen nach §35 nutzen.

Bebauungspläne nach §9 Abs. 2a können nach ihrem Zweck nur zum Erhalt und der Ent-

wicklung zentraler Versorgungsbereiche aufgestellt werden. Alle anderen Planungsabsichten 

sind nicht möglich, sodass dieser Bebauungsplan lediglich zur Steuerung von Nutzungen, 

die die bestehenden oder noch zu entwickelnden Versorgungsbereiche gefährden können, 

einsetzbar ist. Mit dem Bebauungsplan der Innenentwicklung kann dagegen die Wiedernutz-

barmachung von Flächen, die Nachverdichtung und andere Maßnahmen zur Innenentwick-

lung gesteuert werden, sodass hier eine deutlich größere Bandbreite an Planungen möglich 

ist, sofern sie den genannten Zwecken zugute kommen. Hierdurch ist die Stärkung der In-

nenentwicklung in Form einer Konzentration auf den Bestand und deren Brachflächen im 

Sinne einer nachhaltigen Siedlungsentwicklung möglich. §34 begrenzt die Bebauungsmög-

lichkeiten von grundsätzlich bebaubaren Grundstücken im planungsrechtlichen Innenbereich. 

Diese dürfen nach §34 nur im Rahmen des tatsächlich Bestehenden errichtet werden und 

beispielsweise auch keine Auswirkungen auf zentrale Versorgungsbereiche besitzen. Auch 

gewisse Entwicklungen des Bestandes sind nach §34 möglich.

Inhaltlich lassen sich über den Bebauungsplan nach §9 Abs. 2a lediglich Festsetzungen zur 

Art der baulichen Nutzung, eben ob diese zulässig, nicht zulässig oder ausnahmsweise zu-

lässig ist,  treffen. Hierbei kommen vor allem Einzelhandelsnutzungen in Betracht.  Andere 

Festsetzungen scheiden im Gegensatz zum Bebauungsplan der Innenentwicklung aus. Dort 

sind prinzipiell alle Festsetzungen möglich, die auch in einem normalen Bebauungsplan rea-

lisiert werden könnten. Im Rahmen des §34 ist nur das Bestehende bzw. tatsächlich Vorhan-

dene maßgebend. Ein Vorhaben ist demnach nur dann zulässig, wenn es sich einfügt und 

keine bodenrechtlichen Spannungen auslöst. Hier besteht somit nicht die Möglichkeit einer 
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planerischen Gestaltung in Form von Festsetzungen oder Umsetzungen von Planungsab-

sichten, die außerhalb des Rahmens der Umgebung liegen.

Das  Verfahren  zur  planungsrechtlichen  Zulässigkeitsprüfung  des  §34  unterscheidet  sich 

deutlich vom Verfahren der beiden übrigen Instrumente. Die Prüfung ist lediglich Bestandteil 

des Baugenehmigungsverfahrens, stellt also kein Bauleitplanverfahren dar. Bei einem Vorha-

ben im Sinne des §34 Abs. 3 ist unter Umständen ein Nachweis in Form eines Gutachtens 

nötig. Im Gegensatz dazu wird der §9 Abs. 2a im vereinfachten Verfahren nach §13 aufge-

stellt. Das beschleunigte Verfahren nach §13a geht hier noch weiter. In diesem Verfahren 

werden Teile des vereinfachten Verfahrens angewendet. Darüber hinaus sind allerdings wei-

tere Erleichterungen integriert. Hierzu zählen die fehlende Eingriffsregelung und die Möglich-

keit, von den Darstellungen des Flächennutzungsplanes abzuweichen.

Die Folgen,  die mit  der  Anwendung der Instrumente verbunden sind,  unterscheiden sich 

ebenfalls. Über den §34 wird die konkrete Realisierung einer Bebauung ermöglicht oder ver-

hindert, je nachdem, ob die Voraussetzungen des §34 erfüllt bzw. nicht erfüllt sind. Der §9 

Abs. 2a und der §13a schaffen bzw. ändern lediglich bestehendes Baurecht oder schränken 

es  ein.  Der  Bebauungsplan  zur  Erhaltung  und  Sicherung  zentraler  Versorgungsbereiche 

schränkt vor allem die Ansiedlung von bestimmten Einzelhandelssortimenten oder Nutzun-

gen in nach §34 zu beurteilenden Gebieten in der Gemeinde ein. Die Eigentümer werden so-

mit im Sinne des Regelungszweckes eingeschränkt, da Betriebe sich beispielsweise nicht 

mehr erweitern können. Der §13a schafft dagegen Möglichkeiten zu einer neuen oder sogar 

erstmaligen Bebauung einer Fläche nach den konkreten Maßgaben des Planes, die aber 

ebenfalls einschränkende Wirkung haben. Hiermit verbunden ist vor allem die Inwertsetzung 

brach gefallener oder bisher untergenutzter Flächen.

Die drei planungsrechtlichen Instrumente weisen somit sehr unterschiedliche Charakteristika 

auf, die in der Planungspraxis für unterschiedlichste Planungsvorhaben nutzbar sind und bie-

ten die Möglichkeit eine Bebauung bzw. Beplanung im Sinne der Innenentwicklung auf eine 

einfachere Art und Weise, als dies mit  einem normalen Bebauungsplanverfahren der Fall 

wäre, zu betreiben.

Nach der Vorstellung der Instrumente in den Kapiteln zwei bis sechs wird im folgenden Kapi-

tel je ein Anwendungsfall der beschriebenen Instrumente zur Innenentwicklung vorgestellt.

7. Die Instrumente in der Praxis

In  diesem Kapitel  werden Anwendungsfälle  der  drei  planungsrechtlichen Instrumente  be-

trachtet. Dabei wird aufgrund der Kürze der Arbeit für jedes Instrument lediglich ein Beispiel 

herangezogen. Diese sind demnach exemplarisch zu verstehen, sodass Verallgemeinerun-

gen und Bewertungen aufgrund der Einzelfallbezogenheit nur hypothetisch möglich sind.
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229 Vgl. Kapitel 7.1.
230 Vgl. Kapitel 7.2
231 Vgl. Kapitel 7.3
232 Vgl. LSKN 2011, S. 39.
233 Vgl. CIMA Beratung + Management GmbH 2008, S. 8ff.
234 Vgl. Lage des Plangebietes in Buxtehude in Abbildung 4.
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7.1.1 Vorstellung

Das Plangebiet, für das kein Bebauungsplan besteht und die Zulässigkeit von Vorhaben sich 

somit nach §34 richtet, liegt nördlich und südlich der Bahnlinie Cuxhaven-Harburg und grenzt 

westlich an die Harburger Straße an. Das etwa 15,1 ha große Plangebiet grenzt weiterhin 

nördlich der Bahnstrecke an die Konrad-Adenauer-Allee und im Süden an den Ostmoorweg 

sowie die Felix-Wankel-Straße. Das Gebiet liegt im Osten des Stadtgebietes in etwa 1,5 Kilo-

meter Entfernung zum Stadtkern.235

Das Gebiet ist mittlerweile mit vor allem großflächigem Einzelhandel zusammenhängend be-

baut und übernimmt hierdurch eine Ergänzungsfunktion zur Innenstadt beim nicht-zentrenre-

levanten Einzelhandel, etwa durch die Sortimente Heimwerken, Garten und Elektronik.236



an bestehende Einzelhandelszentren der Stadt. Es sind demgegenüber zahlreiche großflä-

chige, nicht-zentrenrelevante Einzelhandelsnutzungen vorhanden. Durch die Genehmigung 

eines SB-Warenhauses (Plaza-Vorhaben) im Jahre 2008 ist im Gebiet seitdem mehr zen-

trenrelevanter Einzelhandel ansässig.239 Insgesamt sind mittlerweile im Gebiet rund 25.000 

m², davon rund 4.000 m² für den periodischen Bedarf und 6.000 m² mit Zentrenrelevanz, vor-

handen. Dies hat Umsatzverteilungen im gesamten Stadtgebiet durch die deutliche Erhö-

hung des periodischen Bedarfes zur Folge. Die Ansiedlung des SB-Warenhauses könnte mit-

telfristig zu Verdrängungseffekten des Einzelhandels aus der Innenstadt führen. Kaufkraftab-

flüsse aus der Innenstadt werden erwartet.240

Das Bebauungsplanverfahren wurde auf  Grundlage des BauGB 2004 begonnen und an-

schließend mit dem neuen Instrument des §9 Abs. 2a fortgeführt. Die Abbildung 6 zeigt die 

wesentlichen Planungsschritte des Verfahrens.

Die Voraussetzung zur Anwendung des §34 für die im Zusammenhang bebauten Ortsteil wa-

ren gegeben. Insbesondere das Einzelhandelskonzept mit Aussagen zu erhaltenden und zu 

entwickelnden zentralen Versorgungsbereichen wurde im Bebauungsplan berücksichtigt.241 

Es bestand für das Planungsvorhaben keine Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträg-

239 Vgl. OVG Lüneburg, Urt. v. 17.01.2008, 1 LB 154/07.
240 Vgl. CIMA Beratung + Management GmbH 2008, S. 92ff.
241 Vgl. Stadt Buxtehude 2009, S. 4.

41

Abbildung 6: Ablauf des Planverfahrens

(Quelle: eigene Darstellung)



lichkeitsprüfung.  Diese ist  ggf.  im Genehmigungsverfahren nach §34 zu überprüfen bzw. 

durchzuführen.242 Das Aufstellungsverfahren wurde nach Einführung des §9 Abs. 2a im ver-

einfachten Verfahren fortgesetzt, da keine Güter nach §1 Abs. 6 Nr. 8 b) beeinträchtigt wur-

den. Auch andere Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege waren nicht be-

rührt. Ebenfalls musste keine Umweltprüfung durchgeführt werden und kein Umweltbericht 

erstellt werden.243 Das Plangebiet liegt nicht im Bereich eines Vogelschutz- oder FFH-Gebie-

tes oder sonstigen Schutzgebieten.244 Der Bebauungsplan entspricht den Zielen der Raum-

ordnung nach §1 Abs. 4. Das Entwicklungsgebot ist nicht berührt, da der Bebauungsplan 

kein Baugebiet festsetzt. Die Zulässigkeit von Vorhaben richtet sich zukünftig weiterhin nach 

den Grundsätzen des §34, sofern der Bebauungsplan keine Festsetzungen enthält.245

7.1.2 Planungsabsichten

Die Aufstellung des einfachen Bebauungsplanes dient der Sicherung der zentralen Versor-

gungsbereiche mit den zentrumstypischen Sortimenten in der Innenstadt und dem Stadtteil 

Altkloster und sichert darüber hinaus den städtebaulichen Bestand im Gebiet.

Aufgrund einer Gerichtsentscheidung musste im Plangebiet des Bebauungsplanes im Jahr 

2008 ein SB-Warenhaus zugelassen werden, da es sich nach §34 in die Eigenart der nähe-

ren Umgebung einfügte.246 Als Reaktion wurde für die Stadt ein Einzelhandelskonzept im 

Jahr 2009 entwickelt, das fortan eine wichtige Entscheidungsgrundlage für zukünftige Ent-

wicklungen im Bereich des Einzelhandels darstellt.247 Das Einzelhandelskonzept bildete auch 

die Grundlage für die Festsetzungen dieses Bebau-

ungsplanes zur Erhaltung und Entwicklung zentraler 

Versorgungsbereiche.  Die  nebenstehende  Abbil-

dung  zeigt  die  Planzeichnung  des  Bebauungspla-

nes.

Im Gebiet hat sich über die Jahre immer mehr zen-

tren-  und  nahversorgungsrelevanter  Einzelhandel, 

nicht  nur  durch  Neuansiedlungen,  sondern  auch 

durch die Erweiterung bestehender Betriebe, ange-

siedelt, sodass eine Gefährdung der zentralen Ver-

sorgungsbereiche  im Stadtgebiet  bei  weiteren  An-

siedlungen bestehen könnte. Somit war ein weiteres 

Ziel des Bebauungsplanes, zentren- und nahversor-

gungsrelevanten Einzelhandel auszuschließen bzw. 

242 Vgl. Ebd., S. 13.
243 Vgl. Stadt Buxtehude 2009, S. 4.
244 Vgl. Ebd., S. 6.
245 Vgl. Ebd., S. 8f.
246 Vgl. OVG Lüneburg, Urt. vom 17.01.2008, 1 LB 154/07.
247 Vgl. Abschnitt 7.1.3.
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Abbildung 7: Planzeichnung des Bebauungspla-
nes Nr. 106

(Quelle: Stadt Buxtehude 2010)



zu begrenzen.248 Durch die aktuellen Entwicklungen, besonders mit der Ansiedlung des SB-

Warenhauses, entstand im Bebauungsplangebiet damit ein akuter Handlungsbedarf. Vorran-

giges Ziel  des Bebauungsplanes war es folglich,  die  im Einzelhandelskonzept definierten 

zentralen Versorgungsbereiche,  die nur  ca.  1,5 Kilometer  vom Gebiet  entfernt  liegen,  zu 

schützen und zu erhalten.

7.1.3 Aussagen des Einzelhandelskonzeptes

Grundlage der zukünftigen Entwicklung des Buxtehuder Einzelhandels und des Bebauungs-

planes bildet das durch den Ratsbeschluss vom 23.02.2009 beschlossene Einzelhandels-

konzept für die Stadt Buxtehude.249

Das Einzelhandelskonzept  definiert  dabei  erstmalig  zentrale  Versorgungsbereiche für  die 

Stadt Buxtehude, die Grundlage für die Bauleitplanung sein können.250 Grundlegende Ziele 

der  Einzelhandelsentwicklung  Buxtehudes  sind  die  Sicherung  der  Innenstadt  und  deren 

Funktionsvielfalt als wichtigsten zentralen Versorgungsbereich und darüber hinaus die Siche-

rung sowie Stärkung aller übrigen Versorgungsbereiche sowie die nicht-zentrenrelevanten 

Standorte.251 Das für Buxtehude vorgesehene Zentren- bzw. Standortkonzept sieht neben 

der Sicherung und Entwicklung auch einen sinnvollen Ausbau der Nahversorgung vor. Dar-

über hinaus ist ein wichtiger Baustein zudem die verträgliche Entwicklung großflächiger Ein-

zelhandelseinrichtungen außerhalb der zentralen Versorgungsbereiche.252

Das Einzelhandelskonzept empfiehlt  die baurechtliche Überarbeitung vor allem der Fach-

marktstandorte im Stadtgebiet, beispielsweise durch die Aufstellung von einfachen Bebau-

ungsplänen auf Grundlage der Buxtehuder Sortimentsliste. Dabei sollte für diese Standorte 

die Ansiedlung von (auch großflächigem) nicht-zentrenrelevantem Einzelhandel ermöglicht 

werden. Dagegen sind zentrenrelevante und nahversorgungsrelevante Sortimente an diesen 

Standorten grundsätzlich auszuschließen, mit der Ausnahme, dass eine Beschränkung der 

zentrenrelevanten Randsortimente auf 10% der Gesamtverkaufsfläche und einer Verkaufs-

fläche von 100 m² erfolgen sollte.253

Das Konzept enthält zudem Aussagen für den beschriebenen Fachmarktstandort. In dessen 

Bereich sollte zukünftig ausschließlich nicht-zentrenrelevanter Einzelhandel angesiedelt wer-

den. Nahversorgungs- oder zentrenrelevante Sortimente sind dagegen zum Schutz der be-

stehenden zentralen Versorgungsbereiche nicht vorzusehen, sodass eine Begrenzung von 

Verkaufsflächen der zentrenrelevanten Sortimente auf 10% erfolgen sollte.254

248 Vgl. Stadt Buxtehude 2009, S. 3f.
249 Vgl. CIMA Beratung + Management GmbH 2008.
250 Vgl. Ebd., S. 42ff.
251 Vgl. Ebd., S. 40f.
252 Vgl. Ebd., S. 75.
253 Vgl. Ebd., S. 106.
254 Vgl. Ebd., S. 95.
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7.1.3 Gegenstand und Wirkungsweisen

Abbildung 7 zeigt die Festsetzungen des Bebauungsplanes. Es wurden fünf textliche Fest-

setzungen, dessen Begründungen im Nachfolgenden erklärt werden, getroffen.

Die Festsetzung Nr. 1 dient dem Erhalt von 

bestehenden  zentralen  Versorgungsberei-

chen und deren Weiterentwicklung. Grund-

lage  ist  die  durch  das  Einzelhandelskon-

zept entwickelte Buxtehuder Sortimentslis-

te. Von Interesse ist  vor allem die Siche-

rung  der  Innenstadt  als  vitales  Zentrum 

und  Kristallisationspunkt  des  Einzelhan-

dels. Die Anstrengungen der letzten Jahre 

zur  Attraktivitätssteigerung der  Innenstadt 

würden  durch  weitere  Einzelhandelsan-

siedlungen im Plangebiet gefährdet, da die 

Innenstadt den Standort für die zentrenre-

levanten  Kernsortimente  bilden  soll.  Sie 

besitzt  darüber  hinaus auch eine  Bedeu-

tung für den periodischen Bedarf. Weitere 

Ansiedlungen würden mit  einem weiteren 

Bedeutungsverlust anderer Standorte ein-

hergehen.  Mit  dem  Bebauungsplan  ist 

auch  die  Erhaltung  und  Fortentwicklung 

anderer  zentraler  Versorgungsbereiche zur wohnortnahen Versorgung der Bevölkerung in 

nahe gelegenen Wohngebieten verbunden. Die ungeregelte Entwicklung im Gebiet des Be-

bauungsplans würde diese gefährden.  Demgegenüber soll  das Plangebiet  selbst  für  den 

nicht-zentrenrelevanten Einzelhandel gestärkt werden.255 Mit der Festsetzung Nr. 2 wird eine 

Begrenzung der Randsortimente mit Zentrenrelevanz vorgenommen, um eine schleichende 

Umwandlung dieser in zentrenrelevante Sortimente zu verhindern. Die quantitative Begren-

zung ist nötig, da aufgrund der Größe der Märkte bei einer Begrenzung auf 10% der Ver-

kaufsfläche noch schädigende Auswirkungen auf Versorgungsbereiche möglich wären.

Die dritte Festsetzung soll die Versorgung der im Gebiet arbeitenden Bevölkerung mit nah-

versorgungsrelevanten Sortimenten sichern. Bei diesen Flächengrößen besitzen sie keine 

Auswirkungen auf zentrale Versorgungsbereiche.256 Die Festsetzung Nr. 4 ermöglicht eine 

ausnahmsweise Zulässigkeit von Flächen für Werkverkäufe direkt an der Produktionsstätte. 

Hierdurch können sich produzierende oder handwerkliche Betriebe weiterhin im Gebiet an-

255 Vgl. Stadt Buxtehude 2009, S. 10f.
256 Vgl. Ebd. S. 11.
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Abbildung  8: Textliche Festsetzungen des Bebauungspla-
nes Nr. 106

(Quelle: Stadt Buxtehude 2010)



siedeln und Produkte mit Zentren- und Nahversorgungsqualität verkaufen. Die Flächenbe-

grenzungen sorgen dafür, dass keine schödlichen Auswirkungen auf zentrale Versorgungs-

bereiche zu erwarten sind. In Festsetzung Nr. 5 ist der Bestandsschutz der Betriebe im Ge-

biet gesichert. Der Genehmigungsstand darf somit auch bei Neuerrichtung hergestellt wer-

den.  Zusätzliche  Verkaufsflächen  außerhalb  der  nahversorgungs-  oder  zentrenrelevanten 

Sortimente sind, solange sie sich nach §34 einfügen, möglich.257

7.1.4 Vorteile und Probleme bei der Umsetzung bzw. Anwendung

Mit dem Bebauungsplan und dem Instrument §9 Abs. 2a besteht die Möglichkeit der einfa-

chen Begrenzung von Einzelhandelsnutzungen in §34-Gebieten, die bei einer weiteren An-

siedlung im Plangebiet mit negativen Auswirkungen auf die zentralen Versorgungsbereiche 

der Stadt verbunden sind. Gerade in Gebieten mit unterschiedlichen Nutzungen, die städte-

bauliche Gemengelagen darstellen, ist eine Überplanung mit Bebauungsplänen oftmals mit 

Schwierigkeiten verbunden. Eine Überplanung dieser Gebiete mit dem Bebauungsplan nach 

§9 Abs. 2a ist vorteilhaft, da er keine Festsetzung eines Baugebietes erfordert. Der Bebau-

ungsplan ermöglicht darüber hinaus eine Konzentration der Planung auf die grundlegenden 

Ziele. Alle anderen Fragen können ausgeblendet werden, was eine deutliche Erleichterung in 

der Umsetzung darstellt. Im Anwendungsbeispiel konnte die Ansiedlung eines SB-Warenhau-

ses über §34 Abs. 3 nicht verhindert werden. Zukünftig sind Vorhaben deutlich leichter mithil-

fe des Bebauungsplans Nr. 106 zu verhindern.258

Die Probleme, die mit dem Bebauungsplan nach §9 Abs. 2a verbunden waren, hingen nicht 

mit dem Planungsverfahren, sondern eher mit der Beschlussfassung des Bebauungsplanes 

durch die Politik zusammen. Da mit dieser Planung Einschränkungen zur wirtschaftlichen 

Entwicklung der Gemeinde verbunden sind, zögern die lokalen Entscheidungsträger meist 

mit  der  Umsetzung  solcher  Planungen.  Die  Einwendungen  gegen  den  Bebauungsplan 

stammten vornehmlich von den Eigentümern der betroffenen Einzelhandelsflächen, die sich 

in ihrer Entwicklung eingeschränkt fühlten und versuchten, die Planung zumindest zu beein-

flussen.259 Hier ist dann ein erhöhter Beratungsbedarf zwischen Stadt und Eigentümern erfor-

derlich.260

7.1.5 Fazit

Die Planungen zum Bebauungsplan Nr. 106 „Fachmarktzentrum Harburger Straße“ erfolgten 

erst als Reaktion auf die konkrete Ansiedlung eines SB-Warenhauses, welches nicht über die 

Zulässigkeit im Rahmen des §34 Abs. 3 verhindert werden konnte. Das Beispiel zeigt somit 

die Notwendigkeit einer Überplanung von §34-Gebieten mit solchen, großflächigen Struktu-

ren im Gemeindegebiet, da ansonsten die Gefahr einer Ansiedlung von Vorhaben außerhalb 

257 Vgl. Stadt Buxtehude 2009, S. 12.
258 Vgl. Menker 2012.
259 Vgl. hierzu Stadt Buxtehude 2009, S. 16-30 mit den Stellungnahmen zum Planverfahren.
260 Vgl. Menker 2012.
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der zentralen Versorgungsbereiche besteht, welche die gewünschte Einzelhandelsentwick-

lung der Gemeinde gefährdet.

In dem konkreten Fall erwies sich die Einführung des §9 Abs. 2a durch die BauGB-Novelle 

als Glücksfall. Die Aufstellung anderer Bebauungspläne wäre in diesem Fall mit einem deut-

lich komplizierterem Verfahren verbunden gewesen, da das Gebiet aufgrund der Nutzungs-

vielfalt kein Baugebiet der BauNVO darstellt. Da mit der Planung ausschließlich Einzelhan-

delsnutzungen gesteuert wurden, erwies sich das Instrument als passend. Andere Nutzun-

gen, die ggf. auch in einem einfachen Bebauungsplan geregelt werden könnten, spielten in 

Buxtehude keine Rolle.261

Das Einzelhandelskonzept besaß im Rahmen dieses Anwendungsfalles eine gewichtige Rol-

le. Auf Grundlage des Konzeptes war die Begründung und Entwicklung des Bebauungspla-

nes  mit  enormen  Erleichterungen  verbunden,  da  das  wesentliche  Begründungsmaterial 

durch das Einzelhandelskonzept geliefert wurde. Dieses wurde als Reaktion auf die damali-

ge Ansiedlung des SB-Warenhauses im Plangebiet des Bebauungsplanes aufgestellt,  um 

eine verträgliche und nachhaltige Entwicklung des Einzelhandels zu ermöglichen.

Insgesamt ist der §9 Abs. 2a ein passgenaues und schlankes Instrument zur Steuerung der 

Einzelhandelsentwicklung im unbeplanten Innenbereich nach §34, sofern es für den Zweck 

der Erhaltung und Entwicklung zentraler Versorgungsbereiche genutzt wird. Bei diesem be-

stimmten Fokus ist es effizient einsetzbar und mit einer geringen Fehleranfälligkeit verbun-

den.262

7.2 Anwendungsfall des § 13a – Vorhabenbezogener Bebauungsplan Winter-

hude Nr. 13 im Bezirk Hamburg-Nord der Freien und Hansestadt Hamburg

Der Stadtteil Winterhude, in dem zum Ende des Jahres 2010 ca. 49.000 Menschen lebten,263 

liegt im Bezirk Hamburg-Nord und ist ein innerstädtisch geprägter, hoch verdichteter Stadt-

teil. Die Bevölkerungsdichte des etwa 7,5 km² großen Stadtteiles beträgt annähernd 6.500 

Einwohner je km².264 Winterhude liegt nördlich der Außenalster etwa 5 Kilometer vom Ham-

burger Stadtzentrum entfernt.

Aufgrund der großen Beliebtheit dieses Stadtteiles und dem Ziel der Stadt Hamburg, insge-

samt 6.000 Wohneinheiten pro Jahr zu errichten, werden derzeit zahlreiche Planungen zur 

Schaffung von Wohnraum, u.a. durch Nachverdichtung, durchgeführt.265

Das Plangebiet des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Winterhude Nr. 13 liegt im Sü-

261 Vgl. Menker 2012.
262 Vgl. Ebd.
263 Vgl. Statistisches Amt für Hamburg und Schleswig Holstein 2011, S. 118.
264 Vgl. Ebd., S. 118.
265 Vgl. Krummreich 2012.
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den des Stadtteiles.266

 

 

Das Plangebiet ist ein ehemaliges Betriebsgelände einer Brauerei. Bis 2007 war in den Ge-

bäuden an der Barmbeker Straße im Osten zudem eine Johanniter Unfallhilfe untergebracht. 

Im rückwärtigen Grundstücksbereich von der Barmbeker Straße aus gesehen befanden sich 

266 Vgl. Abbildung 9, S. 47.
267 Vgl. Stadt Hamburg 2008, S. 5.
268 Vgl. Abbildung 10.
269 Vgl. Stadt Hamburg 2008, S. 6.
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im Westen zu Beginn der Planung zwei Lebensmittelsupermärkte sowie weitere Ladenge-

schäfte und Arztpraxen. Das Gebiet war zudem über große Teile von einer nur sehr wenig 

begrünten Stellplatzanlage geprägt. An der Geibelstraße im Westen befinden sich zwei vier-

geschossige Wohngebäude sowie ein  dreigeschossiges  Gebäude mit  einer  gewerblichen 

Nutzung. Am südlichen Knickweg wird ein Gebäude mit zwei Geschossen als Wohngebäude 

genutzt.270 Große Teile des Gebietes waren durch die Bebauung und die großflächige Stell-

platzanlage fast komplett versiegelt.271

Für fast alle Teile des Plangebietes, Ausnahme einer Verkehrsfläche im Bereich der Wende-

kehre am Knickweg, galt vor der Planung der Baustufenplan Winterhude vom 14. Januar 

1955, der ein Mischgebiet in geschlossener Bauweise mit  maximal vier Geschossen vor-

sah.272

Der vorhabenbezogene Bebauungsplan wurde im beschleunigten Verfahren nach §13a auf-

gestellt, da die Voraussetzungen zur Anwendung erfüllt waren. Der Bebauungsplan dient der 

Nachverdichtung, indem er der Versorgung der Bevölkerung mit Wohnraum im Sinne des 

§13a Abs. 2 Nr. 3 Rechnung trägt. Weiterhin wurden weniger als 20.000 m² Grundfläche im 

Bebauungsplan festgesetzt.273 Durch die Aufstellung als Bebauungsplan der Innenentwick-

lung nach §13a in Verbindung mit §13 Abs. 2 war keine Umweltprüfung erforderlich.274 Im 

Rahmen des Planverfahrens wurden darüber hinaus zahlreiche Gutachten erstellt und Unter-

suchungen durchgeführt, die die Umsetzung des Planungsvorhabens überprüften. So wurde 

beispielsweise eine Verschattungsstudie angefertigt, die aufgrund der geplanten, zu hohen 

baulichen Dichte  auch  zu einer  Überarbeitung des städtebaulichen Bebauungskonzeptes 

führte. Zudem wurden eine lärmtechnische Untersuchung, Untersuchungen zu den Umwelt-

einwirkungen, z.B. auf den Wasserhaushalt und den Boden sowie ein Verkehrsgutachten er-

stellt.275 Zwar  musste im Rahmen des Planverfahrens  keine Umweltprüfung durchgeführt 

werden, dennoch wurden die Belange von Natur und Landschaft in die Abwägung eingestellt. 

Durch den sehr hohen Versiegelungsgrad von etwa 90% ergaben sich durch die Neuplanung 

keine erneuten Eingriffe  in  Natur  und Landschaft.  Vielmehr ist  in  vielen Bereichen,  auch 

durch die Festsetzungen des Bebauungsplanes, von einer leichten Verbesserung der Situati-

on der Schutzgüter Klima, Wasser, Pflanzen und Tiere auszugehen. Somit sind die vom Be-

bauungsplan ausgehenden Umweltbeeinträchtigungen insgesamt eher zu vernachlässigen. 

Der Bebauungsplan verstößt nicht  gegen die artenschutzrechtlichen Vorschriften des §42 

Bundesnaturschutzgesetz.

Im Verfahren, welches insgesamt in einem relativ kurzen Zeitraum von zwei Jahren durchge-

270 Vgl. Stadt Hamburg 2008, S. 5.
271 Vgl. Ebd., S. 6.
272 Vgl. Hansestadt Hamburg 1955.
273 Vgl. Stadt Hamburg 2008, S. 3.
274 Vgl. Ebd., S. 4.
275 Vgl. hierzu Ebd., S. 5.
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führt wurde, wurde nicht von den Verfahrenserleichterungen hinsichtlich der Beteiligung Ge-

brauch gemacht. So fanden beispielsweise beide Beteiligungsphasen des normalen Bauleit-

planverfahrens statt. Darüber hinaus wurde ein Quartiersbeirat nur für das Planungsvorha-

ben gegründet. Weiterhin war der Vorhabenträger vor Ort mit einem eigenen Büro als An-

sprechpartner anzutreffen.276

7.2.2 Planungsabsicht

Mit dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan Winterhude Nr. 13 sollte die Nachverdichtung 

zentraler, bisher untergenutzter Flächen im Stadtteil umgesetzt werden. Zudem wurde die 

Bevölkerung mit Wohnraum versorgt.277 Trotz der zentralen Lage wurde das Plangebiet hin-

sichtlich Art und Maß der baulichen Nutzung nicht optimal genutzt. Aufgrund der fehlenden 

städtebaulichen Qualität der Bebauung wurden die mit dem Standort verbundenen Potenzia-

le nicht ausgeschöpft. Ziel war es daher, durch das Planungsvorhaben eine Aufwertung des 

Gebietes herbeizuführen, in dem Potenziale zur Nachverdichtung vor allem durch die Schaf-

fung von Wohnraum genutzt  werden sollten. Weiterhin sollte das bestehende Nahversor-

gungszentrum erhalten bleiben. Diese Ziele waren im Rahmen des bestehenden Planungs-

rechts nicht realisierbar, sodass für die Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen 

zur Realisierung des Vorhabens ein Bebauungsplan der Innenentwicklung aufgestellt wurde.

Das Projektvorhaben des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes wird von den Auftragge-

bern Köhler  & von Bargen Immobilien,  ICE Immobilien  GmbH und Bouwfonds Hamburg 

durchgeführt. Zur Erarbeitung und Realisierung wurden unterschiedliche Architekturbüros be-

auftragt, wobei der Masterplan von she_architekten erarbeitet wurde.278

Insgesamt soll ein hochwertiges Gewerbe- und Wohnquartier entstehen. In den Erdgeschos-

sen sind gewerbliche Nutzungen und im Gebäuderiegel im Osten ein Nahversorgungszen-

trum mit zwei Supermärkten vorgesehen. Neben Etagenwohnungen sollen Lofthäuser und 

276 Vgl. Krummreich 2012.
277 Vgl. Stadt Hamburg 2008, S. 3.
278 Vgl. Planwerkeins 2012, S. 20ff. und Abbildung 11.
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Abbildung 11: Masterplan zum Vorhaben

(Quelle:  http://www.she-architekten.com/projekte.php?pro-
jektid=77)

Abbildung 12: Geplantes Townhouse im Plangebiet
(Quelle:http://www.bouwfonds-
hamburg.de/public/media/bilder/winterhude_22303/kk
haus_d.jpg)



Townhouses realisiert werden.279 Insgesamt entstehen eine Mietfläche für den Handel von 

rund 3.500 m² und eine Wohnfläche von 34.000 m² in etwa 300 Wohneinheiten.280

Zum eigentlichen Vorhabengebiet  wurden gemäß §12 Abs.  4 weitere Bereiche zum Gel-

tungsbereich des Bebauungsplanes arrondiert. Dies sind vor allem schon bebaute Grund-

stücke im Westen und Süden an der Geibelstraße, die in einem engen städtebaulichen Kon-

text zum Vorhabengebiet stehen. Eine Baulücke an der Geibelstraße wurde ebenfalls ins 

Plangebiet einbezogen und einer Baugemeinschaft zur Verfügung gestellt.281

7.2.3 Planinhalt

Das Plangebiet dient überwiegend der Wohnnutzung, da die steigende Nachfrage nach zen-

tralen, attraktiven Wohnungen in gemischt genutzten Quartieren allgemein groß ist. Das vor-

handene Nahversorgungszentrum soll vor allem zur quartiersbezogenen Versorgung der Be-

völkerung erhalten bleiben, aber an die Barmbeker Straße vorverlagert werden, um so einen 

Lärmschutz für die dahinter liegende Flächen zu bilden. Insgesamt ist das Nahversorgungs-

zentrum fußläufig und über die Barmbeker Straße gut erreichbar.

Die Abbildung 14282 zeigt den vorhabenbezogenen Bebauungsplan Winterhude 13. Im Osten 

liegt das spezielle Baugebiet „Wohnen und Einzelhandel“ mit dem Nahversorgungszentrum 

im Erdgeschoss und darüber vorwiegend Wohnnutzung. Im westlichen Baufeld ist ein allge-

meines Wohngebiet festgesetzt (Flächen „(A)“). Büronutzungen sind zudem in dem, direkt an 

der Barmbeker Straße gelegenen Gebäuderiegel zulässig. Baukörperbezogene Festsetzun-

gen mit Baugrenzen und festgesetzten Gebäudehöhen sichern das gewünschte Konzept., 

welches vor allem unterschiedliche Höhenentwicklungen der Gebäude vorsieht, um so Ge-

bäude mit unterschiedlichen Charakteren und folglich auch Ausstattungsniveaus zu ermögli-

chen.283

279 Vgl. Abbildung 12, S. 49.
280 Vgl. Planwerkeins 2012, S. 20ff.
281 Vgl. Stadt Hamburg 2008, S. 3 und Abbildung 12.
282 Vgl. Abbildung 15, S. 51.
283 Vgl. Ebd., S. 8f.
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Abbildung 14: Nahversorgungszentrum mit 
Wohnbebauung an Barmbeker Straße
(Quelle: eigene Darstellung)

Abbildung  13: Realisierte Bebauung aus Richtung Gei-
belstraße
(Quelle: eigene Darstellung)



Das Baugebiet  „Wohnen und Einzelhandel“ kann vollflächig überbaut  werden. Das sechs 

Meter hohe Sockelgeschoss im Osten darf im Norden nur als Überdachung ausgebildet sein. 

Auf diesem sind drei Baukörper mit einer maximalen Höhe von 22 m über dem Boden mög-

lich. Diese schließen den Blockrand zur nördlich angrenzenden Bebauung. Insgesamt ist 

eine Nutzungsmischung vorgesehen, die keinem Baugebiet der BauNVO zuzuordnen ist, da 

beispielsweise  das  Nahversorgungszentrum großflächigen Einzelhandel  nach  §11 Abs.  3 

BauNVO darstellt. Deshalb kann für diesen Bereich kein Baugebiet festgesetzt werden. Im 

ersten Vollgeschoss des Sockelbauwerks sollen neben dem Einzelhandel vor allem Stellplät-

ze untergebracht werden. Insgesamt reicht das Geschoss über die gesamte Fläche des östli-

chen Baufeldes. Weiterhin ist neben dem Gebäuderiegel an der Barmbeker Straße vorgese-

hen, dass auf dem Sockelgeschoss zwei weitere Gebäudezeilen mit vier bis fünf Geschos-

sen für eine Wohnnutzung festgesetzt werden. Diese 24 bis 30 m über NN hohen Gebäude 

greifen die benachbarte städtebauliche Struktur im Norden des Gebietes auf und orientieren 

sich hinsichtlich der Höhen ebenfalls am Umfeld. Die Bebauung an der Barmbeker Straße 

sieht sechs Geschosse vor, bei einer Höhe von 22 m über dem Boden. Die Grundflächenzahl 

ist aufgrund der kompletten Versiegelung mit 1,0 festgesetzt.284

Das im westlichen Bereich des Plangebietes festgesetzte, allgemeine Wohngebiet „(A)“ er-

284 Vgl. Stadt Hamburg 2008, S. 10ff.
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Abbildung  15: Planzeichnung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 13 Winter-
hude

(Quelle: Freie und Hansestadt Hamburg 2010)



möglicht die Schließung der Baublöcke im Norden und Süden sowie die Errichtung fünf wei-

teren Gebäudekörpern. Diese dürfen 10 bis 20,5 m über dem Boden hoch sein. Das Maß der 

baulichen Nutzung ist mit einer GFZ von 0,4, bei Überschreitung durch Tiefgaragen mit 0,8, 

festgesetzt. Im Inneren sind darüber hinaus noch drei dreigeschossige Reihen von Stadthäu-

sern mit einer Gebäudehöhe von 15 m über dem Boden möglich. Im Norden ist weiterer Ge-

schosswohnungsbau in einem Wohnriegel vorgesehen, der von einem L-förmigen Gebäude 

ergänzt wird.  Diese Gebäudekörper weisen unterschiedliche Höhenfestsetzungen auf,  die 

von drei bis zu fünf Geschossen reicht. Die Anordnung der beiden Gebäude lässt eine kleine 

Platzsituation entstehen.285

Im Baugebiet „Wohnen und Einzelhandel“ und dem allgemeinen Wohngebiet „(A)“ sind die 

konkreten Regelungen zur Art der Nutzung durch Festsetzung Nr. 5 durch den Durchfüh-

rungsvertrag getroffen worden.286 Demnach wird zwar die Art der Nutzung zum einen durch 

den Bebauungsplan geregelt, aber andererseits vor allem durch den Durchführungsvertrag, 

die schwerpunktmäßig auf einen mittelfristigen Zeitraum abzielt. Die Aussagen des Bebau-

ungsplans sind dagegen eher langfristig, über das konkrete Vorhaben hinaus, zu sehen.287

Durch das Planungsvorhaben werden einige benachbarte Gebäude, aber auch Teile des Pla-

nungsgebietes selber im Vergleich zum Zeitpunkt vor der Planung mehr verschattet. Deshalb 

sind hierzu umfangreiche Verschattungsstudien durchgeführt  worden. Die jetzige Planung 

hat diese Umstände durch Veränderungen der Konzeption minimiert.288

Hinsichtlich  der  Stellplätze  ist  vorgesehen,  dass diese entweder  in  dem Sockelgeschoss 

oder in Tiefgaragen unter den Baukörpern realisiert werden. Dies trägt zur Verbesserung des 

Wohnumfeldes maßgeblich bei. Dabei wird der ruhende Verkehr der Einzelhandelsnutzun-

gen vor allem im nördlichen Bereich des Sockelgeschosses und einer Tiefgarage unterge-

bracht werden. Unter den Wohnnutzungen in den beiden Baugebieten sind ebenfalls Tiefga-

ragen vorgesehen. Somit kann das Innere des Quartiers durch die Konzeption der Zufahrten 

über die umliegenden Straßen autofrei sein. Eine Ausnahme bilden Ladevorgänge.289

Die im Bebauungsplan mit „(B)“ bezeichneten und als allgemeines Wohngebiet ausgewiese-

nen Flächen sind nicht Teil des eigentlichen Vorhabens, wurden allerdings arrondiert. Ziel 

des Bebauungsplanes ist es hier, die im westlichen Bereich des Plangebietes befindliche 

Baulücke zwischen den Gebäuden durch eine sich an die beiden Denkmäler anpassende 

Bebauung zu füllen. Diese orientiert sich an den viergeschossigen Bestandsgebäuden nicht 

nur in der Geschosszahl, sondern ferner mit der festgesetzten Traufhöhe von rund 12 m über 

Gelände. Der Vorhabenträger übergibt diese Flächen an eine Baugemeinschaft. Die Grund-

flächenzahl ist mit 0,6 ausgewiesen. Insgesamt werden die vorhandene und erhaltenswerte 

285 Vgl. Stadt Hamburg 2008, S. 13ff.
286 Vgl. Bezirksamt Nord 2010, Festsetzung Nr. 5, S. 2.
287 Vgl. Stadt Hamburg 2008, S.16ff.
288 Vgl. Ebd., S.18ff.
289 Vgl. Ebd., S.22.
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Bebauung gesichert und die Baulücke städtebaulich angepasst geschlossen.290

In der Planung kamen aktive Maßnahmen des Schallschutzes nicht in Frage, sodass auf 

einen passiven Schallschutz zurückgegriffen wurde. In Festsetzung Nr. 10 ist geregelt, dass 

entlang der Barmbeker Straße lärmgeschützte Außenbereiche, beispielsweise durch Loggi-

en, herzustellen sind.291

Insgesamt wurden differenzierte Festsetzungen zu Grün- und Freiflächen getroffen. Auf allen 

Dachflächen  sind  beispielsweise  Dachbegrünungen  zu  realisieren.292 Festsetzung  Nr.  12 

sieht vor, dass alle nicht überbauten Flächen zu bepflanzen und zu begrünen sind. Dies er-

möglicht die Realisierung von Gärten. Die hochwertige Gestaltung der Außenanlagen ist u.a. 

durch Hecken zur Einfriedung der Grundstücke gesichert. Die Gliederung der Wohnanlage 

durch Gehölzbestände ist mittels Anpflanzungen von Laubbäumen vorgesehen.293

7.2.4 Berichtigung des Flächennutzungsplanes

Im Rahmen der Planung wurde der Flächennutzungsplan durch Berichtigung angepasst. Die 

zweite Berichtigung implementiert die Quartiersentwicklung an der Barmbeker Straße des 

Bebauungsplanes Winterhude 13 in den Flächennutzungsplan für die Freie und Hansestadt 

Hamburg in der Fassung der Neubekanntmachung vom 22. Oktober 1997. Die folgenden Ab-

bildungen zeigen den alten Stand vor der Berichtigung, die veränderten Bauflächen und ab-

schließend den mit der Berichtigung am 25.05.2010 in Kraft getretenen Plan.

Die Anpassung konzentriert sich auf das Gebiet zwischen Geibelstraße und Barmbeker Stra-

ße sowie nördlich der Gertigstraße, des Knickweges und südlich der Semperstraße.

Die Umwidmung der betroffenen Flächen zwischen Geibelstraße und Barmbeker Straße von 

290 Vgl. Ebd., S.23f.
291 Vgl. Stadt Hamburg 2008, S.28.
292 Vgl. Bezirksamt Nord 2010, S. 3 Festsetzung Nr. 11.
293 Vgl. Stadt Hamburg 2008, S. 32ff.
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Abbildung 16: Darstellungen des Flächennutzungsplanes vor der Berichtigung
(Quelle: BSU 2010, S. 1)

Abbildung 17: Berichtigte Flächen in der Einzeldarstellung
(Quelle: BSU 2010, S. 1)



einer gewerblichen zu einer gemischt genutzten Flächen in den vergangenen Jahren sollte 

mit der Planänderung nachvollzogen werden. Für den Geltungsbereich des Bebauungspla-

nes sind die Darstellungen des Flächennutzungsplanes von einer gewerblichen Bauflächen 

in eine gemischte Baufläche sowie eine Wohnbaufläche geändert worden.294

7.2.5 Vorteile und Probleme bei der Umsetzung bzw. Anwendung

Größter  Vorteil  des  Bebauungsplanverfahrens  zum  vorhabenbezogenen  Bebauungsplan 

Winterhude Nr. 13 war zum einen der Verzicht auf die Umweltprüfung sowie die Erstellung 

des Umweltberichtes, der bei einer solch komplexen Planung mit einem relativ hohen Zeit-

aufwand verbunden ist. Zudem konnte auf die parallele Anpassung des Flächennutzungspla-

nes verzichtet werden, wobei dies ansonsten im Parallelverfahren ebenfalls relativ einfach 

möglich gewesen wäre.295 Hinzu kommt der Verzicht auf Ausgleichsmaßnahmen, die in die-

sem Falle aber durch viele im Konzept vorgesehene Festsetzungen zu Grünflächen ausge-

glichen werden sollten.

Die mit dem Planungsverfahren verbundenen Probleme ergaben sich nicht aus der Möglich-

keit zur Durchführung des beschleunigten Verfahrens. Lediglich die vom Anwendungsbereich 

des §13a genannte Maßnahme der Nachverdichtung im Sinne der Innenentwicklung könnte 

unter Umständen dazu beitragen, dass räumlich eher verdichteter geplant wird. In diesem 

Fall bestanden die Probleme vor allem in der Abstandsproblematik und der baulichen Dichte, 

da seitens des Investors möglichst dicht gebaut werden sollte. Deshalb war ein stetiger Aus-

handlungsprozess zwischen Stadt und Investor nötig, der durch die gegensätzlichen Interes-

sen zu einer leichten Verlangsamung des Prozesses führte.

7.2.6 Fazit

Der Bebauungsplan im Anwendungsfall ermöglichte die Nachverdichtung von untergenutzten 

Flächen zu einem städtebaulich verdichteten Quartier. Zwar war das Verfahren insgesamt 

ein wenig schneller als normale Bebauungsplanverfahren, wobei dies auf die Tatsache zu-

rückzuführen war, dass im Rahmen des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes der private 

294 Vgl. BSU 2010, S. 2.
295 Vgl. Krummreich 2012.
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Abbildung 18: Berichtigte Darstellung des Flächennutzungsplanes 

(Quelle: BSU 2010, S. 1)



Investor das Interesse an einer schnelleren Durchführung besaß. Die Möglichkeit der Aufsel-

lung von Bebauungsplänen nach §30 Abs. 2 im beschleunigten Verfahren entspricht dabei 

den aktuellen Rahmenbedingungen von Planungen, da gerade solche zentralen Flächen zur 

Nachverdichtung oder Konversion häufig von privaten Investoren realisiert werden.

Das konkrete Anwendungsbeispiel mit seiner Gesamtfläche von 2,4 ha ist in die erste Fall-

gruppe des §13a einzuordnen. Dieses Beispiel zeigt, dass mit einem solchen Bebauungs-

plan der Innenentwicklung schon relative große Vorhaben realisierbar sind. Der Bezirk Ham-

burg-Nord wendet das beschleunigte Verfahren daher regelmäßig nur bei kleineren Vorha-

ben an, da bei noch größeren Vorhaben der §13a keine Vorteile mehr bringt.296 Bei solchen 

komplexen, zentralen städtebaulichen Situationen sind Planungen über den §13a in der Ver-

fahrensdauer nicht zwangsläufig schneller. Denn in der Abwägung sind weiterhin alle wichti-

gen Belange sauber zu behandeln. Gerade in solchen Lagen sind viele unterschiedliche Pro-

blemstellungen abzuwägen. Hierzu kann es dann auch hilfreich sein, bei den Beteiligungs-

schritten im Verfahren nicht von den Erleichterungen Gebrauch zu machen und eventuell 

auch weitere Beteiligungsschritte vorzusehen.297 Die größten Vorteile liegen somit wohl im 

Verzicht auf die Umweltprüfung und bei der nicht notwendigen Eingriffsregelung.

7.3 Anwendungsfall des § 34: Realisierung eines Wohn- und Geschäftshauses 

in Buxtehude

Als drittes Beispiel folgt der Anwendungsfall des §34 in Form eines Neubaus eines Wohn- 

und Geschäftshauses mit Tiefgarage in Buxtehude. Das Vorhaben liegt unmittelbar am südli-

chen Rand der Buxtehuder Altstadt298, welche das Geschäfts-, Verwaltungs- und Handels-

zentrum der Stadt ist. Das Gebiet ist durch eine relativ verdichtete Nutzungsmischung mit 

den Funktionen Wohnen, Einzelhandel, Kultur und Gastronomie geprägt.

296 Vgl. Krummreich 2012.
297 Vgl. Ebd.
298 Vgl. Abbildung 19.
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Abbildung 19: Verortung des Vorhabens im Buxtehuder Stadtgebiet

(Quelle: eigene Darstellung auf Grundlage von google maps)



Nach der Genehmigung des Vorhabens gab es aufgrund einer Nachbarklage einen Streitfall 

vor  dem Stader  Verwaltungsgericht.299 Dabei  ging  es  neben  bauordnungsrechtlichen  Ab-

standsfragen auch um die Zulässigkeit  des Vorhabens über §34. Die bauordnungsrechtli-

chen Fragestellungen vor allem zu Grenzbebauungen, die sich im Genehmigungsverfahren 

stellten, werden hier nicht weiter betrachtet.

7.3.1 Vorstellung Vorhaben

Im Rahmen des Umbaus des Zentralen Busbahnhofes der Stadt konnten Teile des ehemali-

gen Busbahnhofes für eine andere Nutzung zur Verfügung gestellt werden, da diese nicht 

mehr durch die ursprüngliche Nutzung gebraucht wurden. Andere Teile des Vorhabengrund-

stückes wurden vorher als Grünfläche genutzt.

In dem entstandenen Wohn- und Geschäftshaus mit Tiefgarage, das von 2007-2008 errichtet 

wurde, sind auf einer Geschossfläche von etwa 3.200 m² drei Wohneinheiten und zwölf Arzt-

praxen oder Büroräume integriert. Das Gebäude soll vorwiegend als Ärztehaus genutzt wer-

den.300 Das Gebäude besitzt insgesamt vier Geschosse, wobei sich über den drei Vollge-

schossen ein Staffelgeschoss befindet. Das Erdgeschoss mit einer Höhe von vier Metern be-

sitzt  eine verglaste  Schaufensterfront.  Darüber  sind das erste  und zweite  Obergeschoss 

hauptsächlich für Arztpraxen, aber auch für Büros oder kleine Shops vorgesehen.301 Im ab-

schließenden Staffelgeschoss gibt es vier Wohnungen mit Wohnflächen zwischen 100 und 

ca. 160 m². Diese verfügen über großzügige Dachterrassen.

Das Gebäude grenzt südöstlich an den öffentlichen Straßenraum der Bleicherstraße und den 

Flächen des Busbahnhofes an. Von der Bleicherstraße aus hinter dem Gebäude befindet 

sich ein Parkdeck, dessen Zufahrt direkt an der westlichen Grundstücksgrenze verläuft. Die 

in Richtung Südosten verlaufende Zufahrt knickt am Ende nach links ab, sodass sich das 

Parkdeck direkt hinter dem Gebäude erstreckt. Parallel hierzu ist auch die Zufahrt zur unter 

299 Vgl. VG Stade, B. v. 03.12.2007, 2 B 1427/07, Rn. 2.
300 Vgl. HBI 2012.
301 Vgl. Abbildung 20.
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Abbildung 20: Ansicht des Ärztehauses am ZOB in Buxtehude
(Quelle: http://hbi-immo-gmbh.de/tl_files/hbi/haeuser,%20mietobjekte/aerztehaus%20am
%20zob/hbi_aerztehaus_am_zob_648x274.jpg)



dem Gebäude liegenden Tiefgarage zu finden.302 Das Vorhaben wurde von der Stadt am 17. 

Juli 2007 genehmigt.

7.3.2 Vorstellung Gebiet

Das Gebiet des Vorhabens und seiner Umgebung grenzt an die bestehenden, historischen 

Strukturen der Buxtehuder Altstadt an. Die im Rahmen des §34 zu betrachtende Umgebung 

weist eine für Innenstädte typische Mischstruktur auf, wobei die dichte Bebauung der Innen-

stadt in dem Gebiet etwas auflockert und durch einzelne Baukörper geprägt ist.

Das Grundstück des Vorhabens liegt im Innenstadtbereich und grenzt südöstlich an die Blei-

cherstraße, die sich in dem Bereich zu einer Platzsituation ausweitet und den Busbahnhof 

bildet.303 Auf dem südlichen, direkt an das Vorhaben angrenzendem Grundstück befindet sich 

ein reines Wohnhaus einer Eigentümergemeinschaft mit neun Wohnungen. Dieses ist direkt 

auf der nördlich verlaufenden Grundstücksgrenze errichtet worden, sodass die untergeord-

neten Gebäudeteile und Nebenanlagen an den übrigen Gebäudeseiten liegen.

Südlich von diesem Gebäude ist darüber hinaus ein für soziale und gesundheitliche Zwecke 

genutztes Gebäude des Deutschen Roten Kreuzes vorhanden. Auf diesem Grundstück fin-

den sich weiterhin Nebenanlagen wie Garagen. In Östlicher Richtung hinter dem Vorhaben-

grundstück und den zuvor beschriebenen Grundstücken sind auf öffentlichem Grund ein als 

Graben ausgestaltetes Gewässer und eine Fläche mit Baumbestand vorhanden. Weiter öst-

lich hiervon ist ein Parkhaus zu finden, welches zu einem, im Osten des Vorhabens gelege-

nen Kaufhaus gehört, das im Unterschied zur übrigen Bebauung eine deutlich größere Kuba-

tur besitzt. Zwischen Vorhaben und Kaufhaus liegt eine Stellplatzanlage.

Nordwestlich vom Vorhaben liegt der Busbahnhof mit einem kleineren Gebäude, indem die 

302 Vgl. VG Stade, B. v. 03.12.2007, 2 B 1427/07.
303 Vgl. Abbildung 21.
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Abbildung 21: Luftbild des Vorhabens und seiner Umgebung

(Quelle: eigene Darstellung auf Grundlage von google maps)



Stadtinformation untergebracht ist. Aus der sich platzartig eröffnenden Bleicherstraße verläuft 

in nordwestlicher Richtung die Viverstraße. Auf der gegenüber liegenden Straßenseite befin-

det sich das sogenannte Buxtehude City Center. Das Wohn- und Geschäftshaus besitzt im 

Erdgeschoss Ladenlokale und darüber vorwiegend Wohnnutzungen.

Alle Gebäude, ausgenommen das Kaufhaus, weisen in etwa zwei bis drei Vollgeschosse auf. 

Dieses, am Rande der Altstadt gelegene Gebiet ist nach der Art der Nutzung vor allem durch 

gemischtgenutzte Wohn- und Geschäftshäuser,  einem Parkhaus, einem Wohngebäude in 

Geschossbauweise und der für soziale und gesundheitliche Zwecke genutzten Gebäude des 

Deutschen Roten Kreuzes und dem Busbahnhof charakterisiert.

Für das Grundstück des Vorhabens war in der Vergangenheit ein Bebauungsplan rechtskräf-

tig304, der allerdings nicht mehr gilt, sodass das Gebiet nach §34 zu beurteilen ist.

7.3.3 Prüfung der planungsrechtlichen Zulässigkeit

In  diesem Abschnitt  wird  auf  Grundlage der  planungsrechtlichen Zulässigkeit  von Vorha-

ben305 die Zulassung dieses Vorhabens beschrieben. Der Neubau dieses Wohn- und Ge-

schäftshauses stellt ein Vorhaben im Sinne des §29 dar, sodass der Anwendungsbereich des 

§34 eröffnet ist.

Um das Vorhaben über §34 zu genehmigen, ist seine Anwendbarkeit zu prüfen. Für das Ge-

biet liegt kein qualifizierter Bebauungsplan nach §30 Abs. 1 (mehr) vor, sodass das Grund-

stück zum unbeplanten Innenbereich zu zählen ist, sofern es in einem im Zusammenhang 

bebauten Ortsteil liegt. Das Grundstück liegt in einem Ortsteil im Sinne des §34. Dies ist bei 

einer Innenstadt einer 40.000 Einwohner großen Stadt zu bejahen. Auch wenn das Grund-

stück am Rande dieser Altstadt liegt und aufgrund des Busbahnhofes und dem nebenstehen-

den Parkplatz größere Freiflächen zwischen den Gebäudekörpern bestehen, ist die Bebau-

ung als zusammenhängend zu bezeichnen. Schließlich unterbrechen die Baulücken den Zu-

sammenhang nicht im Sinne des §34. Das Grundstück selbst ist auch dem Bebauungszu-

sammenhang zugehörig, denn in alle Richtungen grenzen Bebauungen oder Nebenanlagen 

an. Somit gehört das Grundstück einem im Zusammenhang bebauten Ortsteil an. Die Zuläs-

sigkeit des §34 über Vorhaben im unbeplanten Innenbereich ist somit eröffnet.

Die möglichen Festsetzungen eines einfachen Bebauungsplanes nach §30 Abs. 3 sind vor-

zuziehen. Allerdings liegt  für das Grundstück des Vorhabens auch kein einfacher Bebau-

ungsplan vor, sodass sich die Zulässigkeit allein nach §34 Abs. 1 und 2 richtet.

Die Zulässigkeit des Vorhabens nach seiner Art der Nutzung ist nach §34 Abs. 2 zu bestim-

men, sobald das Gebiet nach seiner Eigenart einem faktischen Baugebiet der BauNVO ent-

spricht. Dies mag in diesem Fall zutreffen. Das maßgebliche Gebiet erinnert aufgrund seiner 

zentralen Lage durch die dort vorzufindenden Nutzungen an ein Kerngebiet im Sinne des §7 

304 Vgl. Stadt Buxtehude 1967.
305 Vgl. Abbildung 3.
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BauNVO. Das Gebiet verfügt über eine, für eine Innenstadt typische Nutzungsmischung zwi-

schen Wohnen und gewerblicher Nutzung, nicht nur im Gebiet, sondern auch im Gebäude. 

Im Gebiet sind viele der in Kerngebieten typischen Nutzungen vorzufinden, darunter auch 

das Kaufhaus im östlichen Bereich, welches aufgrund der Größe einen großflächigen Einzel-

handelsbetrieb im Sinne des §11 Abs. 3 BauNVO darstellt. Die übrigen Gebäude sind nach 

Art der Nutzung entweder Wohn- und Geschäftshäuser,  ausschließliche Geschäftshäuser, 

ein Parkhaus und eine soziale Einrichtung des Deutschen Roten Kreuzes. Darüber hinaus 

liegen die Flächen des zentralen Busbahnhofes im Gebiet.306 Die Nutzungsmischung zeigt 

sich vor allem in der vertikalen Ausgestaltung im Gebiet. Bei gemischt genutzten Gebäuden 

befinden sich im Erdgeschoss oftmals Ladenzeilen, darüber noch weitere gewerbliche Nut-

zungen und in den oberen Geschossen meist Wohnnutzungen. Auch ein Vorhaben zu Wohn-

zwecken kann in einem Kerngebiet über die horizontale Gliederung, gerade in denen, die die 

Oberwerte des Maßes der baulichen Nutzung nicht ausschöpfen und in kleineren Zentren lie-

gen, ermöglicht werden.307 Dies ist auch auf den §34 Abs. 2 zu übertragen, sodass das süd-

westlich des Vorhabens befindliche Wohngebiete durchaus zum Kerngebiet zu zählen ist. 

Das mit Ladengeschäften, Arztpraxen und Wohnnutzungen gemischt genutzte Vorhaben ist 

somit in diesem Gebiet nach seiner Art der Nutzung über §34 Abs. 2 zulässig.

Die weiteren Anforderungen zur Zulässigkeit ergeben sich darüber hinaus aus dem §34 Abs. 

1. Das Einfügen in die Eigenart der näheren Umgebung ist anhand der übrigen Merkmale 

Maß der baulichen Nutzung, Bauweise und überbaubaren Grundstücksflächen zu prüfen. 

Hierfür ist ein Rahmen für die maßgeblich prägende Umgebung abzuleiten, an dem die Ein-

haltung dieses Rahmens durch das Vorhaben geprüft werden kann. Die Bauweise und die 

überbaubaren Grundstücksflächen variieren im Gebiet, sodass kein enger Rahmen zu zie-

hen ist. Die für den Rahmen der Eigenart der näheren Umgebung prägenden Gebäude sind 

vor allem das Gebäude des Deutschen Roten Kreuzes, das vom Vorhaben aus, auf der ge-

genüber liegenden Straßenseite befindliche Buxtehuder City Center und das im Osten lie-

gende Kaufhaus. Hinsichtlich der Bauweise ergibt sich hier ein relativ weiter Rahmen. Es 

sind sowohl geschlossene Bauweise, als auch offene Bauweisen zu finden, sodass sich das 

Vorhaben an den Rahmen der näheren Umgebung hinsichtlich der Bauweise hält. Auch bei 

den  überbaubaren  Grundstücksflächen  ist  kein  eng  zuziehender  Rahmen  auszumachen. 

Meist stehen die Gebäude mindestens mit einer Seite direkt am Straßenraum oder auf einer 

Grundstücksgrenze,  weisen  in  die  anderen  Richtungen  aber  keine  klaren  Baulinien  und 

-grenzen auf, sodass eine heterogene Bebauung den Rahmen bestimmt. Entscheidendes 

Merkmal in diesem Fall ist das Maß der baulichen Nutzung. Aus der Eigenart der Umgebung 

ergibt sich hier hinsichtlich der Geschosszahl ein Rahmen von zwei bis drei Vollgeschossen. 

Dabei weisen die Gebäude aber unterschiedlich hohe Geschosshöhen sowie Kubaturen auf, 

306 Vgl. Abbildung 21, S. 57.
307 Vgl. Boeddinghaus 2005, S. 164, Rn. 20.

59



sodass insgesamt keine einheitlichen Gebäudehöhen feststellbar sind. Das Vorhaben des 

Wohn- und Geschäftshauses besitzt demgegenüber allerdings drei Vollgeschosse und ein 

Staffelgeschoss. Es überschreitet den sich aus der Umgebung hinsichtlich der Geschosszahl 

ergebenden Rahmen damit leicht.

Im Rahmen des §34 Abs. 1 ist aber unter Umständen auch eine Bebauung möglich, die es in 

der Umgebung noch nicht gibt. Nicht die einheitliche, bauliche Entwicklung ist notwendig, 

sondern das Einfügen im Sinne einer Harmonie ist bedeutend. Vorhaben können den vor-

handenen Rahmen überschreiten, solange sie keine bodenrechtlichen Spannungen auslö-

sen.308 Zwar überschreitet das Vorhaben leicht den sich aus der Umgebung abzuleitenden 

Rahmen hinsichtlich der Geschosszahl, gerade auch gegenüber dem direkt angrenzenden 

zweieinhalb-geschossigen Wohngebäude, sodass das Vorhaben gegenüber diesem Vorha-

ben rund ein Geschoss mehr besitzt. Dennoch sind sich ergebende bodenrechtlich, beachtli-

che Spannungen nicht zu erkennen. Zwar weisen die umliegenden Gebäude in der Regel 

drei Vollgeschosse auf, aber das nördliche liegende Buxtehuder City Haus und das Kaufhaus 

im Osten übertreffen in ihrer tatsächlichen Höhe das geplante Vorhaben. Von Bedeutung 

sind eben auch die tatsächlichen Größenverhältnisse der Gebäude. Auch gegenüber dem di-

rekt angrenzenden Gebäude werden keine bodenrechtlich beachtlichen Spannungen ausge-

löst.309

Weiterhin ist insgesamt keine Verletzung des Gebotes der Rücksichtnahme durch das Vorha-

ben erkennbar. Die Anordnung des Vorhabens auf dem Grundstück und die eingehaltenen 

Abstände sowie die erwarteten Immissionen, die laut einer lärmtechnischen Untersuchung 

im Rahmen sind, verletzen dieses nicht. Gerade die zu erwartenden Lärmimmissionen sind 

für das kerngebietstypische Gebiet im Rahmen.310

Die weiteren Zulässigkeitsvoraussetzungen sind ebenfalls erfüllt. So liegt keine Beeinträchti-

gung des Ortsbildes vor, die Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse sind 

gewahrt.  Schädliche  Auswirkungen  auf  zentrale  Versorgungsbereiche  könnten  selbst  bei 

Großflächigkeit eines Betriebes nicht vorliegen, da das Grundstück selbst zum zentralen Ver-

sorgungsbereich der Innenstadt gehört. Die Frage der gesicherten Erschließung ist ebenfalls 

zu bejahen, da die wegemäßige Erschließung bereits vor Vorhabenzulassung gesichert war. 

Das Vorhaben fügt sich somit im Sinne des §34 des Einfügens in die nähere Umgebung ein 

und ist somit planungsrechtlich zulässig.

7.3.4 Vorteile und Probleme bei der Umsetzung bzw. Anwendung

Im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens kam es zu einer Klage eines Nachbarn gegen 

das Vorhaben.  Neben Verletzungen der  Abstandsregelungen beinhaltete die Klage auch, 

dass das Vorhaben sich nicht in die nähere Umgebung einfügen würde. Die anderen Gebäu-

308 Vgl. Krautzberger in Battis/ Krautzberger/ Löhr 2009b, S. 449, §34 Rn. 16.
309 Vgl. VG Stade, B. v. 03.12.2007, 2 B 1427/07, Rn. 19.
310 Vgl. Ebd., Rn. 20.
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de in der näheren Umgebung hätten in der Regel ein Geschoss weniger und das in weiterer 

Entfernung befindliche, größere Kaufhaus keine prägende Wirkung mehr.311 Die Stadt argu-

mentierte, dass das Vorhaben sich in die nähere Umgebung einfügen würde, da nicht allein 

die Zahl der Vollgeschosse heranzuziehen sei, sondern auch die tatsächliche Kubatur. Das 

Kaufhaus, welches auf das Grundstück des Vorhabens prägend wirke, und auch ein benach-

bartes Wohn- und Geschäftshaus würden das Vorhaben an einigen Stellen durch ihre Kuba-

tur in der Höhe sogar noch überragen. Letztlich seien hier somit die unterschiedlichen Ge-

schosshöhen von Bedeutung und nicht die absolute Anzahl. Zudem seien gewisse Lärmim-

missionen aufgrund des kerngebietsähnlichen Prägung  und der  ehemaligen und jetzigen 

Nutzung als Busbahnhof hinzunehmen. Die lärmtechnische Untersuchung beweise zudem, 

dass die maßgeblichen Lärmrichtwerte eingehalten seien.312 Letztlich hatte die Klage keinen 

Erfolg und führte nur zu einer leichten Verzögerung der Vorhabensrealisierung.

Größter Vorteil der Genehmigung auf dem Wege des §34 ist die Ersparnis eines langfristigen 

und kostenaufwendigen Bauleitplanverfahrens. Die wesentlichen materiell-rechtlichen Belan-

ge sind dennoch einzuhalten, sodass beispielsweise im Rahmen des Vorhabens eine lärm-

technische Untersuchung durchgeführt wurde. Insgesamt ist die geplante Realisierung des 

Vorhabens aufgrund des fehlenden Bebauungsplanverfahrens deutlich schneller möglich.

7.3.5 Fazit

Der §34 ist ein mit vielen Unsicherheiten verbundenes Instrument, was sich auch in der Viel-

zahl an gerichtlichen Auseinandersetzungen zeigt. Die Zulässigkeit von Vorhaben durch den 

§34 ist von Einzelfallentscheidungen geprägt.

In der Planungspraxis bestehen im Rahmen des §34 einige, wenige Steuerungsmöglichkei-

ten von Seiten der Gemeinde. Dies ergibt sich vor allem aus dem dialogischen Charakter 

des Baugenehmigungsverfahrens.  Dabei  empfiehlt  die  Stadt  den Vorhabenträgern  immer 

auch eine Bauvoranfrage, sodass über das Vorhaben Gespräche geführt  werden. Im be-

schriebenen Anwendungsfall bestanden von Seiten der Gemeinde keine Bedenken zum Vor-

haben. Hinzu kommen die Möglichkeiten der Satzungsaufstellung im Rahmen des §34 Abs. 

4, wodurch gerade in ländlich geprägten Ortsteilen im Stadtgebiet die Entwicklung über diese 

Satzungen geregelt werden kann. Für diese ist meist ein Aufstellen eines Bebauungsplanes 

durch die Nutzungsmischungen zwischen Wohnen und immissionsreichen Nutzungen mit 

Schwierigkeiten verbunden.313 In der Praxis wird der §34 scheinbar in der Anwendung nur auf 

Initiative von Grundstückseigentümern eingesetzt. Die Stadt Buxtehude nimmt beispielswei-

se keine Potenzialflächen in §34-Gebieten auf, die im Sinne einer Innenentwicklung bebaut 

werden könnten.

Von Bedeutung im Rahmen der Zulässigkeit nach §34 Abs. 1 ist das Maß der baulichen Nut-

311 Vgl. Ebd., Rn. 6.
312 Vgl. VG Stade, B. v. 03.12.2007, 2 B 1427/07, Rn. 11.
313 Vgl. Menker 2012.
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zung. Der Vorhabenträger wünscht meist im Rahmen der Realisierung des Vorhabens die 

maximale Ausnutzung des Grundstückes, sodass Grenzfälle des Einfügens nach §34, zu-

mindest in Buxtehude, hieran diskutiert werden.314

Die Regelung des Abs. 3 ist in der Planungspraxis mit Problemen verbunden, da sie gegen-

über der Ablehnung von Einzelhandelsbetrieben mit scheinbar schädlichen Auswirkungen, 

deren unbestimmter Rechtsbegriff weitere Probleme mit sich bringt, nicht wirkungsvoll genug 

ist. Somit stellt der §9 Abs. 2a hier eine wirkungsvollere und folgerichtige Ergänzung dar.315

Zudem scheint der §34 Abs. 3a in der Planungspraxis keine Rolle zu spielen. Zumindest wur-

de in Buxtehude bisher kein Fall hiernach genehmigt. Dieser ist mit seinem Regelungsgehalt 

offenbar nicht wirkungsvoll, da auch im Rahmen des §34 Abs. 1 Abweichungen vom Erfor-

dernis des Einfügens möglich sind. Überschreitungen des bestehenden Rahmens sind somit 

auch hierdurch möglich. Die Frage ist auch, ob ein solches Vorhaben nach Abs. 3a über-

haupt vertretbar und mit den nachbarschaftlichen Belangen vereinbar sein kann, wenn es 

über den §34 Abs. 1 beispielsweise das Gebot der Rücksichtnahme verletzt.316

Solange einzelne Grundstücke im unbeplanten Innenbereich in relativ  unproblematischen 

städtebaulichen Situationen liegen, ist eine Bebauung über §34 im Sinne einer Innenentwick-

lung meist ohne Probleme möglich. Wenn das Vorhaben darüber hinaus noch von der Ge-

meinde gewünscht ist, ist eine Zulässigkeit dieser Vorhaben durchaus unproblematisch. Bei 

ungewünschten, städtebaulichen Lagen oder Fällen, gerade auch im Rahmen der Zulassung 

von Einzelhandelsbetrieben, sollte die Gemeinde anderweitigt planerisch aktiv werden.

8. Weiterentwicklung der Instrumente und Handlungsempfehlun-

gen zur Innenentwicklung

Im konzeptionellen Teil der Arbeit wird eine Weiterentwicklung der drei planungsrechtlichen 

Instrumente diskutiert. Dies ist vor dem Hintergrund der geplanten Novellierung des Bauge-

setzbuches 2012 wiederum mit dem Schwerpunkt Innenentwicklung ein aktuelles Thema. Im 

zweiten Abschnitt  werden Handlungsempfehlungen zu den Instrumenten im Rahmen von 

Entwicklungsszenarien zur gesamtgemeindlichen Innenentwicklung entwickelt.

8.1 Novellierung des Instrumentariums der Innenentwicklung

In diesem Abschnitt erfolgt anfangs eine Vorstellung der geplanten Novellierung des BauGB 

mit den wesentlichen Gesetzesänderungen, ehe anschließend mögliche Weiterentwicklun-

gen diskutiert werden.

314 Vgl. Ebd.
315 Vgl. auch Kapitel 3 und Abschnitt 7.1.
316 Vgl. Menker 2012.
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8.1.1 Geplante Novellierung

Der Koalitionsvertrag vom 26.10.2009 zwischen CDU, CSU und FDP sieht eine Novellierung 

des Baugesetzbuches zur Stärkung des Klimaschutzes und der Innenentwicklung sowie eine 

Überprüfung der bestehenden Baunutzungsverordnung vor.317 In  einem ersten Schritt  trat 

2011 eine Novellierung mit dem Schwerpunkt Klimaschutz in Kraft.318 Der zweite Teil der No-

vellierung mit  dem Schwerpunkt  der  Innenentwicklung und der  Überarbeitung der zuletzt 

1990 novellierten Baunutzungsverordnung ist für 2012 geplant. Ein Referentenentwurf ist am 

14. Februar 2012 erschienen.319 Die neuerliche Novelle soll die bestehenden Instrumente zur 

Stärkung der Innenentwicklung weiter ergänzen. Dabei werden Bestrebungen der Städte-

baupolitik des Bundes im Sinne einer Innenentwicklung zur weiteren Minimierung der Flä-

cheninanspruchnahme im Außenbereich sowie zur Wahrung und Steigerung der Urbanität 

und Attraktivität der Städte und Gemeinden aufgegriffen.

Die Novellierung berührt auch die in der Arbeit behandelten Instrumente.  Der Entwurf sieht 

unter  anderem Steuerungsmöglichkeiten  für  die  Ansiedlung  von  Vergnügungsstätten  und 

eine Darstellungsweise für die gemeindliche Ausstattung mit Versorgungsbereichen im Flä-

chennutzungsplan vor.320 Der Gesetzesvorschlag sieht für §5 Abs. 2 eine Ergänzung vor, 

nach  der  die  Darstellung  der  Ausstattung  mit  zentralen (auch zu entwickelnden)  Versor-

gungsbereichen im gemeindlichen Flächennutzungsplan möglich ist. Die Darstellung unter-

stützt  Bebauungspläne zur  Schaffung von zentralen Versorgungsbereichen sowie Bebau-

ungspläne, die der Erhaltung und Entwicklung zentraler Versorgungsbereiche dienen. Hier-

mit sollen informelle Konzepte ein stärkeres rechtliches Gewicht erhalten. Auch in der An-

wendung des §34 Abs. 3 kommt ihm eine unterstützende Funktion zu.321 Mit der Novelle soll 

nach dem Vorbild des §9 Abs. 2a eine weitere Ergänzung eingefügt werden, die die Ansied-

lung von Vergnügungsstätten, besonders Spielhallen, steuert. Durch die Aufstellung eines 

einfachen Bebauungsplanes können sie in §34-Gebieten für nicht oder nur ausnahmsweise 

zulässig erklärt werden.322 Die Vorschrift des §34 Abs. 3a Satz 1 Nr. 1 soll ebenfalls durch die 

Möglichkeit der Befreiung vom Erfordernis des Einfügens für Nutzungsänderungen eines Ge-

werbe- oder Handwerksbetriebes zu Wohnzwecken erweitert werden. Eine Nutzungsände-

rung in umgekehrte Richtung ist dagegen nicht vorgesehen.323

8.1.2 Möglichkeiten der Weiterentwicklung

In diesem Abschnitt werden Weiterentwicklungen der drei behandelten Instrumente – auch 

mit Bezug auf die geplante Novellierung – diskutiert. Da das Instrumentarium zur Innenent-

317 Vgl. Koalitionsvertrag 2009, S. 42.
318 Vgl. BGBl. Teil 1 Nr. 39 vom 29.07.2011, S. 1509ff.
319 Vgl. BMVBS 2012.
320 Vgl. Ebd., S. 1.
321 Vgl. BMVBS 2012, S. 26f.
322 Vgl. Ebd., S. 27.
323 Vgl. Ebd., S. 30.
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wicklung sich bewährt hat, ist lediglich eine behutsame Weiterentwicklung anzustreben.324, 

wobei diese der Zielsetzung „Stärkung der Innenentwicklung“ dienen muss.325 Es können 

hierzu „sowohl nachfragelenkende Maßnahmen zur Eindämmung der Freiflächeninanspruch-

nahme im Außenbereich als auch Maßnahmen zur Steigerung der Attraktivität der Innenstäd-

te“326 in Betracht kommen.

Eine Möglichkeit der Weiterentwicklung des Instrumentes des §9 Abs. 2a ist die Erweiterung 

der Festsetzungsmöglichkeiten im Sinne der BauNVO. Denkbar wäre die Möglichkeit  der 

vertikalen Gliederung nach §1 Abs. 7 BauNVO als zusätzliche Festsetzungsmöglichkeit für 

anwendbar zu erklären, da die vertikale Nutzungsaufteilung auch §34-Gebiete prägen kann. 

Mithilfe der vertikalen Gliederungsmöglichkeit wären der Ausschluss von bestimmten Nut-

zungen im Erdgeschoss oder andererseits die ausschließliche Zulässigkeit der Wohnnutzung 

in Obergeschossen denkbar. Es wird hierbei allerdings vom Einzelfall abhängen, ob eine sol-

che Planung realisierbar ist.327 Weitere Optionen sind die Erweiterung des §9 Abs. 2a für an-

dere Nutzungen oder die Lockerung der Anwendungsvoraussetzungen. Bisher können Nut-

zungen nur unter der Voraussetzung, dass sie dem Schutz zentraler Versorgungsbereiche 

dienen, ausgeschlossen werden. Zu überlegen wären Regelungszwecke, die insgesamt der 

Innenentwicklung bzw. dem Schutz und Erhalt innerstädtischer Quartiere, nicht nur den zen-

tralen Versorgungsbereichen dienen. Hiermit wäre ein Ausschluss von Nutzungen möglich, 

die der nachhaltigen Innenentwicklung eines bestimmten §34-Gebietes entgegenstehen. Die 

Möglichkeit eines Ausschlusses ist für die Nutzungssteuerung von Vergnügungsstätten ge-

plant.328 Aufgrund der Beschränkung auf den Zentrenschutz ist der Schutz von Funktionen ei-

nes Gewerbegebietes im §34-Gebiet bisher nicht möglich. Mit der neuen Regelung könnten 

auch andere §34-Gebiete in ihrer eigentlichen Funktion vor Vergnügungsstätten geschützt 

werden.329 Zu überlegen wäre eine Übertragung dieser Methode auf andere Nutzungen, die 

hierdurch vereinfacht aus §34-Gebieten auszuschließen wären, sobald die Funktionsfähig-

keit des Gebietes gefährdet ist,  beispielsweise durch eine Anhäufung von Nutzungen der 

gleichen Art. In Verbindung mit einer möglichen, vertikalen Gliederung könnte so beispiels-

weise in §34-Gebieten, die aufgrund einer großen Beliebtheit einem hohen Nachfragedruck 

ausgesetzt sind, die Verdrängung der Wohnnutzung durch andere Nutzungen oberhalb des 

Erdgeschosses verhindert werden, indem andere Nutzungen oberhalb des Erdgeschosses 

ausgeschlossen werden. Der Vorteil der Regelung des §9 Abs. 2a gegenüber einfachen Be-

bauungsplänen ist  die  nicht  nötige  Ausweisung  eines  bestimmten Baugebietes  nach  der 

BauNVO, da die Bestimmung in der Praxis oftmals mit Schwierigkeiten verbunden ist.  Die 

Idee eines solchen Ausschlussbebauungsplanes macht somit vor allem in Gemengelagen 

324 Vgl. Spannowsky 2010, S. 171.
325 Vgl. Niemeyer 2010, S. 142.
326 Spannowsky 2010, S. 172.
327 Vgl. Spannowsky 2010, S. 180.
328 Vgl. Kapitel 6.2.1.
329 Vgl. Janning 2010, S. 127.
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Sinn.330

Weiterentwicklungen im Rahmen des §13a sind vor allem durch die Ausweitungen des räum-

lichen Anwendungsbereiches oder der -voraussetzungen möglich. Hierdurch würde die At-

traktivität durch das Einführen von weiteren Anreizen zur Realisierung von Vorhaben im In-

nenbereich weiter steigen. Das Aufbrechen der Schwellenwerte im Rahmen des §13a ist auf-

grund der grundlegenden Regelungen des EU-Rechts wohl nicht möglich. Grundsätzlich be-

steht die Option, die Möglichkeit zur Aufstellung von Bebauungsplänen der Innenentwicklung 

zur weiteren Stärkung eben dieser Innenentwicklung auf alle Bebauungspläne, die die Innen-

entwicklung fördern, unabhängig davon, ob sie im beschleunigten Verfahren aufgestellt wer-

den oder dürfen, zu erweitern.331 Beispielsweise wäre dabei die Ausweitung der Regelung 

der nachträglichen Berichtigung des Flächennutzungsplanes an den Bebauungsplan nach 

§13a auf jegliche Bebauungspläne der Innenentwicklung möglich.332 Sollten Gemeinden nicht 

– aus welchen Gründen auch immer – vom beschleunigten Verfahren Gebrauch machen, 

dann wäre in diesem Fall immer noch die Verfahrenserleichterung einer bloßen Berichtigung 

des Flächennutzungsplans gegeben, sodass zusätzliche Anreize zur Innenentwicklung be-

stehen. Dabei ist aber immer zu bedenken, dass damit die Steuerungsfunktion des Flächen-

nutzungsplans  für  das  Gemeindegebiet  über  die  jetzigen  Entwicklungen  hinaus  verloren 

geht.333 Zudem wäre zu überlegen, im §13a grundstücksbezogene Festsetzungen zu ermög-

lichen. Hierdurch wären auf Gewerbebrachen oder lärmintensiven Brachflächen sowie grö-

ßeren Baulücken Wohnnutzungen auf Mischgebietsniveau realisierbar, da hiermit Wohnen 

auf Lärmniveau von Mischgebieten ohne den nötigen Gewerbeanteil festsetzbar ist.334

Bei einer Weiterentwicklung ist zudem die Befreiung von der Eingriffsregelung im Rahmen 

des §13a denkbar.  Bebauungspläne, die die Innenentwicklung fördern,  aber nicht  im be-

schleunigten Verfahren aufgestellt werden, sollten dennoch von der Eingriffsregelung befreit 

werden,  da Eingriffsregelung materielles Recht darstellt  und nicht  von einem bestimmten 

Verfahren abhängig gemacht werden sollte.335

Für den §34 BauGB bestehen vor allem in Abs. 3 und 3a Möglichkeiten zur Weiterentwick-

lung. Die Idee den Rahmen des Einfügens zu lockern, wird mit der geplanten Novellierung im 

Jahr 2012 aufgenommen. Hiernach sollen Nutzungsänderungen eines Gewerbe- oder Hand-

werksbetriebes zu Wohnzwecken vom Erfordernis des Einfügens befreit werden.336 Vorstell-

bar wäre dieses Erfordernis bei weiteren Nutzungen zu lockern. Beispielsweise könnte für 

330 Vgl. Mitschang/ Reidt 2011, S. 197f.
331 Vgl. Niemeyer 2010, S. 143.
332 Vgl. Spannowsky 2010, S. 176.
333 Vgl. Niemeyer 2010, S. 143f.
334 Vgl. Spannowsky 2010, S. 179.
335 Vgl. Mitschang/ Reidt 2011, S. 192.
336 Vgl. Kapitel 6.2.1.
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Vorhaben, die für Wohnzwecke genutzt werden, ein erleichtertes Abweichen vom Maßstab 

des Einfügens zulässig sein, wenn sie der Deckung dringlichen Wohnbedarfes dienen. Lie-

gen diese Gründe vor, könnten Wohnungsbauvorhaben in §34-Gebieten in bestimmten Si-

tuationen  vereinfacht  zugelassen  werden.  Dies  könnte  beispielsweise  auf  angespannten 

Wohnungsmärkten, wie derzeit in Hamburg, behilflich sein, weil hierdurch in §34-Gebieten 

vereinfacht Nachverdichtungen möglichen wären, die sich nicht wie bisher im Abs. 3a auf Er-

weiterungen beschränken, sondern auch Neubauten einbeziehen.

Beim Abs. 3 könnte eine Erleichterung durch die Möglichkeit der Ausweisung von zentralen 

Versorgungsbereichen  im  Flächennutzungsplan  umgesetzt  werden.  Diese  Änderung  ist 

durch die neue BauGB-Novelle geplant337, wonach eine Darstellung der Ausstattung des Ge-

meindegebietes mit zentralen Versorgungsbereichen möglich sein soll. Für die Anwendung 

des Abs. 3 liegt bisher ein anderer Maßstab zugrunde, der sich an den gegebenen Verhält-

nissen vor Ort und deren rechtlichen Rahmen orientiert, nicht aber an planerischen Entschei-

dungen der Gemeinde.338 Mit der Novellierung könnte aber auch nach §34 Abs. 3 im Geneh-

migungsverfahren auf zentrale Versorgungsbereiche aus Darstellungen im Flächennutzungs-

plan zurückgegriffen werden.339

Um insgesamt die Effektivität der rechtlichen Instrumente zur Innenentwicklung zu steigern, 

sind ergänzende finanzpolitische und steuerliche Rahmenbedingungen nötig, beispielsweise 

durch Fördermittel für Innenentwicklungsmaßnahmen, um hierdurch Anreize bei den relevan-

ten Akteuren der Innenentwicklung, vornehmlich den Eigentümern, zu schaffen.340

8.2 Handlungsempfehlungen zur Innenentwicklung

Zum Abschluss werden in diesem Abschnitt auf Grundlage der theoretischen Beschreibun-

gen sowie Erkenntnissen und den geschilderten Anwendungsfällen Handlungsempfehlungen 

zu den drei in der Arbeit behandelten Instrumenten diskutiert. Gelegentlich werden ergänzen-

de Maßnahmen bzw. vorher nötige, methodische Schritte angeführt, die für den gezielten 

Einsatz des entsprechenden Instrumentes von Bedeutung sind.

In der Planungspraxis geht Innenentwicklung über die in dieser Arbeit beschriebenen Instru-

mente hinaus. Vorbereitende Maßnahmen sind für eine gemeindliche Innenentwicklung un-

ausweichlich.341 Beispielsweise ist die Aktivierung von Eigentümern der jeweiligen Flächen, 

auf denen Maßnahmen geplant  sind,  von entscheidender Bedeutung.  Gleichwohl  werden 

konzeptionelle Überlegungen zu einem möglichen (effektiven) Einsatz der drei Instrumente 

im Rahmen der Innenentwicklung angestellt, da über sie die rechtliche Umsetzung möglich 

ist  und die Instrumente für die Durchführung von Innenentwicklungsstrategien von großer 

337 Vgl. Kapitel 6.2.1.
338 Vgl. Spannowsky 2010, S. 180.
339 Vgl. Niemeyer 2010, S. 142f.
340 Vgl. Ebd., S. 145.
341 Vgl. Baldauf 2003. Gesamtheitlicher Überblick über die Planung und Realisierung von Innenentwicklung.

66



Bedeutung sind.

Es  erfolgt  hierzu  eine  grundlegende Unterscheidung  in  zwei  Entwicklungsszenarien:  das 

Szenario „Innenentwicklung betreiben“ und das Szenario „Innenentwicklung forcieren“. Die 

beiden Szenarien sind positivistischer Natur. Sie gehen davon aus, dass mittels der Instru-

mente auch deren gewünschten Zwecke und Ziele steuerbar sind. In der Praxis werden oft-

mals bestimmte Interessen, sei es beispielsweise politischer Art342, die konkrete Umsetzung 

zumindest beeinflussen. Das Szenario „Innenentwicklung betreiben“ geht hierbei im Gegen-

satz zum „Innenentwicklung forcieren“ in seiner Reichweite der Anwendung nicht so weit. 

Demgegenüber  sieht  das  Szenario  „Innenentwicklung forcieren“  mehr  Möglichkeiten bzw. 

Maßnahmen zur Innenentwicklung durch die Instrumente vor, verdeutlicht somit, was poten-

ziell im Rahmen der Instrumente möglich ist.

8.2.1 Szenario „Innenentwicklung betreiben“

Im ersten Strategiemodell stehen grundlegende, relativ einfache, aber bewährte Maßnahmen 

zur Umsetzung der Innenentwicklung im Fokus.

Die relativ einfache Möglich-

keit über §9 Abs. 2a im Rah-

men von §34-Gebieten Nut-

zungen,  die  möglicherweise 

die  zentralen  Versorgungs-

bereiche  einer  Gemeinde 

stören, zu steuern, sollte ge-

nutzt  werden.  Bei  Anwen-

dung des Instrumentes sollte 

auf ein Einzelhandelskonzept 

zugegriffen  werden,  da  die-

ses die Begründung bzw. Ab-

wägung vereinfacht.  Besteht 

ein  solches  Einzelhandels-

konzept  und  steuert  es  die 

zentralen  Versorgungsberei-

che der Gemeinde widerspruchsfrei und mit planerisch gewichtigen Argumenten, ist ein Auf-

stellen von Bebauungsplänen zur Erhaltung und Entwicklung zentraler Versorgungsbereiche 

aufgrund der vorhandenen Konzeption relativ leicht möglich. Besteht demgegenüber ein sol-

ches Konzept nicht, sollte gerade im Hinblick auf eine Innenentwicklung hierüber nachge-

dacht werden. Sind im Gemeindegebiet größere §34-Teilgebiete bereits durch großflächige 

Betriebe, insbesondere Fachmärkte geprägt, sollten Überplanungen der Gebiete angestrebt 

342 Vgl. hierzu beispielsweise Abschnitt 7.1.4.
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werden, es sei denn, die Entwicklungen sind gewünscht. Ist beispielsweise die Ansiedlung 

weiterer,  großflächiger  Einzelhandelsbetriebe  aufgrund  einer  möglichen  Beeinträchtigung 

zentraler Versorgungsbereiche nicht erwünscht, sollte ein Bebauungsplanverfahren nach §9 

Abs. 2a eingeleitet werden, auch weil eine Ablehnung des Vorhabens über §34 Abs. 3 oft 

nicht wirkungsvoll ist. Bestehen andererseits Anzeichen auf eine Funktionsbeeinträchtigung 

oder eine Verschlechterung der Versorgungsfunktion eines zentralen Versorgungsbereiches, 

sollten Überlegungen zur Stärkung dieses Bereiches angestellt werden, beispielsweise durch 

Identifizierung möglicher Gebiete, die potenziell Kaufkraft abziehen.

Das beschleunigte Verfahren nach §13a für Bebauungspläne der Innenentwicklung empfiehlt 

sich vor allem für die kleinere Fallgruppe mit weniger als 20.000 m². Hier sind für kleinere 

Gebiete im Rahmen einer Innenentwicklung weitreichende Erleichterungen und auch Verfah-

rensbeschleunigungen möglich. Dabei sollte bei komplexen Planungen, in der viele unter-

schiedliche Interessen und Belange einzubeziehen sind, ggf. auf die Erleichterungen bei der 

Beteiligung  verzichtet  und  mögliche  Beteiligungsschritte  zusätzlich  durchgeführt  werden. 

Grundlegend für den Einsatz des §13a ist die Ermittlung aller potenziellen Flächen im Ge-

meindegebiet notwendig. Diese Flächen können entweder im Rahmen der Wiedernutzbar-

machung und der Nachverdichtung mittels des Verfahrens beplant werden. Hier bietet sich 

ein Zusammenspiel mit §34 an: Kleinere, einzelne Grundstücke können über §34 einer Nut-

zung zugeführt werden; demgegenüber hat §13a den Vorteil, größere Gebiete und zum Teil 

sogar Außenbereichsflächen zu beplanen. Gerade für schon intensiv genutzte Brachflächen 

gewerblicher Art ist die Anwendung sinnvoll, da durch die neue Planung zumeist keine er-

heblichen Umweltauswirkungen, die über den bisherigen Stand hinausgehen würden, zu er-

warten sind. Meist werden sogar Verbesserungen erzielt. Im Rahmen der Anwendung der 

ersten Fallgruppe ist  kein Ausgleich durch die fehlende Eingriffsregelung herzustellen. Es 

sind allerdings Festsetzungen zu Grünflächen erstrebenswert, die dabei Ausgleichsmaßnah-

men nachkommen, aber nicht als solche gewertet werden. Die Finanzierung ist über den Er-

schließungsbeitrag möglich.343 Hierdurch werden qualitätsvolle Planungen gewährleistet.

In Grenzfällen ist das Instrument des §13a eher nicht anzuwenden.344 Gerade bei dem relativ 

unbestimmten Begriff der anderen Maßnahmen der Innenentwicklung bestehen Unsicherhei-

ten. Sind die Anwendungsvoraussetzungen Wiedernutzbarmachung oder Nachverdichtung 

nicht möglich, sollte somit die Anwendung des §13a nicht angestrebt werden.

Aufgrund der begrenzten Möglichkeiten zur Steuerung der Innenentwicklung beim §34 insbe-

sondere bei unerwünschten Vorhaben sind vor allem flankierende Maßnahmen nötig. Hierzu 

gehören beispielsweise die Ermittlung von Potenzialflächen zur Bebauung in §34-Gebieten. 

343 Vgl. Klinge 2007, S. 52f.
344 Vgl. Ebd., S. 52f.
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Bei Gebieten bzw. Baulücken in §34-Gebieten, deren Bebauung durch eine relativ große 

Bandbreite an Vorhaben auch von Seiten der Gemeinde gewünscht wird, ist eine Bebauung 

über §34 möglich. Wichtigste Aufgabe im Rahmen einer Innenentwicklung durch §34 ist die 

Aktivierung von Flächen der Eigentümern oder, beim gemeindlichen Besitz, die Attraktivie-

rung für Interessenten. Ist die Bebauung dieser Flächen gar nicht erwünscht oder nur mit ge-

wissen Vorhaben, greift wieder das Wechselspiel mit dem §13a. Für diese Gebiete könnte 

dann eine Bauleitplanung nach §13a durchgeführt werden. Bei einfach gelagerten Fällen in 

§34-Gebieten, bei denen sich langfristig keine Konfliktsituationen zuspitzen, ist die alleinige 

Zulassung von Vorhaben über §34 sinnvoll. Die Gefahr zu städtebaulich unerwünschten Si-

tuationen ist vor allem in Gemengelagen gegeben. Hier sollten bei Anzeichen auf eine solche 

Entwicklung Bebauungsplanungen folgen.

Die Möglichkeit der Satzungserlasses ist gerade in ländlich geprägten Gemeinden oder klei-

neren Gemeinden sowie Ortsteilen sinnvoll. Eine relativ einfache Möglichkeit in diesem Sze-

nario ist die Klarstellungssatzung, die Planungssicherheit für die Eigentümer schaffen kann.

Im Rahmen des §34 kann insgesamt ein sogenannter Innenentwicklungsplan dienlich sein, 

der die Potenzialflächen zur Innenentwicklung aufnimmt und somit ein unterstützendes Mo-

ment besitzt.345

8.2.2 Szenario „Innenentwicklung forcieren“

Das Szenario  „Innenentwicklung forcieren“ enthält  die Maßnahmen des ersten Szenarios 

und darüber hinaus weitere Maßnahmen, ist somit dementsprechend weitreichender. Es wer-

den auch die mit der Novellierung geplante Möglichkeiten integriert. Im Rahmen dieses Ab-

schnittes werden allerdings nur 

die  im  ersten  Szenario  noch 

nicht  beschriebenen  Maßnah-

men erläutert.

Bereits  jetzt  besteht  die  Mög-

lichkeit,  auch  andere  Nutzun-

gen aus  §34-Gebieten auszu-

schließen,  die  der  Erhaltung 

und  Sicherung  zentraler  Ver-

sorgungsbereiche  entgegen 

stehen.  Zu  denken  ist  in  die-

sem  Szenario  an  die  Steue-

rung  von  Vergnügungsstätten, 

die  die  Funktionsfähigkeit  ei-

nes zentralen Versorgungsbereiches gefährden können. Somit könnte eine weiter gehende 

345 Vgl. Baldauf 2003, S. 103ff.
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Abbildung 23: Handlungsempfehlungen des Szenarios „Innenentwicklung 
forcieren" 

(Quelle: eigene Darstellung)



Innenentwicklung  zum  Schutz  der  zentralen  Versorgungsbereiche  die  Übertragung  der 

Steuerungsmöglichkeiten des §9 Abs. 2a auf diese Nutzungen sein. Sind Anzeichen für eine 

Beeinträchtigung der Bereiche erkennbar, so sollte dem planerisch entgegengewirkt werden. 

Für die Ansiedlung von Vergnügungsstätten empfiehlt es sich, ebenfalls ein städtebauliches 

Entwicklungskonzept zu entwickeln oder Ansiedlungsmuster in bestehenden Konzepten zu 

behandeln. Dabei darf es nicht darum gehen, diese Nutzung komplett im Gemeindegebiet 

auszuschließen, sondern in §34-Gebieten an gewünschten stellen zuzulassen.346 Einen weit-

gehenderen Schritt macht eine mögliche Novellierung, danach soll auch der Ausschluss von 

Vergnügungsstätten in §34-Gebieten, die in ihrer Funktion durch Vergnügungsstätten beein-

trächtigt werden, möglich sein. Bei einer Umsetzung der Novellierung könnten somit im Ge-

meindegebiet Teilbereiche identifiziert werden, die solche Anzeichen besitzen.

Insgesamt ist im Sinne einer ganzheitlichen Gemeindeplanung der strategische Einsatz des 

§9 Abs. 2a im Zusammenhang mit §1 Abs. 4-10 der BauNVO möglich. Für beplante Gebiete 

sollte dabei die Feinsteuerung angewendet werden, wohingegen für den unbeplanten Innen-

bereich §9 Abs. 2a benutzt werden kann. Somit ergibt sich eine gemeindlichen Strategie zur 

Erhaltung und zum Schutz zentraler Versorgungsbereiche.347

Im Rahmen dieses Szenarios bietet sich die Überplanung größerer Flächen mit dem §13a 

an. Hierbei sind allerdings Einzelfallentscheidungen zur Möglichkeit der Anwendung des Ver-

fahrens nötig. Es besteht zudem die Gefahr, dass die Prüfung ergibt, dass erhebliche Um-

weltauswirkungen zu erwarten sind und die Anwendung des §13a somit ausscheidet. Des-

halb ist eine Evaluierung über die vollzogenen Planungen ratsam, damit ermittelt  werden 

kann, ob das Verfahren zielführender oder schneller  durchgeführt  werden konnte und im 

Rahmen welcher  Fallkonstellationen dieses nicht  möglich war.  Im Sinne eines lernenden 

Prozesses können die gesammelten Erfahrungen für spätere Planungen genutzt werden.

Im Zuge einer forcierten Innenentwicklung bietet sich weiterhin der Einsatz der Entwicklungs- 

und Ergänzungssatzung des §34 an.  Bei  Entwicklungssatzungen ist  zu schauen,  wo sie 

sinnvoll anzuwenden sind. Diese sollten Gebiete überplanen, die auch im Sinne der Innen-

entwicklung vorteilhaft sind und nicht äußerste Randlagen darstellen. Gerade für ländlich ge-

prägte Ortsteile einer größeren Gemeinde, die im Sinne einer nachhaltigen Siedlungsent-

wicklung nicht mehr im Fokus stehen, kann die Überplanung mit Satzungen ausreichen, um 

so die Verdichtung des Gebietes zu ermöglichen, ohne neue gesamtheitliche Planungen an-

zustoßen. Weiterhin besteht bei Umsetzung der Novellierung zukünftig die Möglichkeit, Nut-

zungsänderungen von Gewerbe- und Handwerksbetrieben zu Wohnzwecken vereinfacht zu-

zulassen. Deshalb sollten mögliche Betriebe bzw. Standorte in die Ermittlung der Potenzial-

346 Vgl. Tarner 2011, S. 1278ff.
347 Vgl, Klinge 2008, S. 775.
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flächen aufgenommen werden.

Zusätzlich bietet es sich an, Flächen in §34-Gebieten, auf denen sich langsam eine uner-

wünschte städtebauliche Entwicklung vollzieht, zuerst einer Prüfung zu unterziehen, ob diese 

Gebiete nicht besser über eine Bebauungsplanung zu beplanen sind, um hiernach ggf. ein 

Bauleitplanverfahren, eventuell nach §13a einzuleiten.

9. Fazit

Die in dieser Arbeit vorgestellten Instrumente können die im Sinne einer nachhaltigen Sied-

lungsentwicklung notwendige Innenentwicklung von Städten und Gemeinden unterstützen. 

Die Instrumente bieten zum Teil sehr spezielle Möglichkeiten zur Steuerung der Innenent-

wicklung und stellen neben dem Instrument des Bebauungsplanes für beplante Gebiete eine 

sinnvolle Ergänzung für die vereinfachte Steuerung des unbeplanten Innenbereiches dar.

Gerade §13a knüpft  an den normalen Bebauungsplan an und bietet  die gleichen Steue-

rungsmöglichkeiten. Darüber hinaus ist das Verfahren aber mit Erleichterungen verbunden, 

weshalb es vor allem für kleinere Gebiete im Siedlungsbestand zukünftig das Regelverfahren 

darstellen wird. Das Anwendungsbeispiel zeigte, dass bereits bei der kleineren Fallgruppe 

des §13a, gerade im Rahmen einer Nachverdichtung, komplexe Planungen möglich sind.

Das Instrument des §9 Abs. 2a stellt demgegenüber ein sehr gezieltes Instrument zur Steue-

rung des Einzelhandels in §34-Gebieten zum Schutz der zentralen Versorgungsbereiche dar. 

Für diesen fokussierten Zweck ist es in der Praxis scheinbar ein passgenaues Instrument 

und gut anwendbar. Allerdings ist das Instrument nur für den Zweck der Erhaltung und Ent-

wicklung zentraler Versorgungsbereiche einsetzbar.

Das Instrument des §34 ist demgegenüber nur für einzelne Grundstücke in §34-Gebieten 

nützlich. Vor allem aufgrund der unbestimmten Rechtsbegriffe ist es in der Anwendung mit 

erheblichen Unsicherheiten verbunden. In einheitlich strukturierten Gebieten stellt es, bei von 

der Gemeinde gewünschten Vorhaben, eine Möglichkeit dar, um vereinfacht Innenentwick-

lung zu betreiben. Bei unübersichtlichen, städtebaulichen Lagen oder unerwünschten Ent-

wicklungen, wie beispielsweise die Ansiedlung eines Einzelhandelsbetriebes, ist das Instru-

ment mit Schwierigkeiten verbunden, weil unter Umständen die Ablehnung des geplanten 

Vorhabens nicht möglich ist. Zudem geht die Bebauung der Innenbereichsgrundstücke meist 

vom Eigentümer aus, sodass die Aktivierung dieser für eine Innenentwicklung in §34-Gebie-

ten das Hauptziel sein muss. Dennoch besitzen Gemeinden vor allem durch den dialogi-

schen Charakter des Baugenehmigungsverfahrens sowie bei der Aufstellung von Satzungen 

gewisse Steuerungsmöglichkeiten im Rahmen des §34.

Insgesamt bietet das Baugesetzbuch somit alternative Möglichkeiten zur Steuerung der In-

nenentwicklung, die im Gegensatz zu einer normalen Bebauungsplanung einfacher umsetz-
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bar sind. Daher wird es vermutlich am dem fehlenden, zielgerichteten Einsatz der Instrumen-

te und nicht an den theoretischen Möglichkeiten der Instrumente selbst liegen, wenn diese 

nicht zur Innenentwicklung genutzt werden.

Die Anwendungsbeispiele, die zwar nur exemplarischen Charakter besitzen, zeigen, dass ein 

Anwendungsbereich des §13a die Nachverdichtung von hinsichtlich der Lage eher unterge-

nutzten Flächen, denen eine fehlende städtebauliche Qualität attestiert wird, darstellt. Auf-

grund der begrenzten Anwendungsoptionen beim §9 Abs. 2a verdeutlichte das Anwendungs-

beispiel die häufigste Wirkungsweise des Instrumentes. Hierbei steht die Beschränkung von 

Einzelhandelsnutzungen in einem bestimmten §34-Gebiet im Mittelpunkt. Andere Nutzungen 

werden im Rahmen des §9 Abs. 2a zum Schutz zentraler Versorgungsbereiche kaum gere-

gelt. Das Beispiel des §34 stellt einen besonderen Fall der Nachverdichtung dar, auch wenn 

diese auf ein Grundstück begrenzt ist. Sofern neben dem Eigentümer auch die Gemeinde In-

teresse an einer Bebauung des jeweiligen Grundstückes besitzt, ist über §34 die Bebauung, 

und damit Nachverdichtung, bestehender Grundstücke im Sinne einer Innenentwicklung rela-

tiv einfach möglich.

In der Arbeit wurde insgesamt ersichtlich, dass die sehr starke Einzelfallbezogenheit von Pla-

nungsvorhaben eine Vergleichbarkeit von Fällen innerhalb der Instrumente kaum ermöglicht, 

sodass folglich auch Schwierigkeiten bei der Ableitung von konkreten Handlungsempfehlun-

gen bestehen. Die Arbeit sollte allerdings differenzierte Möglichkeiten des Baugesetzbuches 

zur Steuerung der Innenentwicklung durch alternative Instrumente neben dem normalen Be-

bauungsplan aufzeigen. Dazu gehören vor allem die drei in der Arbeit behandelten Instru-

mente, mit denen eine große Bandbreite an Anwendungsmöglichkeiten und -fällen verbun-

den ist. Im Rahmen der Arbeit musste dagegen eine relativ kurze und überblicksartige Vor-

stellung der Instrumente erfolgen. Weiterhin war lediglich die Vorstellung eines Anwendungs-

beispieles realisierbar. Hier hätte sicherlich die Option bestanden, sich auf ein Instrument zu 

konzentrieren. Allerdings wäre damit nicht der gewünschte Überblick über die zur Verfügung 

stehenden Instrumente neben dem normalen Bebauungsplan möglich gewesen. Dies war al-

lerdings gerade von Interesse, um so bestehende Möglichkeiten zur Innenentwicklung im 

Baugesetzbuch kennenzulernen. Denn die Aktualität des Themas Innenentwicklung in der 

Planung wird auch dadurch sichtbar, dass eine geplante Novellierung des Baugesetzbuches 

zu diesem Schwerpunkt bevorsteht. Es bleibt abzuwarten, ob die hierdurch möglicherweise 

veränderten oder sogar neuen Instrumente zur Innenentwicklung eine sinnvolle Weiterent-

wicklung darstellen und somit  zur  Stärkung der Innenentwicklung in der Praxis  beitragen 

können.
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Anhang

Interviewleitfaden zum §9 Abs. 2a und dem Anwendungsfall

Fragen zum Bebauungsplan Nr. 106 „Fachmarktzentrum Harburger Straße“

− Planungsanlass/Entstehungsgeschichte:

Wie kam es zu dem Bebauungsplanverfahren?

− Welche Rolle spielte die Ansiedlung des Plaza-Vorhabens?

− Was sind die mit dem Bebauungsplan verfolgten Ziele?

− Wie lief das Verfahren ab? War das gewünschte vereinfachte Verfahren möglich bzw. 

mit Vereinfachungen verbunden?

− Wie wurden die konkreten, inhaltlichen Festsetzungen des Bebauungsplanes entwi-

ckelt?

− Städtebauliches Entwicklungskonzept (Einzelhandelskonzept): Welche Bedeutung 

besaß es im Rahmen des Planverfahrens?

− Was sind die Vorteile des Instrumentes des §9 Abs. 2a im Hinblick auf den Bebau-

ungsplan Nr. 106?

− Gab es eventuell Probleme bzw. Schwierigkeiten bei der Anwendung bzw. beim Ver-

fahren?

Allgemeine Fragen zum Instrument

− Ist der §9 Abs. 2a Ihrer Meinung nach geeignet für die Innenentwicklung im Bereich 

von §34-Gebieten?

− Sehen Sie ggf. Bedarf zu einer Erweiterung bzw. Weiterentwicklung des Instrumen-

tes, gerade im Hinblick auf mögliche Probleme bei der Anwendung?

− Gibt es andere Nutzungen, die in §34-Gebieten nach dem Vorbild des §9 Abs. 2a ge-

steuert werden könnten?
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Interviewleitfaden zum §13a und dem Anwendungsfall

Fragen zum Bebauungsplan Nr. 13 Winterhude

− Planungsanlass/ Entstehungsgeschichte:

Wie kam es zu dem Bebauungsplanverfahren?

− Was sind die mit dem Bebauungsplan verfolgten Planungsabsichten/ Ziele?

− Wie lief das Verfahren ab? War das gewünschte Verfahren nach §13a möglich bzw. 

auch mit den Erleichterungen verbunden?

− Was waren die Vorteile des §13a in diesem Verfahren?

− Wie wurden die Festsetzungen des Bebauungsplanes entwickelt?

− Was sind die Vorteile des Instrumentes des §13a im Hinblick auf den Bebauungsplan 

Nr. 13?

− Gab es eventuell Probleme bzw. Schwierigkeiten bei der Anwendung bzw. beim Ver-

fahren?

− Wie funktioniert die FNP-Anpassung? Gab es hierbei Probleme?

Über den Bebauungsplan hinaus

− Welche Bedeutung besitzt der §13a für die Planung in Hamburg bzw. dem Bezirk?

− Ist der §13a Ihrer Meinung nach geeignet für die Innenentwicklung von Städten und 

Gemeinden?

− Sehen Sie ggf. Bedarf zu einer Erweiterung bzw. Weiterentwicklung des Instrumen-

tes, gerade im Hinblick auf mögliche Probleme bei der Anwendung?
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Interviewleitfaden zum §34 und dem Anwendungsfall

Allgemeine Fragen zur Anwendung des §34

− Welche Bedeutung besitzt der §34 für die Planung, gerade in Städten wie 

Buxtehude?

− Wie wird die planungsrechtliche Zulässigkeit geprüft? (Ablauf der Prüfung anhand 

Schema?)

− Gibt es typische Fälle des §34? Wenn ja, welche?

− Kann/wird der §34 von Seiten der Gemeinde eingesetzt? 

Gibt es Satzungen nach §34 in Buxtehude?

− Hat die Gemeinde überhaupt Gestaltungsmöglichkeiten im Rahmen des §34? Bei-

spielsweise beim Abweichen vom Erfordernis des Einfügens oder den städtebauli-

chen Satzungen, Ausnahmen bei Anwendung von 34 Abs. 2?

− Welche Bedeutung besitzt der §34 für die Innenentwicklung von Gemeinden?

− Was sind die Vorteile des Instrumentes? Wo ergeben sich Schwierigkeiten bei der 

Anwendung des §34 im Allgemeinen?

− Gibt es Ihrer meiner Meinung nach Bedarf zu einer Weiterentwicklung? Wenn ja, an 

welcher Stelle?

Vorhaben: Wohn- und Geschäftshaus in Buxtehuder Innenstadt

− Was sollte mit dem konkreten Vorhaben umgesetzt werden?

− Wie lief die Beurteilung der planungsrechtlichen Zulässigkeit ab?

Durch welchen Absatz war das Vorhaben zulässig?

− Wo gab es eventuell Schwierigkeiten?
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